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Der Schweizer Erweiterungsbeitrag - Erlaubt die Aufgabenteilung mit den EU~ 
Partnerländern eine effiziente Umsetzung? 

Das Wesentliche in Kürze 

Mit 1,3 Milliarden Schweizer Franken beteiligt sich die Schweiz mit dem Erweiterungsbeitrag am 
Abbau der wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten in der erweiterten Europaischen Union. 
Wahrend 10 Jahren unterstatzt die Schweiz bilateral vereinbarte Projekte und Programme in 13 
Staaten Mittel- und Osteuropas, die 2004 oder spater der EU beigetreten sind. Vor dem Hinter­
grund einer möglichen Erneuerung des Schweizer Erweiterungsbeitrags untersuchte die Eidge­
nössische Finanzkontrolle (EFK), wie die Abwicklung des Förderprogramms in verschiedenen 
Partnerlandern voranschreitet und ob die Zusammenarbeit soweit zielführend und effizient erfolgt. 
Die Untersuchung kommt zu folgenden Ergebnissen: 

Konzept des Erweiterungsbeitrags hat sich im Grundsatz bewährt 

Im Rahmen der Landerabkommen wurden den Partnerlandern im Sinne eines .ergebnisorientierten 
Managementansatzes" Mitspracherechte und Freiraume in der Ausgestaltung der Umsetzungs­
strukturen gelassen. Dies ermöglicht den Staaten, Modalitaten der Steuerung, Umsetzung und 
Kontrolle des Erweiterungsbeitrags zielfahrend an ihre politisch-administrativen Systeme anzu­
passen (Prinzip des .use of country systems"). Die Schweiz hat sich mit den Partnerlandern dabei 
auf ein Konzept geeinigt, bei welchem die verantwortliche Beteiligung der Partnerlander in hohem 
Masse zum Tragen kommen soll. Die geförderten Themenbereiche und Budgetallokationen wur­
den gemeinsam ausgehandelt. Die Institutionen aus den Partnerlandern spielen bei Projekt­
auswahl, Umsetzung und Monitaring der Projekte und Programme entscheidende Rollen. Ende 
2012 bzw. 2014 wurde die Auswahl und Genehmigung aller Projekte und Programme in den unter­
stützten Landern fristgerecht abgeschlossen, und die Umsetzungsstrukturen des Erweiterungs­
beitrags haben sich bislang bewahrt. Selbst die gleichzeitig mit dem Start des Erweiterungsbeitrags 
eingetretene Finanz- und Wirtschaftskrise sowie deren weitreichende Folgen far Wirtschaft, Politik 
und Gesellschaft in Europa konnten die Umsetzung des Erweiterungsbeitrags nicht wesentlich 
gefahrden, fOhrten aber zu erschwerten Umfeldbedingungen. 

Komplexes System der Steuerung als Herausforderung 

Nicht nur die institutionellen Strukturen, auch die Steuerungsstrukturen und-prozessestellen we­
sentliche Elemente einer efftzienten und effektiven Umsetzung des Erweiterungsbeitrags dar. Die 
komplexe Aufteilung von strategischer und operativer Steuerung der Projekte zwischen der 
Schweiz und den Partnerlt:lndern sorgt mancherorts fOr Unklarheiten. Zwar wurde den Partner­
landern weitreichende Autonomie und Verantwortung fllr die Umsetzung der Projekte Obertragen, 
definitive Entscheidungen über Finanzierung von Projekten und die ordnungsgernasse Ver­
wendung der Fördermittelliegen aber bei der Schweiz. Die EFK sieht in dieser Komplexität der 
Steuerungsformen auf verschiedenen Verwaltungsebenen ein latentes Spannungsfeld: Einerseits 
wird die Flexibilitat und partnerschaftlieh ausgerichtete Zusammenarbeit gewürdigt, andererseits 
fahrt sie stellenweise zu Unsicherheiten, da viele der unterstatzten Lt:!nder den gewahrten Hand­
lungsspielraum nicht immer in gewanschtem Masse nutzen können oder wollen. 
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Abstimmungsbedarf zur Steigerung der Prozesseffizienz 

Die operationelle Abwicklung der Projektauswahl und die Umsetzung zwischen den jeweiligen 
Partnerländern weisen diverse Unterschiede auf. Ein Grund ist mitunter in den unterschiedlichen 
Absorptions- und Managementkapazitäten der zahlreichen involvierten Akteure in den unterstütz­
ten Ländern zu verorten. Die hohe Prozesskomplexität mit dezentraler Rollen- und Aufgabenteilung 
bei gleichzeitig zentralisierter Entscheidungskompetenz fllhrt teilweise zu lneffizienzen wie Doppel­
spurigkeiten, Schnittstellenproblemen und letztlich zu UnterbrOchen und Verzögerungen in den 
Abläufen. 

Auswahl von Projekten und Programmen getreu dem Motto: Less is more (efficient)l 

Innerhalb des Erweiterungsbeitrags werden zahlreiche Projekte und Programme aus einem breiten 
Katalog von Förderbereichen unterstutzt Das eingesetzte zweistufige Projektselektionsverfahren 
unter Einbezug externer Fachpersonen wird als adäquate Methode eingeschätzt, um qualitativ 
hochstehende und bedarfsgerechte Projekte oder Programme auszuwählen. Nachteilig wirkt sich 
aus, dass sich dadurch die Auswahl von Projekten und Programmen in die Länge ziehen und unter 
Umstanden sogar mehrere Jahre dauern kann. Für betroffene Projektantragsteilende ist dies mit 
Unsicherheiten sowie hohen administrativen und finanziellen Lasten verbunden. Fllr die Länder der 
EU-12 wurden bis Ende 2014 rund 300 Projekte aus 25 Themenbereichen von der Schweiz ge­
nehmigt. Die EFK ist der Ansicht, dass sich die Schweiz im Falle einer Erneuerung des Beitrags 
noch starker auf ausgewählte, spezialisierte Förderbereiche konzentrieren sollte. Dies würde es 
der Schweiz erlauben, ihre Starken besser einzusetzen und auch den langwierigen Selektions­
prozess zu straffen. Es sollten nicht mehr, sondern tendenziell grössere und integrale Projekte 
prioritär gefördert werden. Die Vorteile sind in einer verbesserten Breitenwirkung, der grösseren 
Publizität und in den tendenziell tieferen Managementkosten zu sehen. 

Realisierung von Projekten und Programmen nicht ohne Schwierigkeiten 

Aktuell befindet sich die Mehrheit der Projekte und Programme in der Umsetzungsphase. Die 
Ergebnisse zeigen, dass die Realisierung der Projekte und Programme auf mehr oder weniger 
erwartete Probleme stossen. Neben administrativen, technischen und organisatorischen Hürden 
führte insbesondere die in den letzten Jahren hohe Aufwertung des Schweizer Frankens zu einer 
Vergrösserung der Projektbudgets von fast 40 Prozent. Gernäss Vereinbarungen und basierend 
auf dem Finanzierungsbeschluss der Eidgenössischen Räte sind die zusätzlichen Mittel im glei­
chen Projekt einzusetzen, was für betroffene Projektträger zusätzliche Aufwendungen für Planung 
und Realisierung der Projekterweiterungen bedeutet. Infolgedessen weisen bereits heute zahl­
reiche Projekte und Programme grössere Verzögerungen auf. SECO und DEZA gehen aber davon 
aus, dass selbst die verzögerten Projekte und Programme rechtzeitig bis zum Ende der Laufzeit 
des Erweiterungsbeitrags, d. h. im Falle der EU-10 bis Mitte 2017, abgeschlossen werden können. 

Berichterstattung zu wenig risikoorientiert ausgestaltet 

Alle an der Umsetzung beteiligten Akteure haben die Pflicht, eine ordnungsgernässe Abwicklung 
der jeweiligen Projekte sicherzustellen. Die notwendige Dokumentation aller Projektaktivitäten wird 
von beauftragten Institutionen geprOft, bevor die Schweiz eine ROckzahlung der durch das Part­
nerland vorfinanzierten Auslagen freigibt. Ein griffiges Monitaring und Controlling stellen hierbei 
wesentliche Instrumente einer effizienten Projektsteuerung und -Oberwachung dar. Das be-



stehende Monitaring und Controlling der Projektfortschritte ist schwerfällig und erfolgt so nur 
bedingt zeitnah, um notwendige Steuerungsmassnahmen kurzfristig ergreifen zu können. 

Nach Ansicht der EFK ist das Informationsmanagementsystem des Erweiterungsbeitrags zudem 
noch zu wenig auf die systematische Erfassung von Problemen und Risiken von Projekten aus­
gerichtet. Entsprechend sind zusatzliehe Massnahmen wie Visiten von Projektstandorten und 
regelmassige Sitzungen notwendig. 

Vielschichtige Aufsicht und Kontrolle, aber Gefahr von Prüflücken besteht 

Die korrekte Verwendung der Mittel stellt ein Grundprinzip des Erweiterungsbeitrags dar. Ent­
sprechend sind eine Reihe von Massnahmen zur Aufsicht und Kontrolle der korrekten Umsetzung 
des Erweiterungsbeitrags vorgesehen. Bisher zeigt sich, dass das System grundsätzlich greift. Die 
EFK ist jedoch auch der Ansicht, dass aufgrund ungenOgender Abstimmung zwischen den ver­
schiedenen Aufsichts- und Kontrollebenen die Gefahr besteht, dass einzelne PrOfaspekte einer 
mehrfachen Aufsicht unterliegen, wahrend andere PrOfbereiche wie bspw. die Prozesseffizienz 
nicht oder nur unzureichend geprOft werden. 

Auf Basis der vorliegenden Ergebnisse kommt die EFK zu folgenden Empfehlungen, welche im 
Rahmen einer Erneuerung des Schweizer Erweiterungsbeitrags zu berocksichtigen sind: 

• Erarbeitung von unterstOlzenden Massnahmen zur Optimierung der Prozessabläufe und 
zur Steigerung der Steuerungseffizienz 

• Straffung des Projekt- und Programmauswahlverfahrens 
• Regelung der Modalitäten zur Verwendung von zusatzliehen oder freigewordenen Förder­

mitteln 
• Optimierung des Informationsmanagementsystems und Erhöhung der Koordination in der 

Aufsicht 
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Contributlon suisse a l'elarglssement de I'UE: Ia repartltlon des tAches avec les 
pays partenaires assure-t-elle une mlse en cauvre efficace? 

L'essentlel en bref 

La Suisse participe a raison de 1 ,3 milliard de francs a Ia reduction des disparites economiques et 
sociales ausein de I'UE elargie. Sa contribution a l'elargissement soutient pendant dix ans des 
projets et des programmes bilateraux adoptes d'un commun aceerd dans treize pays d'Europe 
centrale et de I'Est qui ont adhere a I'UE en 2004 ou ulterieurement. Dans Ia perspective d'un 
eventuel renouvellement de Ia contribution suisse, le ContrOie federal des finances (CDF) a exa­
mine Ia mise en ceuvre de celle-ci dans divers pays partenaires et evalue si Ia cooperation est 
efficace et permet d'atteindre les buts vises. Les resultats de cet examen sont presentes ci-apres. 

Le prlncipe de Ia contributlon a l'elarglssement a falt ses preuves 

Afin de promouvoir une «gestion axee sur les resultats», les accords conclus avec les pays parte­
naires ont manage a ceux-ci des droits de particlpation et une marge de manceuvre dans Ia defini­
tion des structures operationnelles. Les Etats beneficiaires peuvent ainsi adapter efficacement les 
modalites du pilotage, de Ia mise en ceuvre et du contrOie de gestion a leur systeme politique et 
administratif (principe de l'utilisation des systemes nationaux). La Suisse a convenu avec les pays 
partenaires d'un fonctionnement oü ceux-ci assument de grandes responsabilites dans Ia mise en 
ceuvre de Ia contribution. Les themes vises et l'allocation des budgets sont le fruit de negociations 
communes. Les Institutions des pays partenaires jouent donc un rOie decisif dans Ia selection, Ia 
realisation et le suivi des projets et des programmes. La selection et l'approbation de ces demiers 
ont ete achevees dans les delais pour tous les pays, soit fin 2012 et fin 2014. Jusqu'ici, les struc­
tures creees pour mettre en ceuvre de Ia contribution suisse a l'elargissement ont fait leurs 
preuves. Ni Ia crise financh~re et economique qui a eclate au moment oü Ia contribution prenait 
effet ni les Jourdes consequences economiques, politiques et sociales qu'elle a engendrees en 
Europe ne l'ont fondamentalement remise en cause, mais deteriore les conditions de son appli­
cation. 

Le defi d'un systeme de piletage complexe 

Une mise en ceuvre efficace et efficiente de Ia contribution a l'elargissement exige non seulement 
des structures institutionnelles, mais aussi des structures et des processus de pllotage. La reparti­
tion complexe du piletage strategique et operationnel des projets entre Ia Suisse et les pays parte­
naires engendre parfois un manque de clarte. Si les pays partenaires beneficient certes d'une 
grande autonomie et de grandes responsabilites dans Ia realisation des projets, c'est Ia Suisse qui 
prend les decisions finales quant a leur financement et a Ia banne utilisation des ressources. Le 
CDF estime que Ia complexite de ce modele de pilotage, reparti entre divers niveaux administratifs, 
recele un risque potentiel: d'une part, ce systeme valorise Ia souplesse et Ia cooperation parte­
nariale; d'autre part, il engendre parfois des incertitudes, car nombre des pays beneficiaires ne 
peuvent ou ne veulent pas exploiter Ia marge de manceuvre qui leur est accordee. 

Amellorer l'harmonisation afin d'accroitre l'efficacite des processus 

La procedure de setection des projets et leur realisation varient d'un pays a l'autre. Les differences 
s'expliquent notamment par le fait que tous les pays beneficiaires ne possedent pas les mAmes 
competences pour gerer les activites et y integrer les nombreux intervenants. La grande com-



plexite des processus, qui prevoient une repartition decentralisee des rOies et des täches taut en 
centralisant les competences decisionnelles, engandre parfois un manque d'efficacite, tels des 
doublons, des problemes d'interface et, en finde campte, des suspensionsetdes retards dans Ia 
realisation des projets. 

Selection des projetsetdes programmes selon Ia devlse ccmolns, c'est plus (efficace)ht 

La contribution ä l'elargissement soutient un grand nombre de projets et de programmes issus d'un 
vaste catalogue de domaines d'encouragement. La procedure de selection des projets ä deux 
niveaux, qui fait intervenir des specialistes externes, est jugee adequate pour choisir des projets ou 
des programmes qui offrentune qualite elevee et repondent aux besoins. Cette procedure a 
toutefois le desavantage de ralentir parfois Ia selection, celle-ci pouvant mllme s'etendre sur 
plusieurs annees. Pour les soumissionnaires, cette procedure engendre des incertitudes ainsi que 
de Jourdes charges administratives et financieres. Fin 2014, Ia Suisse avait approuve quelque 
300 projets s'inscrivant dans 25 domaines thematiques pour les pays de I'UE-12. Le CDF estime 
que Ia Suisse devrait, en cas de renouvellement de Ia contribution, se concentrer davantage en­
core sur des domaines plus specifiques. Grace ä uneteile concentration, elle pourrait mieux mettre 
en valeur ses atouts et simplifier Ia procedure de selection. II s'agit non pas d'accroitre le nombre 
de projets ä soutenir, mais de privilegier des projets plus grands et globaux. Cette reorientation 
aurait pour avantage d'ameliorer l'impact ä grande echelle, d'accroitre Ia visibilite de notre pays et 
de reduire les coats de gestion. 

La realisation de projets et de programmes ne va pas sans difficulte 

La majorite des projets et des programmes sont actuellement en cours de realisation. Les resultats 
revelent que celle-ci se heurte ä desproblemesplus ou moins previsibles. Outre les obstacles 
administratifs, techniques et organisationnels, c'est surtout l'appreciation du franc suisse qui a 
poseproblerne ces demieres annees, en gonflant de pres de 40% les budgetsdes projets. Selon 
les accords conclus et l'arrllte financier des Chambres federales, les moyens supplementaires 
doivent lltre utilises par les mllmes projets, de sorte que les responsables de ceux-ci sont con­
frontes ä des charges supplementaires pour planifier et realiser l'extension des activites. En con­
sequence, beaucoup de projets et de programmes accusent d'ores et dejä d'importants retards. Le 
SECO et Ia DDC estiment neanmoins que m~me les projets et les programmes retardes pourront 
lltre acheves jusqu'ä l'echeance de Ia contribution ä l'elargissement, soit jusqu'ä mi-2017 dans les 
cas des pays de I'UE-10. 

Prise en campte insufflsante des risques dans les rapports 

Taus les acteurs impliques dans Ia mise en ceuvre sont tenus de garantir le bon deroulement de 
chacun des projets. La documentation exigee sur toutes les activites des projets est verifiee par les 
institulians competentes avant que Ia Suisse n'approuve le remboursement des depenses pre­
financees par le pays partenaire. Les principaux instruments d'un piletage et d'une surveillance 
efficaces des projets assurent dans ce domaine un suivi et un cantrOJe de gestion fiables. Le suivi 
et le cantrOJe de gestion actuels presentent des lourdeurs et leurs conclusions ne sont mises ä 
disposition que trop tardivement pour qu'il soit possible de prendre des mesures appropriees ä 
court terme. 
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Oe l'avis du COF, le systeme de gestiondes informations de Ia contribution ä l'elargissement s'axe 
par ailleurs trop peu sur Ia prise en compte systematique des problemesetdes risques des diffe­
rents projets. Des mesures complementaires, telles des visites sur place et des seances regu­
lieres, s'averent donc necessaires. 

Un systeme de suivl a plusieurs niveaux n'elimine pas le risque de lacunes 

L'utilisation ä bon escient des ressources disponibles constitue l'un des principes fondamentaux de 
Ia contribution ä l'elargissement. Toute une serie de mesures ont des lors ete prevues pour verifier 
et contrOier sa mise en c:euvre. Ce systeme s'est apparemment revele efficace jusqu'ici. Le CDF 
estime neanmoins que le manque d'harmonisation entre !es differents niveaux de verification et de 
contrOie recele un risque: certains aspects pourraient !tre soumis ä plusieurs verifications, alors 
que d'autres, teile l'efficacite des processus, ne seraient verifies qu'insuffisamment, voire pas du 
tout. 

Se fondant sur les constats presentes ci-devant, le CDF formule les recommandations ci-apres, ä 
prendre en consideration en cas de renouvellement de Ia contribution suisse ä l'elargissement: 

• Elaborer des mesures complementaires afin d'optimiser Je deroulement des processus et 
d'accroTtre l'efficacite du pilotage. 

• Simplifier Ia procedure de selection des projets et des programmes. 
• Definir les modalites d'utilisation des ressources supplementaires ou liberees. 
• Optimiser le systeme de gestiondes informations et renforcer Ia coordination de Ia 

surveillance 

Texte originalen allemand 



II contributo svizzero all'allargamento - La ripartizione dei compiti con i paesi 

partner deii'UE consente un'attuazione efflciente? 

L'essenziale in breve 

La Svizzera contribuisce a ridurre le disparitä economiche e sociali neii'Unione europea (UE) allar­
gata con 1,3 miliardi di franchi svizzeri versati in forma di contributo all'allargamento. Per dieci anni 
Ia Svizzera ha sostenuto progetti e programmi bilaterali in 13 paesi deii'Europa centrale e orientsie 
ehe hanno aderite aii'UE nel2004 o successivamente. ln vista di un possibile rinnovo del contri­
buto svizzero all'allargamento, il Cantrollo federale delle finanze (CDF) ha eseguito una verifica del 
programma di promozione nei vari paesi partner e ha eseminato se finora Ia collaborazione e stata 
promettente e efficace. La verifica ha prodotto i seguenti risultati. 

II concetto del contributo all'allargamento e fondamentalmente valido 

Nel quadro degli accordi interstatali, ai paesi partner sono stati concessi diritti di consultazione e 
spazi di manovra nell'organizzazione delle strutture di attuazione ai sensi di un «approccio alla 
gestione orientato ai risultati». Queste consente ai vari paesi di adeguare Ia gestione, Ia realizza­
zione e il controllo del contributo all'allargamento in maniera mirata e in base ai propri ordinamenti 
politico-amministrativi (principio dell'«use of country systems»). La Svizzera ha eoncordato eon i 
paesi partner un piano ehe prevede per gli stessi un coinvolgimento responsabile di prima piano. I 
settori d'intervento e l'allocazione del budget sono stati negoziati eongiuntamente. Le istituzioni dei 
paesi partner svolgono quindi ruoli chiave nella selezione dei progetti, nella Iore attuazione e nel 
monitoraggio di progetti e programmi. Alla fine del2012 e del2014 i progetti e i programmi previsti 
per i paesi sostenuti sono stati selezionati e approvati entro i termini stabiliti, e le strutture incari­
cate dell'attuazione del contributo all'allargamento hanno dato buona prova. Neppure Ia crisi finan­
ziaria ed eeonomiea ehesie verificata proprio all'inizio dell'attuazione ne le gravi eonseguenze ehe 
ne sono risultate per l'eeonomia, Ia politica e Ia soeietä in Europea sono riuscite a mettere vera­
mente a repentaglio il contributo all'allargamento, anche se hanno peggiorato le eondizioni 
esistenti. 

La sfida del complesso sistema dl gestlone 

Non solo le strutture istituzionali ma anehe le strutture e i proeessi destinati alla gestione sono 
elementi importanti per un'attuazione efficiente ed efficace del contributo all'allargamento. La com­
plessa ripartizione della gestione strateg ica e operativa dei progetti tra Svizzera e paesi partner 
genera alcune ambiguitä. lnfatti, anche sei paesi partner dispongono di ampia autonomia e re­
sponsabilitä nella realizzazione dei progetti, le decisioni definitive riguardando il finanziamento dei 
progetti eil cerrette impiego dei fondi spettano comunque alla Svizzera. II CDF vede in questa 
complessita delleforme di gestione ai vari livelli amministrativi una fonte latente di tensione. Jnfatti, 
da un lato, si prediligono Ia flessibilita e Ia cooperazione tra le parti e, dall'altro, queste generano 
talvolta incertezze in quanto molti dei paesi sostenuti non possono o non vogliono sempre sfruttare 
nella misura auspicata il margine di manovra di cui dispongono. 

f 

g 



I 

10 

Necessita di accordo per aumentare hfficienza dei processi 

Lo svolgimento operativo della selezione dei progetti e l'attuazione tra i rispettivi paesi partner pre­
sentano molteplici differenze, rieonducibili tra l'altro alle diverse capaeita di assorbimento e ge­
stione dei numerosi attori eoinvolti nei paesi sostenuti. L'elevata eomplessita dei processi, ehe 
prevedono una ripartizione decentralizzata di ruoli e compiti in coneomitanza eon una competenza 
decisionale eentralizzata, puö generare alcune inefficienze come operazioni ridondanti, sovrap­
posizioni problematiche e quindi interruzioni e ritardi nelle procedure. 

Selezione di progetti e programmi in base al motto ccless is more (efficient)» 

Con il contributo all'allargamento vengono sostenuti numerosi progetti e programmi tratti da un 
vasto catalogo di settori d'intervento. La procedura di selezione a due livelli, ehe eomprende il 
eoinvolgimento di periti estemi, e eonsiderata metodologieamente adeguata per scegliere progetti e 
programmi di elevata qualita e commisurati alle necessita. D'altro canto, questa procedura pre­
giudica Ia selezione di progetti e programmi, nel sense ehe in aleuni casi Ia scelta puö protrarsi per 
diversi anni. Per i richiedenti dei progetti questo svantaggio e fonte di ineertezze e genera elevati 
oneri amministrativi e finanziari. Per i paesi deii'UE-12, fino a fine 2014 Ia Svizzera ha approvato 
circa 300 progetti in 25 campi tematiei. II CDF ritiene ehe, in easo di rinnovo del eontributo, Ia 
Svizzera dovrebbe concentrarsi maggiormente su una selezione di settori specifici. Ciö eonsen­
tirebbe alla Svizzera di sfruttare meglio i propri punti di forza e di acealerare illungo processo di 
selezione. Bisognerebbe dare Ia preeedenza non a un maggior numero di progetti, ma piuttosto a 
grandi progetti integrali. I vantaggi ehe ne deriverebbero sono impatto e visibilita maggiori nonehe 
costi di gestione tendenzialmente inferiori. 

La realizzazione di progetti e programmi comporta alcune difficoltä 

Attualmente Ia maggior parte dei progetti e dei programmi e in fase di attuazione. Dai risultati 
emerge ehe Ia realizzazione di progetti e programmi presenta problemi piü o meno prevedibili. 
Oltre agli ostaeoli di ordine amministrativo, teenico e organizzativo, negli ultimi anni iJ sensibile 
apprezzamento del franeo svizzero ha fatto lievitare il budget dei progetti di quasi il40 per cento. 
Secondo gli accordi ein base al deereto di finanziamento delle Camere federali, le risorse supple­
mentari devono essere assegnate ai progetti gia awiati. Per i responsabili di progetto questa con­
dizione significa prevedere risorse supplementari per Ja pianificazione e Ia realizzazione di esten­
sioni di progetti. Di conseguenza, gia oggi un gran numero di progetti e programmi presenta ritardi 
considerevoli. Tuttavia, Ia Segreteria di Stato dell'economia (SECO) e Ia Direzione dello sviluppo e 
della cooperazione (DSC) partono dal presupposto ehe anche i progetti e i programmi ehe hanno 
accumulato ritardi potranno concludersi entro Ia fine della durata del contributo all'allargamento, 
ovvero- nel easo deii'UE-10- entre Ia meta del2017. 

Resoconti non abbastanza orientati ai rischi 

Tutti gli attori eoinvolti nell'attuazione hanno l'obbligo di assleurare uno svolgimento regolare dei 
rispettivi progetti. La doeumentazione necessaria di tuttele attivita di progetto e verificata dalle 
istituzioni incaricate prima ehe Ia Svizzera autorizzi il rimborso degli anticipi versati dal paese part­
ner. Un monitoraggio e un controlling incisivi sono strumenti essenziali ai fini della gestione e della 
sorveglianza efficaei dei progetti. L'attuale monitoraggio e il controlling dei progressi compiuti nei 
progetti sono poco funzionali e vengono effettuati raramente in tempo utile per l'adozione delle 
necessarie misure di gestione. 



Secendeil CDF, il sistema di gestiene delle informazieni del contribute all'allargamente e ineltre 
pece erientate aHa rilevaziene sistematica dei problemi e dei rischi presenti nei pregetti. Sene 
quindi necessarie misure supplementari, come visite in loce e riunieni regelari. 

Sorveglianza e controllo complessi ehe non escludono lacune nel processo di verifica 

Unodei principi basilari del contributo all'allargamente eil cerrette impiego delle rlserse. Pertante 
sono previste diverse misure volte alla sorveglianza e al contrello della corretta attuaziene del een­
tribute all'allargamento. Finera si rieonosce un buon andamento di sistema. Tuttavia il CDF e del 
parere ehe, per via di un'armenizzazione insufficiente tra i vari livelli di vigilanza e di controllo, sus­
sista il rischio ehe singeli aspetti della verifica siane soggetti a una vigilanza meltepliee, mentre altri 
settori- come l'efficienza dei processi- non vengano esaminati affatto o cemunque non a suffi­
cienza. 

ln base a questi risultati, il CDF formula le seguenti raccemandazioni, da prendere in considera­
ziene nell'ambito del rinnove del centributo svizzere all'allargamento: 

• elaboraziene di misure di supporte per ottimizzare gli iter processuali e per miglierare 
l'effieienza della gestione; 

• rassedare Ia precedura di selezione dei progetti e dei pregrammi; 
• regelazione delle medalitä per l'impiege di risorse supplementari e di mezzi dispenibili; 
• ettimizzazione del sistema di gestiene delle infermazieni e maggiere eoordinamente della 

vigilanza. 

Testo originale in tedesco 
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Swltzerland's enlargement contributlon - does the division of tasks with EU 
partner countries allow efficlent lmplementation? 

Key points 

Switzerland makes an enlargement contribution of 1 ,3 billion of francs to reduce the economic and 
social inequalities in the enlarged European Union. For ten years, Switzerland has been supporting 
bilaterally agreed projects and programmes in 13 countries in Central and Eastern Europe which 
became EU members in 2004 or later. Against the backdrop of a possible renewal of Switzerland's 
enlargement contribution, the Swiss Federal Audit Office (SFAO) examined how the implemen­
tation of the support programme in various partner countrieswas progressing and whether cooper­
ation was conducted in an effective and efficient manner thus far. The examination comes to the 
following conclusions: 

Concept of the enlargement contributlon has proven its worth in principle 

Within the scope of the country agreement, the partner countries had a voice and were given free­
dom in the shaping of the implementing structures within the meaning of a "results-oriented 
management approach". This allows countries to expediently adjust enlargement contribution 
management, implementation and control procedures to their political and administrative systems 
(use of country systems principle). Tagether with the partner countries, Switzerland agreed on a 
concept whereby the conscientious cooperation of the partner countries should be capitalised upon 
as far as possible. The Strategie topic areas and the budget allocations were jointly negotiated. The 
institutions in the partner countries play a decisive roJe in project selection, implementation and in 
the monitaring of the projects and programmes. At the end of 2012 and 2014, the selection and 
approval of all of the projects and programmes in the countries benefiting from support had been 
concluded on time and the implementing structures of the enlargement contribution had proved 
effective. Even the financial and economic crisis with its far-reaching consequences for business, 
politics and society in Europe which coincided with the start of the enlargement contribution could 
not significantly jeopardise the implementation of the enlargement contribution. Nonetheless, it led 
to more difficult overall conditions. 

The challenge of a complex management system 

8oth the institulianal structures and the management structures and procedures are important 
elements in the efficient and effective implementation of the enlargement contribution. The complex 
fragmentation of the strategic and oparational management of the projects between Switzerland 
and the partner countries causes confusion in some places. While extensive autonomy and re­
sponsibility have been accorded to the partner countries for the implementation of the projects, final 
decisions on the funding of projects and the correct use of financial support rest with Switzerland. 
The SFAO finds the complexity of the management forms at the different administrative Ievels tobe 
a potential area of tension: although flexibility and collaboration based on partnership are valued, at 
times they Iead to uncertainty as many of the countries supported cannot always use or want to 
use the leeway granted to them to the desired extent. 



Need for coordination to increase process efficiency 

The oparational running of project selection and implementation between the respective partner 

countries showed various disparities. One reason is to be found in the differing absorption and 

managementcapaeitles of the numerous players involved in the supported countries. The high 

Ievei of process complexity with the decentralised division of roles and responsibilities but, at the 

same time, centralised decision-making powers Ieads in places to inefficiencies such as duplica­

tions, interface problems and finally to interruptions and delays in the procedures. 

Seiaction of projects and programmes true to the motto: less is more (efficient). 

Within the enlargement contribution, numerous projects and programmes from a broad catalogue 

of funding areas are supported. The two-tier project selection procedure used with the involvement 

of external specialists is considered to be an adequate method to select high-quality and needs­

based projects and programmes. The disadvantage is that the selection of projects and pro­

grammes can thereby drag an too lang and under certain circumstances even last several years. 

For project applicants, this is associated with uncertainty and high administrative and financial bur­

dens. Up to the end of 2014, approximately 300 projects from 25 topic areas had been approved by 

Switzerland for the EU-12 countries. The SFAO is of the opinion that Switzerland should concen­

trate more strongly on selected, specialised funding areas if the contribution is due to be renewed. 

This would allow Switzerland to better integrale its strengths and to streamline the long-drawn-out 

selection process. The tendency is for priority to be given to promoting not more but bigger and 

integral projects. The advantages would be seen in an improved, widespread impact, greater 

publicity and the tendency towards lower management costs. 

Realisation of projects and programmesnot without difficulties 

Currently, the majority of the projects and programmes are in the implementation phase. The re­

sults show that the realisation of projects and programmes is coming up against problems which 

are more or less tobe expected. ln addition to administrative, technical and organisational hurdles, 

the appreciation of the Swiss franc in particular in recent years has led to an increase of almest 

40% in the project budget. As determined in the agreements and based an the parliamentary fi­

nancing resolution, the additional funds aretobe used for the same project, which will involve 

additional expense for the project managers concemed in terms of planning and realisation of the 

project extensions. As a result, numerous projects and programmes have bigger delays now. How­

ever, the State Secretariat for Economic Affairs (SECO) and the Swiss Agency for Development 

and Cooperation (SDC) assume that even the delayed projects and programmes can be concluded 

an time by the end of the duration of the enlargement contribution, i.e. by mid-2017 in the case of 

the EU-10. 

Reporting not sufficiently risk-oriented 

All of the players involved in implementation have a duty to ensure that the respective projects are 

properly handled. The required documents of all project activities are examined by the mandated 

institulians before Switzerland clears reimbursement of the expenses funded in advance by the 

partner country. Here, effective monitaring and controlling represent essential instruments of effi­

cient project management and supervision. The existing monitoring and controlling of project pro­

gress is cumbersome and thereby occurs in a timely manner only to a limited extent so that the 

required management measures can be taken at short notice. 
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ln the view of the SFAO, the enlargement contribution's information management system is also 
insufficiently geared towards the systematic reporting of probrems and risks in projects. ln line with 
this, additional measures such as visits to project locations and regular meetings are required. 

Multi-layered supervision and audits, but danger of auditing gaps 

The correct use of resources is a basic principle of the enlargement contribution. ln line with this, a 
series of measures are envisaged to monitor and cantrar the correct implementation of the en­
largement contribution. Up to now, it is clear that the system is working in principle. The SFAO is 
nonetheless of the opinion that due to insufficient coordination between the various monitoring and 
controllevels, there is the danger that individual audit aspects are being audited several times 
whereas other audit areas, such as process efficiency, arenot audited or only insufficiently. 

On the basis ofthe available results, the SFAO has the following recommendations to make which 
should be noted within the scope of the renewar of Switzerland's enlargement contribution: 

• elaborating support measures to optimise processes and increase management efficiency 
• streamlining project and programme selection procedures 
• regulating the methods for the use of additional or released financial assistance 
• optimising the Information management system and increasing coordination in supervision 

Original text in German 



Generelle Stellungnahme des SECO/EDA 

Wir danken Ihnen und Ihren Mitarbeitern fOr die gute Zusammenarbeit bei der Durchfahrung des 
Audits Ober den EIWeiterungsbeitrag. Wir haben von den positiven Resultaten des Berichts mit 
Befriedigung Kenntnis genommen. Mit den Empfehlungen der EFK sind wir grundsatzlieh 
einverstanden. 
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1 Einleitung 

1.1 Warum dieses Thema? 

Gestutzt auf ihr Jahresprogramm 2014 hat die Eidgenössische Finanzkontrolle (EFK) eine Unter­
suchung im Bereich des "Schweizerischen Erweiterungsbeitrags" vorgenommen. 

2017 lt:luft die Förderperiode des Schweizer Erweiterungsbeitragstor die neuen EU-10 Staaten (fOr 
Bulgarien und Rumänien im Jahre 2019) aus. Eine Erneuerung des Schweizer Erweiterungs­
beitrags wird von Seiten der Europäischen Union (EU) begrOsst Entsprechende Verhandlungen 
stehen gegenwärtig aber noch aus. 

Bereits durchgeführte EFK-PrOfungen betreffend den Schweizer Erweiterungsbeitrag in Rumanien 
2012, in der Tschechischen Republik 2013 sowie Erfahrungen aus Berichten zur neuen Regional­
politik oder Programmvereinbarungen in der Schweiz zeigen, dass die Organisation zur Umset­
zung von Förderprogrammen ein zentrales Erfolgsmerkmal darstellt und die Profungen förderten 
bereits vereinzeltes Optimierungspotenzial zu Tage. 

Vor diesem Hintergrund hat die EFK zusammen mit den fOr den Schweizer Erweiterungsbeitrag 
beauftragten Amtern Staatssekretariat fOr Wirtschaft (SECO) und Direktion fOr Entwicklungs­
zusammenarbeit (DEZA) beschlossen, eine aktuelle Beurteilung des Förderprogramms vorzu­
nehmen und mögliche Verbesserungen fOr die laufende sowie fOr eine allfällige nachste Förder­
periode zu ermitteln. ln der vorliegenden Untersuchung soll es unter anderem zur Beantwortung 
der folgenden Fragestellungen kommen (vgl. Anhang 3 for die vollständige Auflistung der Fragen 
und Unterfragen): 

Fragestellung 1: 
Garantiert das Schwelzer Förderprogramm eine hohe Qualität der Projekte? 

Erläuterung: Die Förderungen innerhalb des Schweizer Erweiterungsbeitrags erfolgen auf Basis 
verschiedene Förderansätze (Einzelprojekte, Programme und vereinzelte Spezialinstrumente), 
welche je nach Ansatz durch unterschiedliche Förderinstrumente finanziert werden. Eine erfolg­
reiche Auswahl von Projekten bzw. Programmen bedingt, dass die Kriterien und Prozesse zur 
Auswahl von potenziellen Projekten im Rahmen des Schweizer Erweiterungsbeitrags zwischen der 
Schweiz und den Partnerlandern klar, konzise und kohärent zu den Zielsetzungen definiert sind. 

Fragestellung 2: 

Erfolgt die Umsetzung des Förderprogramms koordiniert, zeltgerecht und effizient? 

Erläuterung: Nicht nur die Auswahl-, auch die Umsetzungsverfahren von Projekten unterscheiden 
sich in vielerlei Hinsicht zu Programmen. Innerhalb dieser Fragestellung soll ermittelt werden, in­
wiefern die eingesetzten Prozessstrukturen eine termingerechte, wirtschaftliche und zielführende 
Umsetzung durch die involvierten Akteure ermöglichen. 



Fragestellung 3: 
Ist das eingesetzte Informationsmanagementsystem zur Steuerung von Projekten adäquat? 

Erlauterung: Innerhalb dieser Fragestellung sollen die Qualitat und Quantitat der eingesetzten ln­
formationsmanagementsysteme und -instrumente (Reporting, Monitaring und Controlling) beurteilt 
werden. Es wird ermittelt, ob das Instrumentarium zweckmassig aufgebaut ist und ob sie adaquate 
Informationen zum Stand der Umsetzung, zu möglichen Risiken und zur Zielkonformitat liefern. 

Fragestellung 4: 
Ermöglicht die Aufsicht eine effektive Aufdeckung und Bewältigung von Risiken? 

Erlauterung: Die Aufsicht und Kontrolle stellt ein wichtiges Element zur Sicherstellung einer recht­
lich korrekten und qualitativ hochstehenden Umsetzung eines Förderprogramms dar. Ent­
sprechend mossen griffige Regelungen, Strukturen und Instrumente zur Risikoverhinderung 
installiert sein. Sind wesentliche Risikobereiche erkannt und wie werden in gegebenen Falle 
entsprechende Korrekturmassnahmen eingeleitet? 

1.2 Vorgehen 

Die folgenden methodischen Module und Arbeitsschritte wurden eingesetzt, um die Frage­
stellungen zu beantworten: 

Modul1: Dokumentanalyse 

Eine umfassende Dokumentenanalyse diente zur Erarbeitung der notwendigen Grundlagen und 
Hintergrundinformationen und bildete darober hinaus die Schnittstelle zu allen anderen Modulen. 
Die Dokumentenanalyse umfasste alle relevanten gesetzlichen Grundlagen, Botschaften und par­
lamentarischen Vorstösse, bundesinterne und bundesexterne Berichterstattungen, Studien bzw. 
Untersuchungen von Profungsorganen, parlamentarische Sessions- und Sitzungsprotokolle, Artikel 
aus der Tagespresse, etc. Siehe Anhang 1 und 2. 

Modul2: Interviews 

Mit verschiedenen Personen des Bundes wie auch mit externen Fachpersonen und Betroffenen 
wurden insgesamt 71 leitfadengestutzte Interviews durchgefOhrt. Befragt wurden Personen oder 
Personengruppen aller involvierten Akteure im Rahmen des Schweizer Erweiterungsbeitrags so­
wohl in der Schweiz wie auch in ausgewahlten Partnerlandern (vgl. nachstehendes Modul 3). 
Diese dienten einerseits zur Vertiefung einzelner, spezifischer Themenbereiche und Erlangung 
weiterführender Informationen sowie andererseits zur Verifizierung bzw. Qualitatssicherung vor­
handener Ergebnisse. 
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Modul 3: Visiten vor Ort 

Es wurden insgesamt drei Visiten in den Ländern Ungarn, Bulgarien und Polen durchgeführt. Die 
drei Länder wurden nach vorbestimmten Kriterien selektioniert, um eine möglichst breite Vielfalt der 
verschiedenen Elemente erfassen zu können. Die Visiten beschränken sich im Wesentlichen auf 
den Besuch von zentralen Ansprachpartnern fOr den Schweizer Erweiterungsbeitrag sowie fOr 
andere Förderprogramme. Der Arbeitsaufwand fOr die Visiten in Bulgarien und Ungarn (Juni 2014) 
lag jeweils bei zweieinhalb Tagen und in Polen (September 2014) bei rund 5 Tagen. 

Modul4: Ergänzende Umfrage bei .,National Project/Programme Officers (NPO) 

Innerhalb dieses Moduls wurde in Ergänzung zu den Interviews eine kurze elektronische Umfrage 
bei den National Project I Programme Officers (NPO) in den Partnerländern des Schweizer Erwei­
terungsbeitrags durchgefOhrt. Hierbei wurden Einschätzungen, Vergleichswerte sowie daraus ab­
geleitet mögliche Verbesserungspotenziale ermittelt. Insgesamt haben 13 (von 15) NPOs an der 
Umfrage teilgenommen. Die Umfrage fand im Oktober und November 2014 statt. Urspronglich 
gernäss Konzept war geplant, eine Umfrage bei ausgewählten Projektträgem (.Executing 
Agencies") durchzufahren. Im Laufe der Umsetzung der vorliegenden Untersuchung zeigte sich 
aber, dass eine Umfrage bei den NPO, welche auch im direkten Kontakt zu den Projektträgern 
stehen, bessere Gesamteinschätzungen ermöglichen und zudem die Umfrage mit geringerem 
Aufwand zu bewerkstelligen ist. 

Modul 5: Filmbeitrag 

Es wurden ausgewählte Aspekte in der vorliegenden PrOfung mittels Videoaufnahmen dokumen­
tiert und werden fOr eine visualisierte Version der wesentlichen Ergebnisse verwendet. 

Innerhalb der vorliegenden PrOfung konnten nicht alle zum damaligen Zeitpunkt unterstatzten 
Länder der erweiterten EU berocksichtigt werden, was zu gewissen Einschränkungen bezoglieh 
der Generalisierbarkeit der Erkenntnisse und Ergebnisse dieser Prüfung fuhrt. Dies wird an dieser 
Stelle transparent gemacht. Zudem ist wichtig anzumerken, dass die vorliegende Untersuchung 
keine abschliessende Beurteilung des Erweiterungsbeitrags darstellen kann, da dieser sich in der 
Umsetzung befindet. 

Die Untersuchung fand- mit einzelnen UnterbrOchen- in der Zeit von März 2014 bis März 2015 
statt. Sie zeigt die Situation zwischen Juli 2014 bis Anfangs 2015. Die Untersuchung wurde ge­
mäss den Standards der Schweizerischen Evaluationsgesellschaft (SEVAL) und den allgemeinen 
Grundsätzen der WirtschaftlichkeitsprOfung (ISSAI 300- International Standards of Supreme Audit 
lnstitutions) erarbeitet.1 

Die Verantwortung fOr die Untersuchung trägt die EFK. Mit der Umsetzung hat die EFK ihren 
Fachbereich Wirtschaftlichkeitsprüfung und Evaluation beauftragt. Das Projektteam setzte sich aus 
Martin Koci (Projektleitung) sowie Katrin Windolf, Vincent Guggisberg, Laurent Cremieux und 
Claude Courbat (alle Projektmitarbeitende) zusammen. Es arbeitete unter der Supervision des 
Mandatsleiters Gregoire Demaurex. 

1 Siehe http·//WWN. seval. ch/de/standardsl und http: IIde. issai. org/media/69907/issai-300-g-new. pdf. 



2 Der Schweizer Erweiterungsbeitrag 

2.1 Grundzüge und aktueller Stand 

Im Rahmen einer politischen Absichtserklarung zwischen der Schweiz und der EU wurde im Jahre 
2006 festgehalten, dass die Schweiz die Kohasionsanstrengungen der EU in den seit 2004 der EU 
beigetretenen neuen Mitgliedstaaten in autonomer und solidarischer Weise mit dem Schweizer 
Erweiterungsbeitrag unterstotzt. Der Erweiterungsbeitrag verfolgt das Ziel der Verringerung von 
ökonomischen und sozialen Ungleichheiten in der erweiterten Europaischen Union. Die Schweiz 
leistet ihre Unterstatzung unabhangig von der EU und deren Förderinstrumente und die Projekte 
werden in Zusammenarbeit mit den einzelnen Partnerstaaten bilateral ausgewahrt und die Schweiz 
entscheidet letztlich auch Ober die Finanzierung der Projekte. 

Am 1.Juni 2007 trat das Bundesgesetz Ober die Zusammenarbeit mit den Staaten Osteuropas in 
Kraft. Als Folge hieraus bewilligte das Schweizer Parlament eine Unterstatzung der EU-Kohasi­
onsbestrebungen fOr die der EU seit 2004 beigetretenden Lander. Gesprochen wurden insgesamt 
eine Milliarde Schweizer Franken for den Erweiterungsbeitrag zwischen 2007 bis 2017. Begünstigt 
werden die Lander Polen, Ungarn, Tschechische Republik, Litauen, Slowakei, Lettland, Estland, 
Slowenien, Zypern sowie Malta (EU-10). Im Jahre 2009 erhöhte sich der Erweiterungsbeitrag 
nochmals um 257 Millionen Franken fOr die Unterstatzung der 2007 der EU beigetretenen Lander 
Rumanien und Bulgarien (EU-2). Erst kürzlich beschloss die Schweiz auch das im Juli 2013 in die 
EU beigetretene Land Kroatien mit 45 Millionen Franken durch den Erweiterungsbeitrag zu unter­
stützen. 

Die nachfolgende Abbildung 1 zeigt die Verteilung der Fördermittel des Schweizer Erweiterungs­
beitrags auf die unterstatzten Lander sowie die Anzahl der aktuell genehmigten Projekte bzw. Pro­
gramme pro Land (Stand Ende 2014).2 Die Aufteilung der Mittel auf die Partnerfander orientiert 
sich, wie die finanzielle Unterstatzung durch die vergleichbaren Finanzierungsmechanismen von 
Norwegen bzw. des Europaischen Wirtschaftsraums EWR (vgl. dazu Kapitel2.6ff.), an der Ge­
samtbevölkerung sowie den Pro-Kopf-Einkommen des jeweiligen Landes bzw. von Regionen. 
Spezielle Berücksichtigung im Erweiterungsbeitrag finden darOber hinaus strukturschwache 
Regionen in den Landern Tschechische Republik, Slowakei, Ungarn und Polen. 

2 ln Kroatien wurden bislang noch keine definitiven Projekte oder Programme bestimmt. 
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Abbildung 1: Geografische Verteilung der Mittel (EU-13) und Anzahl Projekte (EU-12) 
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Quelle: DEZA, SECO; eigene Darstellung 

Mit einer Gesamtlaufzeit von 10 Jahren setzt sich der Erweiterungsbeitrag aus zwei wesentlichen 
Phasen zusammen (siehe auch Abbildung 7 fOr eine Übersicht): Jn den ersten 5 Jahren, der sog. 
Verpflichtungsperiode (.Commitment Period"), sind die Förderprojekte und -programme zu be­
stimmen und zu genehmigen. ln den zweiten 5 Jahren, der sog. Implementierungs- oder Realisie­
rungsphase (.lmplementation Period"), sind die jeweiligen Projekte und Programme umzusetzen 
und abzuschliessen. 

Nach Ablauf der 5-jahrigen Verpflichtungsperiode for die EU-10-Lander im Jahre 2012 belief sich 
die Anzahl der Projekte bzw. Programme auf 210. Ende 2014 lief die Verpflichtungsperiode fOr die 
beiden Lander Rumanien und Bulgarien ab. Dort wurden 13 sog. Thematische Fonds3 sowie 28 
Einzelprojekte genehmigt. Über den gesamten Erweiterungsbeitrag (EU-12, exkl. Kroatien) wurden 
somit bislang rund 300 Einzelprojekte von der Schweiz genehmigt." 

Aktueller Stand der Umsetzung 

Ende 2014, d.h. nach Ablauf von zwei Dritteln der Laufzeit des Erweiterungsbeitrags fOr die EU-1 0 
und der Halfte der Laufzeit fOr die EU-2, wurden 42 Prozent der verfOgbaren Projektbudgets von 
der Schweiz an die Partnerlander ausbezahlt bzw. zu rockerstattet (vgl. Abbildung 2). 

3 Thematische Fonds stellen im weiteren Sinne Förderprogramme mit zuvor bestimmten und eingegrenzten 
Zielsetzungen, Anforderungskriterien und Themenbereichen dar. Sie bestehen aus einer Vielzahl von Projekten. 

4 
Die Thematischen Fonds in Bulgarien und Rumänien umfassen ca. 50 Einzelprojekte, Stand Ende 2014. 



Abbildung 2: Die finanzielle Umsetzung des Erweiterungsbeitrags (EU~12), Ende 2014 
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Quelle: SECO, eigene Darstellung 

Die Länder weisen hierbei grosse Unterschiede auf. ln denjenigen Landern der EU-1 0 mit tenden­
ziell weniger Projekten oder Programmen (bspw. Estland, Lettland, Slowenien und Malta) liegt die 
Gesamtauszahlungsquote Ende 2014 zwischen 70 und 90 Prozent. ln den Ländern Ungarn, 
Tschechische Republik, Slowakei und Litauen liegt die Auszahlungsquote bei rund 30 Prozent. Das 
grösste Land Polen weist aktuell eine Quote von knapp 50 Prozent aus. Es ist festzuhalten, dass 
die Höhe der Auszahlungsquote nicht gleichzusetzen ist mit dem tatsachlichen Umsetzungsstand 
der jeweiligen Projekte und Programme eines Landes. Die Auszahlungsquoten hangen von einer 
Vielzahl von Faktoren ab: Anzahl und Grösse der Projekte oder Programme, Förderbereich und 
inhaltlicher Fokus, Finanzierungsmodus (Vorfinanzierung versus ROckvergatung in Etappen) sowie 
Starttermin und Laufzeit. Es kann daher erwartet werden, dass vorwiegend kleinere Länder mit 
weniger Projekten/Programmen insgesamt gesehen bei den Auszahlungen weiter vorangeschritten 
sind. 

Auch in Bulgarien und Rumänien konnte der gesamte Erweiterungsbeitrag innerhalb der fant­
jährigen Verpflichtungsperiode bis zum 7. Dezember 2014 vollständig verpflichtet werden. Die 
Auszahlungsquote lag Ende 2014 bei rund einem Viertel. 

Eine Ermittlung der Zahl von bis dato abgeschlossenen Projekten oder Programmen gestaltet sich 
schwierig: Einerseits können Projekte oder Programme in finanzieller Hinsicht bereits abgeschlos­
sen sein (etwa im Falle von Forschungszusammenarbeit, Risikokapitalfonds zur Unterstatzung von 
KMU etc.), aber die Umsetzung ist noch im Gange. Andererseits können Projekte oder Programme 
in technischer Hinsicht bereits ausgeführt und administrativ abgeschlossen sein, aber eine voll­
ständige ROckvergütung und administrativer Abschluss durch die Schweiz erfolgte noch nicht. Ge­
mass letzten Angaben konnten bislang rund 17 Projekte bzw. 5 Prozent aller Projekte administrativ 
abgeschlossen werden. 

f 

23 



f 

24 

2.1.1 Thematische Schwerpunkte und Zielsetzungen 

Die unterstatzten Länder erhalten Mittel fOr Projekte oder Programme in den folgenden vier 
Themenbereichen, wobei fOr je zwei Themenbereiche entweder das SECO (Umwelt und Infra­
struktur; Förderung der Privatwirtschaft) oder die DEZA (Sicherheit, Stabilität und Unterstatzung 
von Reformen; Menschliche und soziale Entwicklung) zuständig sind (vgl. Abbildung 3). Die be­
willigten Mittel werden ebenfalls zu je 50 Prozent entweder vom SECO oder der DEZA verwaltet. 

Abbildung 3: Geförderte Themenbereiche des Erweiterungsbeitrags 

DEZA: Sicherheit, Stabilität und Unterstützung der Reformen 

• Ausbau der Verwaltungskapazitäten auf regionaler und kommunaler Ebene 

• Massnahmen zur Sicherung der Grenzen 

• Verbesserung der Bearbeitung von Einwanderungs- und Asylangelegenheiten 

• Zugang zu Informationssystemen im Bereich des Sicherheitsrechts und Verbesserung der 
Sicherheit auf rechtlicher Ebene 

• Modernisierung des Justizwesens 

• Ausbau der Institutionen und der Kapazitäten fOr die Bekämpfung der Korruption und des 
organisierten Verbrechens 

• nukleare Sicherheit 

• Verhütung und Bewältigung von Naturkatastrophen 

• regionale Entwicklungsinitiativen in Randgebieten oder benachteiligten Regionen 

SECO: Umwelt und Infrastruktur 

• Sanierung und Modemisierung der Basisinfrastruktur (Energieeffizienz, Trinkwasser, 
Abwasser, Abfallbeseitigung, öffentlicher Verkehr) 

• Verbesserung der Umweltbedingungen, Verringerung des Schadstoffausstosses, 
Entwicklung und Durchsetzung von Standards und Normen im Bereich der Umwelt-
Oberwachung 

• Entsorgung giftiger Abfalle und Sanierung verseuchter Industriegelände 
• regionale, städtische und landliehe Raumordnung und Flachennutzungsplanung, 

Infrastruktur, Umwelt usw. 
• grenzObergreifende Umweltinitiativen, z. B .• Umwelt fOr Europa" 
• biologische Vielfalt und Naturschutz 

SECO: Förderunader Privatwirtschaft 

• Entwicklung der Privatwirtschaft und Förderung der Ausfuhr unter besonderer 
Berücksichtigung der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) 

• Erleichterung des Zugangs zu Finanzierungsmöglichkeiten, Unterstatzung der KMU im 
Bereich Unternehmensführung 

• Förderung zertifizierter Erzeugnisse des biologischen Landbaus 

• Förderung von Standards, Normen und Konformitätsbewertung im. Bereich der industriel-
len und landwirtschaftlichen Produktion; Förderung einer industriellen Produktion, die 
unter sozialen und ökologischen Gesichtspunkten sowie unter dem Gesichtspunkt der 
Ökoeffizienz dem Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung entspricht 

• Verbesserung der Regulierung des Finanzsektors und Ausbau der Finanzmarkte und 
-Institutionen 

• Schutz des geistigen Eigentums 

I 

I 



DEZA: Menschliche und soziale Entwicklung 

• Ausbau der Kapazitaten in der öffentlichen Verwaltung auf zentraler, regionaler und 
kommunaler Ebene im Hinblick auf das Erreichen von EU-Standards 

• fachliche und berufliche Ausbildung 
• Forschung und Entwicklung (wissenschaftliche Austauschprogramme, Stipendien, 

Partnerschaften, Zusammenarbeit in der angewandten Forschung usw.) 
• Gesundheit (Modemisierung von Krankenhausem, Reform der Krankenversicherungs­

systeme, vorbeugendeMassnahmen usw.) 
• Partnerschaften zwischen Stadten und Gemeinden 
• Unterstützung internationaler Entwicklungsinitiativen 

Quelle: SECO 

Zur Sicherstellung der formalen und inhaltlichen Projektqualitat sowie zur Unterstatzung der Pro­
jekt- und Programmselektion und-umsetzungsieht der Erweiterungsbeitrag zudem den Einsatz 
folgender Spezialinstrumente vor. 

• Projektvorbereitungsfazilitat (.Project Preparation Facility" PPF): Mit den Mitteln aus die­
sem Fonds sollen Antragstellende bei der Eingabe von Projektantragen wahrend der Ver­
pflichtungsphase unterstatzt werden. For die Lander der EU-12 wurden rund 4.4 Mio. 
Schweizer Franken hierfor bereitgestellt. Per Ende 2014, d. h. nach Ablauf der Verpflich­
tungsperiode, waren die Mittel PPF für die EU-12 in fast allen Partnerlandern vollstandig 
verwendet worden. 

• Technische Unterstatzung ("Technical Assistance Fund" TAF): Die Landerabkommen mit 
der EU-12 sehen vor, dass ca. 1,5 Prozent (bzw. rund 19 Mio. Schweizer Franken) des 
Gesamtbudgets tor diese Unterstotzungsfonds eingesetzt werden können. Mit den Mitteln 
werden verschiedene administrative Kosten der Partnerlander im Zuge der Projektauswahl 
und -umsetzung gedeckt. Per Ende 2014 wurden bislang rund 20 Prozent der Mittel bzw. 
knapp 4 Mio. Schweizer Franken beansprucht. 

Die Obergeordneten Ziele, zu welchen mit dem Schweizer Erweiterungsbeitrag in den unterstützten 
Partnerlandern beigetragen werden sollen, sind: 

• Förderung des Wirtschaftswachstums und der Beschaftigung 
• Erhöhung der sozialen Sicherheit 
• Schutz der Umwelt 
• Verbesserung der öffentlichen Sicherheit 
• Starkung der Zivilgesellschaft 
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2.1.2 Organisation 

Ein zentraler Grundsatz ist, dass die Durchführung des Schweizer Erweiterungsbeitrags, sprich die 
Selektion und Umsetzung von Projekten und Programmen, in enger Zusammenarbeit mit den zu­
ständigen Akteuren aus den Partnerlandern erfolgt. Der Erweiterungsbeitrag versteht sich weniger 
als klassisches Entwicklungshilfeprogramm, sondern mehr im Sinne partnerschafWeher Koopera­
tionen. 

Im Zuge einer guten Zusammenarbeit zur Erreichung der Ziele des Erweiterungsbeitrags stützt 
sich die Schweiz auf das Grundprinzip des sog. "Use of country systems" ab. Dieses Prinzip soll 
den Partnerlandern ermöglichen, die Umsetzungsstrukturen und-prozessedes Erweiterungsbei­
trags entsprechend den Gegebenheiten, Möglichkeiten und Traditionen ihres Landes anzupassen. 

Die Umsetzungsstrukturen des Erweiterungsbeitrags sehen eine Reihe von verschiedenen 
Akteuren auf verschiedenen Ebenen vor. Die Organisation zur Umsetzung des Erweiterungs­
beitrags baut in nahezu allen beteiligten Partnerländern auf vergleichbaren Strukturen auf, den­
noch weisen die verschiedenen Länder vereinzelte Unterschiede oder zusatzliehe Elemente auf 
(vgl. Abbildung 4 fOr eine schematische Darstellung). 

Die Verantwortung fOr die Umsetzung des Schweizer Erweiterungsbeitrags obliegt dem Staats­
sekretariat für Wirtschaft SECO sowie der Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit DEZA. 

ln Warschau, Riga, Budapest, Prag, Bratislava, Bukarest und Sofia verfügt die Schweiz Ober sog. 
Büros Erweiterungsbeitrag ("Swiss Gontribution Offices", SCO). Die Leitung dieser Büros obliegt 
einem Büroleiter aus der Schweiz ("Head"). Unterstützt wird dieser von einem bis mehreren lokalen 
Angestellten (sog. "National Project I Programme Officers", NPO), welche jeweils fOr einen be­
stimmten Bereich oder Teil der Förderungen zuständig sind. Insgesamt verfügt der Erweiterungs­
beitrag neben den Büroleitern derzeit Ober rund 15 dieser nationalen NPO. Dem Büroleiter kom­
men die Aufgaben zu, die Umsetzung der Förderung in den zuständigen Partnerländern als Gan­
zes zu überwachen, als primäre Ansprechperson im Zusammenhang mit dem Erweiterungsbeitrag 
zu agieren, Entscheidungen von Schweizer Seite in den Landern zu vertreten sowie gute Kontakte 
mit den nationalen zuständigen Institutionen oder den Projektausführenden zu pflegen. Unterstatzt 
wird die Büroleitung dabei durch dieNPOsmit ihren lokalen Sprach- sowie Landerkenntnissen. 
Wie erwähnt verfUgen nicht alle Partnerländer Ober ein lokales Büro Erweiterungsbeitrag. Entweder 
ist ein Büro für mehrere Länder zuständig (bspw. Baltische Staaten mit einem Büro in 
Rigallettland) oder aber die Umsetzung wird von Schweizer Seite Ober die Zentrale in Bern mit 
Unterstatzung der Botschaft vor Ort geleitet (bspw. Slowenien, Malta und Zypern). 

Jedes Partnerland seinerseits verfügt Ober eine verantwortliche, zentrale Koordinationseinheit 
("National Coordination Unif', NCU). Die NCU bringt die nationale Entwicklungsplanung in Einklang 
mit anderen Finanzierungsmechanismen und bildet den wichtigsten nationalen Ansprechpartner für 
den Schweizer Erweiterungsbeitrag. Vergleichbare Pendants wurden auch fOr die Strukturfonds 
der EU und den Norwegischen I EWR Finanzierungsmechanismus eingerichtet. 



Abbildung 4: Organisation und Prozesse des Schweizer EJWeiterungsbeitrags 
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Es ist Hauptaufgabe der NCU zwischen den verschiedenen sog .• Intermediate Bodies" (bspw. 

Fachministerien oder Nichtregierungsorganisationen NGO) zu koordinieren sowie die Identifizie­

rung, Auswahl, Planung und Begleitung von Projekten zu leiten. Ausserdem hat sie sicherzustellen, 

dass vereinbarte Verfahren und Vorgaben fOr die Auftragsvergabe, Monitoring, Auszahlungen, 

Audits und Berichterstattung eingehalten werden. Unterstatzt wird die NCU durch ein beratendes 

Komitee <~Steering Committee"). Das Komitee besteht aus Vertretern von Fachministerien, Nicht­

regierungsorganisationen, Regionen, Sozialpartnern und der NCU. Die Schweiz kann als Be­

obachterin an den Sitzungen des Komitees teilnehmen. Das .Monitoring Committee" trifft sich auf 

regelmässiger Basis im Zuge der Überwachung der Umsetzung der Projekte und Programme. 

Der NCU nachgelagert sind die Intermediate Bodies (IB) bzw. die Swiss Intermediate Bodies (SIB). 

Sie stellen das Bindeglied zwischen der NCU und den projektausfahrenden Organisationen bzw. 

Projektträgern (sog .• Executing Agencies", EA) dar. Die IB sind verantwortlich fOr die Weiterleitung 

von Dokumenten, das Monitaring der Projektumsetzung, die Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten 

und PrOfung der Abrechnungen im Rahmen ihres Projektportfolios. Die Länder Rumänien und 

Bulgarien weisen mit dem Einsatz von SIB eine Spezifität auf (vgl. nachstehende Box). 
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Swiss Intermediate Bodies in Bulgarien und Rumänien 

Im Dezember 2014 endete die Verpflichtungsphase fOr die Lander Bulgarien und Rumänien. Ins­
gesamt wurden 28 Projekte und 13 sog. Thematische Fonds von der Schweiz genehmigt5 Die 
thematische Ausrichtung der einzelnen Fonds umfassen jeweils eine bestimmte Anzahl kleinerer 
Projekte in den jeweils dafür vorbestimmten Themenbereichen wie Sicherheit, Zivilgesellschaft, 
Partnerschaften, Integration von Roma, Gesundheit ode Forschung und Stipendien. Das System 
der Thematischen Fonds wurde daher eingesetzt, um eine grössere Anzahl von Projekten im 
gleichen Themenbereich umzusetzen. Die thematischen Fonds werden in den beiden Landern von 
Swiss Intermediate Bodies (SIB) geleitet, koordiniert und verwaltet Die Swiss Intermediate Bodies, 
welche sich auf eine öffentliche Ausschreibung bewerben mussten, arbeiten in diesen Landern als 
Konsortium mit einem örtlichen Intermediate Body (in der Regel Nicht-Regierungsorganisationen 
NGO zusammen. 
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Die Aufgaben6 der SIB sind der untenstehenden Abbildung zu entnehmen und umfassen u. a.: 
DurchfOhrung von Ausschreibungen (sog. "local calls") zur Eingabe von Projektideen, Unter­
stallung bei Projektantragen, Supervision der Projektumsetzung, PrOfung der Rechnungen und 
Weiterleitung an NCU, Berichterstattung Ober den Projektfortschritte und den Projektabschluss 
sowie Öffentlichkeitsarbeit. Die folgende Abbildung illustriert vereinfacht die wesentlichen Prozesse 
und Aufgaben der SIB. 

Die SIB sollen durch ihre aktive Partizipation einen gewissen Qualitätsstandard sowie eine korrekte 
Verwendung der Mittel im Zuge der Umsetzung der thematischen Fonds sicherstellen. Des Weite­
rensoll diese Massnahme einerseits zum Aufbau der Kapazitäten der lokalen Intermediate Bodies 
sowie zur Verstärkung von langfristigen Partnerschaften beitragen. 

5 Nach Rumänien wurden 19 Projekte und sieben Fonds in Höhe von 172 Mio_ CHF und nach Bulgarien 9 
Projekte und 6 Fonds in Höhe von 72,2 Mio. CHF vergeben. 

6 
EDA & WBF (2014 e). 



Der Einsatz der SIB ist m. E. mit den Donor Programme Partners in den Finanzierungsmechanis­
men von Norwegen I EWR vergleichbar. Gernass Angaben SECO I DEZA liegt aber ein zentraler 
Unterschied darin, dass die Donor Programme Partner im Gegensatz zu den SIB keine operative 
Verantwortung tragen und daher eher eine passive und Oberwiegend beratende Rolle im Rahmen 
der Programmumsetzung ausllben. 

Quelle: DEZA (2011). 

Die "Paying Authoricy-7 ist in erster Linie for den Zahlungsverkehr im Zusammenhang mit der Pro­
jektumsetzungzuständig (vgl. auch Kapitel 2.1.4). Die MAudit Authority" (Prüfbehörde) sowie ex­
terne .Certified Audit Organisations" {zertifizierte Revisionsgesellschaften) sind fllr den Bereich 
Aufsicht und Kontrolle zuständig. 

Dietor den Erweiterungsbeitrag zustandigen Stellen in den Partnerländern sind nicht immer in 
denselben politischen Institutionen zu finden. Obschon die nationalen Koordinationsstellen (NCU) 
meistens in den Finanzministerien angesiedelt sind, gibt es Ausnahmen. So findet sich die NCU in 
Polen am Ministerium für Infrastruktur und Entwicklung. Weitere wichtige Organisationseinheiten 
des Schweizer Beitrags wie die Intermediate Bodies können je nach Land entweder nationale oder 
regionale politische Institutionen bzw. Ministerien oder (beauftragte) NGOs sein. 

DEZA und SECO sind gleichermassenmit der Umsetzung des Erweiterungsbeitrags beauftragt. 
Auch die Mittel für die Verwaltung des Erweiterungsbeitrags auf der Schweizer Seite wurden auf 
maximal 5 Prozent des Erweiterungsbeitrags festgelegt und sind je halftig auf die DEZA und das 
SECO aufgeteilt Mit diesen Mitteln sind sämtliche anfallende Managementkosten seitens DEZA 
und SECO abzudecken. Unterstützt werden sie in ihren Entscheidungen durch externe Experten 
(sog . • Backstopper"). Diese werden hinzugezogen, wenn spezifisches Know-how benötigt wird. 

2.1.3 Rechtsgrundlagen 

Die gesetzliche Grundlage für den Erweiterungsbeitrag stellt das Bundesgesetz über die Osthilfe 
(BG Ost) zur Zusammenarbeit mit den Staaten Osteuropas und der Gemeinschaft unabhangiger 
Staaten (GUS) dar. Dieses Bundesgesetz trat am 1. Juni 2007, nach einer Volksabstimmung im 
November 2006 in Kraft. Das Gesetz ist wahrend zehn Jahren gültig. Es schaffl die Möglichkeit, 
neben der traditionellen Osthilfe (Aufbau von Demokratie und sozialer Marktwirtschaft in den ehe­
mals kommunistischen Staaten Osteuropas sowie der frOheren Sowjetunion) auch neue Mitglied­
länder der EU, nämlich die ehemals kommunistischen Staaten Mittel- und Osteuropas sowie Malta 
und Zypern, mit Beiträgen zu unterstützen.8 Bis zum 31. Mai 2017 können finanzielle Mittel ge­
sprochen und verpflichtet werden. Das Gesetz liess zudem von Beginn an die Möglichkeit zu, den 
Erweiterungsbeitrag auf Bulgarien und Rumanien sowie 2014 auf Kroatien auszudehnen. 

Die Konditionen der Zusammenarbeit zwischen der Schweiz und der EU Ober den schweizerischen 

Erweiterungsbeitrag wurden am 27. Februar 2006 in einem Memorandum of Understanding (MaU) 

zusammengefasst. Diese politische Absichtserklärung beschrankt sich auf zentrale Absprache-

und Informationsmechanismen zwischen der Schweiz und der Europäischen Kommission. Gleich­

zeitig legt das MaU fest, dass Doppelspurigkeiten bei der Planung und Umsetzung der jeweiligen 

7 ln vergleichbaren Programmen wird diese Institution auch als Zertifizierungsbehörde bezeichnet. 
8 SR 974.1 
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Projekte und Programme zu vermeiden sind. Leistet die Schweiz bilaterale Unterstotzung durch 

den Erweiterungsbeitrag, so bilden bilaterale Rahmenabkommen (Framework Agreement) die 

Grundlage der Zusammenarbeit mit den neuen Mitgliedsstaaten. Mit jedem Land wird dabei ge­

sondert festgelegt, welche Themen unterstutzt werden. For jedes Projekt kommt es zum Abschluss 

eines .ProjectAgreement", welches die Details der Umsetzung des genehmigten Projektes fest­

legt. 

2.1.4 Zahlungs- und ROckerstattungsprozesse 

Die Vorfinanzierung der ausgewählten und genehmigten Förderprojekte hat in der Regel mit 
Budgets der Partnerländer zu erfolgen. Die Aus- bzw. Rockzahlung der Beitrage durch die Schweiz 
erfolgt Ober einen Zeitraum von insgesamt zehn Jahren, entsprechend der Laufzeit des Erweite­
rungsbeitrags. Die ROckvergütung von getätigten Ausgaben der Partnerländer durch die Schweiz 
erfolgt nach eingehender PrOfung und Genehmigung der Antrage. Die nachfolgende Abbildung 5 
zeigt schematisch den Ablauf der Zahlungs- und ROckzahlungsprozesse im Erweiterungsbeitrag. 

Abbildung 5: Prozessstruktur Zahlungs- und Rückzahlungsprozesse 
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Quelle: Bruggmann (2007). 

ln der Regel beteiligt sich die Schweiz- in Abhängigkeit des Projekt- bzw. Programmtypus und der 
Antragstellenden- bis zu 85 resp. 90 Prozent der gesamten Projekt- bzw. Programmkosten.9 Die 
Vorfinanzierung der Projekte und Programme sowie die Kofinanzierung (in der Regel der Rest­
betrag bis 100 Prozent der Gesamtprojektkosten) erfolgen durch das Partnerland. Die Vor- und 
Kofinanzierung erfolgt durch staatliche Budgets, durch die EAs oder andere Quellen (bspw. Bank­
darlehen). Dadurch soll sichergestellt werden, dass die Projekte und Programme tatsachlich dem 

9 Die Modalitaten der Vor- und Kofinanzierung werden in den Länderabkommen bzw. den Projektabkommen 
festgelegt Die oben genannten Maximalbeitrage beziehen sich auf öffentliche Projekttrager (max. 85%) bzw. 
nicht-öffentliche Projekttrager, bspw. NGO (max. 90%). Je nach spezifischer Zusammensetzung der 
Projekttragerschaften können auf diese Weise unterschiedlich hohe Finanzierungsquoten resultieren. 



nationalen Bedarf entsprechen und Mitnahmeeffekte weitegehend verhindert oder zumindest mi­
nimiert werden können. Eine vollstandige Beteiligung, sprich 100-prozentige (Vor-)Finanzierung 
durch die Schweiz erfolgt in nur sehr wenigen Ausnahmefallen (bspw. Forschungsprogramme, 
Förderungen der Privatwirtschaft). 

Das Prozedere der ROckerstattung der eingesetzten Gelder erfolgt auf Antrag der Projekttrager zu 
Handendes IB und der NCU durch einen Auszahlungsantrag (.Payment Request"), welche zu­
sammen mit einem Projektfortschrittsbericht (.Interim Report", IR) einzureichen ist. Diese prüfen 
die Auszahlungsantrage mit allen Rechnungen unter Berücksichtigung des Projektfortschritts. An­
schließend wird der Antrag zur Auszahlung an die Paying Authority übermittelt, welche die Gelder 
an die EAs zurückzahlt. Die Paying Authority ihrerseits wiederum Obermittell danach einen 
.Reimbursement Request'' an DEZA I SECO und erhalten -nach eingehender Prüfung - eine 
ROckzahlung von Schweizer Seite an das Partnerland. Jede dieser beteiligten Institutionen proft, 
jeweils auf einer höheren Ebene, die Antrage der ROckzahlung auf Korrektheit. 

2.2 Selektionsverfahren (Verpflichtungsphase) 

Die Auswahl von Projekten und Programmen beim Schweizer Erweiterungsbeitrag erfolgt anhand 
eines 2-stufigen Verfahren ("2-Loop-System") (vgl. Abb. 6). Vereinbart ist, dass samtliehe Projekt­
und Programmantrage im Rahmen des Erweiterungsbeitrags von der Schweiz wahrend der Ver­
pflichtungsperiode von maximal fOnf Jahren zu genehmigen sind. 

Abbildung 6: Projektselektionsverfahren & Finanzierungsantrag 

1. LOODj Deds!on on the Prolect out!lne 
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•• : PoselbHity or lnfonnlll pre-KrMnlnv wllh sw~ .. Embauy 

Quelle: DEZA (2010) 

Die antragstellenden Projekttrager bewerben sich in der Regel auf entsprechende nationale oder 
regionale Ausschreibungen (.Call for Proposals"). Antrage (sog. Project Outlines", PO) können 
auch ohne Ausschreibungen direkt durch andere Institutionen wie dieIBoder von Ministerien ein­
gegeben werden. Die zustandigen Institutionen erstellen danach eine Liste mit potenziell geeigne­
ten Projekt- und Programmantragen unter Berücksichtigung der formalen Anforderungskriterien 
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und des zur Verfügung stehenden Budgets. Die primäre Auswahl von geeigneten Projekten oder 
Programmen erfolgt durch das Partnerland selbst ohne aktive Beteiligung der Schweiz. Dadurch 
soll sichergestellt werden, dass die Projekte und Programme dem Bedarf des Landes entsprechen. 

Danach unterzieht die NCU - in Zusammenarbeit mit dem Schweizer ErweiterungsbOra sowie 
DEZA I SECO- die Antrage einer inhaltlichen und formellen Prüfung. Hierbei werden die Amter bei 
Bedarf von externen Experten unterstatzt (bspw. bei technischen Fragestellungen oder in Bezug 
auf das Ausschreibungsverfahren). 10 Die Antrage in der ersten Stufe brauchen noch nicht detailliert 
ausgestaltet zu sein, sondern beinhalten in der Regel nur die wesentlichen Eckwerte und Ziele 
eines Projektes oder Programms. Dieses 2-stufige Vorgehen wurde gewahlt, um den Arbeitsauf­
wand f!lr die Antragstellenden zu begrenzen, sollte das Projekt im ersten Schritt abgelehnt werden 

oder Änderungsbedarf aufweisen. 

Wird dem Antrag im ersten Loop stattgegeben (gegebenenfalls mit Korrekturen), muss die antrag­
stellende EA im zweiten Loop einen detaillierten Projektvorschlag (sog. "Final Project Proposal" 
FPP) nachreichen, welcher nochmals von allen beteiligten Institutionen geproft wird.11 Ein unab­
hängiges Gremium ( .. Selection Committee"), bestehend aus Vertretern der nationalen Koordina­
tionsstelle, involvierten Intermediate Bodies und Projekttragem, pr!lft und bewertet die Antrage. 
Schweizer Vertreter nehmen als Beobachter teil. Über die letztendliche Auswahl und Finanzierung 
der Projekte entscheidet die Schweiz. 12 

2.3 Projektumsetzung (lmplementlerungsphase) 

Abbildung 7 zeigt den Zeitrahmen zur Umsetzung des Schweizer Erweiterungsbeitrags grafisch 
auf, unterschieden zwischen der EU-10 sowie der EU-2. Des Weiteren finden sich in der Abbildung 
auch die Zeitrahmen der Finanzierungsmechanismen von Norwegen I EWR sowie der Förder­

programme der EU-Kohasionspolitik. 

Die Implementierungsphase von Projekten und Programmen des Erweiterungsbeitrags f!lr die EU-
10 startete im Juni 2012 und dauert bis Mitte 2017. Die Lander Bulgarien und Rumanien (EU-2) 
schlossen die Verpflichtungsphase im Dezember 2014 ab, die Projekt- bzw. Programmimplemen­

tierung lauft bis Dezember 2019. 

10 EDA & WBF, 2014. 
11 

Schweizerische Eidgenossenschaft, 2006, S. 522f. 
12 

EDA & WBF. (2014 d). 



Abbildung 7: Zeitrahmen der Förderprogramme 
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Aus der Abbildung ist ersichtlich, dass die Förderprogramme Norwegens I EWR sowie der EU be­
reits mehrmals umgesetzt wurden und sich die Perioden daher überlappen. Gegenwärtig laufen 
Verhandlungen zu den Modalitäten der Finanzierungsmechanismen von Norwegen I EWR fOr die 
Periode 2014-2019. Auch die EU-Kohasionspolitik- mit dem EU-Kohasionsfonds und dem 
Europaischen Fonds fOr regionale Entwicklung als wichtigste Finanzierungsquellen-startete 
kOrzlich in eine neue Periode, welche voraussichtlich bis 2020 dauert. 

2.4 Informationssysteme 

Um den Stand und Fortschritt der Projektumsetzung sowie die Korrektheit aller Tatigkeiten und 
Ausgaben nachvollziehen zu können, sieht der Erweiterungsbeitrag den Einsatz unterschiedlicher 
Informations- und Controllingsysteme auf verschiedenen Stufen vor (vgl. Abbildung 8). 
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Abbildung 8: Übersicht Reporting- und Controllingsystem 
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Auf Stufe Projekt obliegt es den Projektträgern, die Dokumentation und Aufsicht Ober die Projekt­

umsetzung sicherzustellen. Vierteljährlich, aber spätestens alle sechs Monate mossen sie mittels 

Projektfortschrittsberichten (sog. "Interim Reports", IR) Ober ihre Tätigkeiten und Ausgaben in der 

jeweiligen Umsetzungsperiode berichten. Die ROckvergütung von getätigten Auslagen seitens der 

Projektträger ist an den IR gekoppelt (in Form von "Reimbursement requests"). Ende Jahr wird tor 

jedes Projekt oder Programm ein Jahresbericht (.Annual Project/Programme Report") erstellt. Die­

ser Jahresbericht dient ebenfalls zur Beschreibung des Fortschritts der Projekte, speziell auch der 

finanziellen Kennzahlen. Nach Abschluss eines Projektes müssen verschiedene Berichte wie der 

Projektabschlussbericht (.Project Campletion Report") erstellt werden. Dieser dient zusammen mit 

dem letzten Interim Report und dem Final Financial Report der letzten Auszahlung an die Projekt­

träger. Zudem kommt es zu einem Abgleich der geplanten Outputs und Outcomes mit dem tat­

sachlich Erreichten. Auch die Nachhaltigkeil der Massnahmen sowie mögliche Lessons Learned 

werden nach einem Projektabschluss thematisiert. 

Auf Stufe des Partnerlandes ist die NCU zuständig, alle Projektjahresberichte des Landes zu syn­

thetisieren in einem Jahresbericht (.Annual Report") an die Schweiz. SECO und DEZA selbst 

wiederum nutzen diese Landerberichte als Basis fOr die Erstellung des Managernentreports zum 

Schweizer Erweiterungsbeitrag. 

2.5 Aufsichts- und Risikomanagement 

Die Wahrnehmung der Aufsicht und Kontrolle im Erweiterungsbeitrag ist in erster Linie Aufgabe der 

zentralen PrOfbehörde (Audit Authority), externen Revisionsgesellschaften (Certified Audit Orga­

nization) sowie internen Kontrolleinheiten der Projektträger oder der Intermediate Bodies. Primares 

Z iel der Aufsicht ist die Rechenschaftspflicht zur Sicherstellung einer korrekten Mittelverwendung 

und Umsetzung der Projekte. Neben den bereits beschriebenen Reportingvorgaben werden ins­

besondere beim Abschluss eines Projektes ein Final Financial Report, ein Final Financial Audit 

Report und ein Project Completion Report durch die Schweizer Seite eingefordert. Bei Bedarf kann 

auch eine Evaluation angeordnet werden. 



ln Abhangigkeit von der Spezifitat eines Projektes, der Vereinbarungen oder auf Verlangen sind 
zertifizierte Revisionsstellen angehalten, verschiedene Finanz- und Systemprofungen durchfahren. 
Deren Ergebnisse sind direkt an die Schweizer Seite weiterzuleiten. 

Wie erwahnt, werden im Regelfall alle Beitrage an Projekte und Programme durch nationale 
Budgets der Partnerstaaten vorfinanziert. Erst nachdem die Schweiz die geproften und bestatigten 
ROckerstattungsforderungen erhalten und Oberprofi hat, gibt sie die Auszahlungen frei. Auszahlun­
gen können im Falle eines Verdachts auf Unregelmassigkeiten ("lrregularities") jederzeit zu rock­
behalten werden oder bei Verdacht auf Veruntreuung oder Betrug gestoppt und zu rockgefordert 
werden. Die Länderabkommen sehen vor, dass Unregelmassigkeiten von den Partnerstaaten an 
die Schweiz zu melden sind. Die Schweiz vereinbarte mit den einzelnen Partnerstaaten spezifische 
Konditionen und finanzielle Untergrenzen fOr die Meldepflicht Zudem sind die Partnerländer ver­
pflichtet, aufgetauchte Verdachtsfalle umgehend zu untersuchen und in schwerwiegenden Fallen 
eine strafrechtliche Verfolgung sicherzustellen. 

Das Dispositiv der Schweiz sieht eine Reihe von Instrumenten zur Sicherstellung einer korrekten 
Mittelverwendung und Projektumsetzung vor: Einerseits sind die Projektantrage formal und inhalt­
lich auf deren Eignung zu profen. Wahrend der Projektumsetzung sind verschiedene begleitende 
Massnahmen wie regelmassige Visiten vor Ort vorgesehen. Bei Beschaffungen wird auf die Ein­
haltung geltender Regeln geachtet, Ausschreibungsunterlagen analysiert sowie die gesamte Auf­
tragsvergabe Oberwacht 

Gernass Angaben SECO I DEZA erfolgt die Koordination des Erweiterungsbeitrags auf der 
Schweizer Seite einerseits in Form eines Steuerungsausschusses, der rund alle zwei Monate 
zusammentritt. Innerhalb dieser Sitzungen besprechen und entscheiden SECO und DEZA unter 
Beteiligung anderer Akteure, wie der Direktion fOr Europäische Angelegenheiten, strategische und 
operationelleFragen und stimmen ihre Planungen aufeinander ab. Andererseits treffen sich die im 
SECO und in der DEZA torden Erweiterungsbeitrag zustandigen Leiter wöchentlich, um Probleme 
gemeinsam zu lösen und die Umsetzungsfortschritte zu bewerten. Zudem sind die BOros Erweite­
rungsbeitrag angehalten, monatlich einen Bericht zur Situation in den jeweiligen Landern an die 

Zentrale in der Schweiz zu senden. 

2.6 Andere Förderprogramme für Mittel- und Osteuropa (neue EU-Länder) 

2.6.1 Norwegischer I EWR Finanzierungsmechanismus 

Das Abkommen zum Europäischen Wirtschaftsraum, welches am 1. Januar 1994 in Kraft trat, ver­
einigt die heutigen 28 EU-Mitgliedsstaaten und die drei EFTA-Staaten Norwegen, Liechtenstein 
und lsland zu einem .internen" Markt- der European Economic Area EEA bzw. dem Europäischen 
Wirtschaftsraum EWR. Durch die Osterweiterung der EU ab dem Jahre 2004 erweiterte sich auch 
der EWR. Um soziale und ökonomische Ungleichheiten innerhalb der EWR Lander zu reduzieren 
und die starken EWR-Lander zu befähigen den internen Markt noch besser zu nutzen, riefen die 
EFTA-Staaten Norwegen, Liechtenstein und lsland den EWR Finanzierungsmechanismus (.EEA 
Grants") und Norwegen darober hinaus noch einen eigenen, den Norwegischen Finanzierungs­
mechanismus (.Norway Grants") ins Leben. 
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Die ersten beiden Förderperioden der EWR Staaten erstreckten sich Ober jeweils fOnf Jahre zwi­
schen 1994-1998 sowie 1999-2003. Unterstatzt wurden Griechenland, Irland, Nordirland, Spanien 
und Portugal mit etwa 2 Mrd. Euro (500 Mio. Euro Projektzuschüsse, 1,5 Mrd. Euro Zinszuschüsse 
für Darlehen).13 

Der Projektansatz des Norwegischen I EWR Finanzierungsmechanismus von 2004 bis 2009 

Alle neuenEU-Staatentraten 2004 auch in den EWR mit ein (bzw. Bulgarien und Rumanien 2007 
und Kroatien 2013). Innerhalb der Förderperiode von 2004 bis 2009 verfolgten Norwegen, lsland 
und Liechtenstein einen Projektansatz fOr ihre Fördermechanismen.14 Dabei wurden rund 1200 
Projekte durch die beiden Förderfonds mitfinanziert. Gernass Angaben der zuständigen norwegi­
schen Organisationen sowie auf Basis verschiedener Dokumente fiel die Bilanz der Förderperiode 
sehr positiv aus. 

Abbildung 9: Fakten Norwegen-/EWR Finanzierungsmechanismen 
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Programmansatz der Finanzierungsmechanismen Norwegen I EWR 2009 bis 2014 

Trotz zufriedenstellenden Ergebnissen in der vorherigen Förderperiode änderte Norwegen seinen 
Förderansatz ab 2009 von einem Projekt- zu einem Programmansatz, was von der EU begrosst 
wurde.15 Die Norwegischen I EWR Finanzierungsmechanismen 2009-2014 stellten daher nicht 
einfach eine Fortsetzung der vorherigen Periode dar, sondern fOhrten einen neuen Ansatz ein, 
welcher unter anderem die PrOfung von Wirksamkeit mehr in den Fokus stellt (Ergebnisorientiertes 
Management bzw. "results-based managemenr). 

t3 EEA- & Norway-Grants, 2014. 
14 Vergl. Ebd. 
15 EEA Financial Mechanism Committee, 2004. 



Zudem wurden alle Projekte seit 2009 nur noch in Form von Programmen durchgefOhrt. Die Emp­
fangerliander waren angehalten, im starkeren Masse fOr die Programmauswahl und -umsetzung 
verantwortlich zu sein.16 Dieser Programmansatz implizierte die EinfOhrung einer neuen Ebene in 
der Umsetzungsstruktur (sog. Programme Operators J zum Teil in Zusammenarbeit mit Donor 
Programme Partners)17 (vgl. Abbildung 10). 

Abbildung 10: Organigramm Norwegen I EWR Finanzierungsmechanismen (2009-2014) 
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Quelle: Riksrevisjonen (2013), eigene Darstellung 

Die Programme Operators steuern die Programme und wahlen die zu unterstatzenden Projekte 
unter den jeweiligen Programmen aus. Somit wurde ein grosser Teil der Aufgaben bezOglieh 
Projektauswahl und -implementierung an nationale Träger in den Partnerlandern Obergeben. Die 
Programme Operators eines Partnerlandes können dabei mit Partnern aus den Geberlandern zu­
sammenarbeiten. die sie unterstotzen. Auch die Projektträger ("Project Operators") sind eingel­
aden, mit Partnern aus den Geberlandern zusammenzuarbeiten. Die Starkung bilateraler Partner­
schaften auf Stufe Programm oder Projekt stellt somit ein wichtiges Ziel der Finanzierungs­
mechanismen dar und entsprechend werden Mittel zu deren Förderung bereitgestellt 

16 

17 
FOrweitere Informalionen siehe bspw. Norwegisches Aussenministerium. 201 1, S.22ff. 
Die Donor Programme Partner sind Organisationen aus den Geberländem. Deren primäre Aufgabe liegt in der 
Unterstatzung der Programmumsetzung und im Aufbau von Partnerschaften. Die Donor Programme Partner 
tragen keine Verantwortung im Rahmen der Umsetzung der Programme. 
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Bei näherer Betrachtung des zeitlichen Ablaufs der Norwegischen I EWR Finanzierungsmecha­
nismen ab 2004 lassen sich stetige Verspätungen und ROckdatierungen im Ablauf feststellen. So 
waren bei Beginn der Förderperiode 2004-09 die Verhandlungen mit der EU noch nicht abge­
schlossen und die Verpflichtungsphase der Projekte erstreckte sich bis 2009. Entsprechend ver­
kOrzte sich die Phase fOr die Projektumsetzung. Diese begann erst 2009 und lief bis 2011. Im 
Anschluss daran verlängerte sich diese nochmals um ein Jahr. Die zweite Förderperiode startete 
2009. Die Verpflichtungsphase lief bis April2014. Die Projektumsetzungsfrist ist neu bis 2016 an­
gesetzt, mit der Möglichkeit um ein Jahr zu verlängern. Gernass aktuellen ROckmeldungen befin­
den sich die Finanzierungsmechanismen mit der Projektumsetzung in einem grösseren zeitlichen 

ROckstand.18 

Unterschiede zwischen den letzten beiden Förderperioden 

Die Finanzierungsmechanismen von Norwegen I EWR der Periode 2009-2014 versuchen, thema­
tisch starker zu fokussieren als noch in der vorangegangenen Periode 2004-2009. Auslöser hierfür 
stellte einerseits die Umstellung des Ansatzes von Projekten zu Programmen dar und andererseits 
die Erkenntnis aus der ersten Förderperiode mit Ober 1200 zu viele kleine Einzelprojekte zu unter­
stützen. Zu diesem Zweck wurde ein "Biue Book"19 erstellt, welches die fördertahigen Bereiche, 
Kriterien und Indikatoren for die aktuelle Förderperiode starker eingrenzt. Aktuellen Angaben zu­
folge wurden fOr die Periode 2009-2014 insgesamt 147 Programme genehmigt. Diese vereinen 
rund 2600 Einzelprojekte. Dies entspricht einer Verdoppelung der Anzahl Projekte gegenober der 

Vorperiode. 20 

Gleichzeitig wurde neu ein integriertes System zum Risikomanagement geschaffen. Gernass dem 
Prinzip eines ergebnisgesteuerten Managements traten sie mehr Kompetenzen an die unterstatz­
ten Länder ab und erhöhten die Anforderungen an die Output-, Outcome- und lmpactüberwachung. 

Weiteres Merkmal des neuen Ansatzes ist ein Ansteigen der Managementkosten von ursprOnglich 
5 auf 7.5 Prozent. Begründet werden der Anstieg des Kostendachs mit den höheren Kosten fOr die 
Programmpartner der Geberländer sowie der höhere Aufwand fOr das FMO in Brüssel zur Über­
wachung der Programme. 

2.6.2 Die EU-Kohäsionspolitik 

Die EU-Kohasionspolitik verfolgt ebenfalls das Ziel der Förderung des sozialen und wirtschaftlichen 
Zusammenhalts, die Reduzierung der EntwicklungsrOckstande sowie die Verbesserung der 
Lebensqualltat und die Anhebung des Wohlstandes fOr alle ihre Mitgliedslander. Die Finanzierung 
der Kohäsionspolitik erfolgt Ober verschiedene Förderprogramme, die jeweils auf sieben Jahre 

angelegt sind: 

18 

• dem Europäischen Fonds fOr regionale Entwicklung (EFRE), welcher lnfrastrukturprojekte, 
ökologische Investitionen, Stadterneuerung, lokale wirtschaftliche Entwicklung (einseht. 
kleiner und mittlerer Unternehmen) sowie grenz- und regionenObergreifende Zusammen­
arbeit flankiert 

Riksrevisjonen; General, Office of the Auditor, 2013. 
19 EEA- & Norway-Grants (2010). 
20 VgL http://eeagrants.org/ 



• dem Europäischen Sozialfonds (ESF), welcher Schulungsmaßnahmen (insbesondere fOr 

benachteiligte gesellschaftliche Gruppen und Arbeitslose) sowie den Ausbau von 

Systemen fOr allgemeine und berufliche Bildung finanziert 

• dem Kohäsionsfonds (KF), bei dem es sich um ein separates Instrument mit besonderen 

Vorschriften fOr die Finanzierung von Verkehrs- und Umweltinfrastrukturen handelt. 

Um die gesetzten Ziele zu erreichen, grOndete die EU 1958 als erste Massnahme die Sozialfonds, 

welchen schon bald weitere Finanzierungsinstrumente folgten. 1993 trat der Vertrag Ober die 

Europäische Union in Kraft, der die Schaffung des Kohäsionsfonds als Auflage enthielt. 1994 grün­

dete die EU den Kohäsionsfonds, welcher tordiejenigen Länder bestimmt war, deren Pro-Kopf­

Einkommen weniger als 90 Prozent des Gemeinschaftsdurchschnitts der EU betrug. Nachfolgend 

soll insbesondere auf den Kohäsionsfonds eingegangen werden (vgl. Abbildung 11 ). 

Abbildung 11: Fakten Kohäsionsfonds 

FJnaaziMCflallfMtul lU IKDtll 
FOnfei'Ptrtoct. 2007·2013 2014-2020 
Fa~lumen fllrd. E) 63 68,7 
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Au-ahlkrtt8rten fOr Uncler Pto-Kapr.Einkommen w.~lger als 90% des GemelnscllaftsdUICI\schnltts 
Vertdunalkrl•rten fOr Fonds Bn!lkerungsgrOsse und dem Pro-Kopf-Einkommen 
VIIIon des Fandi/ZIIIe 1) Transeuropaische Verkehrsnetze 1) TranseurapAilche Verhlnnetze: Im Ralvnen der 
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2) Umwe~: hier speziell emeusbanl Em11glen 
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Belltllll1111t lllnl•rt•n EU.Xammlsslon 

Quelle: diverse Quellen, eigene Darstellung 

Die Förderung der europäischen Kohäsion erfolgt hauptsächlich Ober die Regionalpolitik. Zwischen 

2000 und 2006 machte die Regionalpolitik mit 235 Milliarden Euro, davon 25,6 Milliarden fOr den 

Kohäsionsfonds, 35% des Gemeinschaftshaushaltes aus und stellte den zweitgrössten Haushalts­

posten der EU dar. 21 

FOr die Periode 2007 bis 2013 bewilligte der EU-Rat weitere 347 Milliarden Euro, nicht jedoch ohne 

entscheidende Änderungen. So wurde die Kohäsionspolitik stark vereinfacht. Während es in der 

Periode 2000-2006 noch vier Ziele und sechs Finanzierungsinstrumente fOr die Kohäsion gab, so 

reduzierte sich dies in der Periode 2007-2013 auf drei Ziele und drei lnstrumente.22 Die Ziele waren 

nun präziser formuliert und es gab nur noch die oben erwähnten drei Fonds. 23 Die Ziele, auf die 

man sich beschrankt hatte, waren: Konvergenz, regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung 

sowie europäische territoriale Zusammenarbeit. 

Die Ausgaben im Rahmen der Kohäsionspolitik werden von der EU-Kommission und den Mitglied­

staaten gemeinsam Oberwacht Die Mitgliedstaaten tragen die wesentliche Verantwortungtor die 

Umsetzung und Kontrolle der operationeilen Programme. Der EU-Kommission obliegt die Aufsicht 

Ober die nationalen Systeme. Verstösse gegen die fOr EU-Gelder geltenden Vorschriften oder Be­

dingungen haben zur Folge, dass getätigte Ausgaben von der Erstattung ausgenommen oder als 

.unrechtmassig" qualifiziert werden. Je nach Art und Schwere der Unregelmassigkeit hat der 

Empfänger die gewahrten Zuschusse gernäss einem Katalog ganz oder teilweise zurOckzu­

erstatten. 

21 Schweizerische Eidgenossenschaft, 2006, S. 542 ff. 
22 Cohesion Policy 2007-13, 8.10. 
23 Schweizerische Eidgenossenschaft, 2006, S. 545 ff. 
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EU-Kohäsionspolitik 2014-2020 

2014 brach eine neue Periode der EU-Kohäsionspolitik an. Die Ziele und Förderinstrumente blei­
ben weiterhin bestehen. ln der neuen Förderperiode sind 351,8 Mrd. EUR für die neue Kohäsions­
politik der EU eingeplant. Dies entspricht etwa 32,5 Prozent des gesamten EU-Haushaltes für 
diesen Zeitraum. 

For den Kohäsionsfonds wurden 68,7 Milliarden Euro bereitgestellt. 24 Er fördert die Länder 
Bulgarien, Estland, Griechenland, Kroatien, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Portugal, Rumänien, 
die Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik, Ungarn und Zypem.25 Der Kohäsionsfonds deckt 
in der Periode 2014-2020 folgende zentrale Themenbereiche ab: 

• Transeuropäische Verkehrsnetze; Vorrangig Projekte von europäischen Interesse 
• Umwelt: hier speziell erneuerbare Energien 

Der Kohäsionsfonds unterliegt denselben Regeln fOr die Programmplanung, Verwaltung und 
Überwachung wie der EFRE und der ESF. 

Unterschiede zwischen den letzten zwei Förderperioden 

Im Zuge verschiedener Profungen und Analysen wurde festgestellt, dass die Wirkungen der EU­
Kohäsionspolitik nicht optimal entfaltet werden konnten. Vor diesem Hintergrund sind for die 
aktuelle Periode folgende Änderungen vorgesehen:26 

1. Gezielter Einsatz von Ressourcen in strategische Wachstumssektoren: Die Mittel aus dem 
Koht:lsionsfonds sollen in prioritt:lre transeuropäische Verkehrsverbindungen und zentrale 
Umweltinfrastrukturprojekte investiert werden 

2. Festlegung klarer, transparenter, messbarer Ziele fOr eine erhöhte Rechenschaftspflicht und 
bessere Ergebnisse: Es mossen klare Ziele angegeben werden, welche mit den 
vorgeschlagenen Projekten zu erreichen sind und es mossen Indikatoren hierzu festgelegt 
werden. Mehr Fokus wird auf die Wirkungsmessung gelegt. Zudem sollen zust:~tzliche Mittel 
(sog. ",eistungsgebundene ReservenM) for erfolgreiche und gut umgesetzte Projekte 
bereitgestellt werden 

3. Erarbeitung einer gemeinsamen Strategie fOr eine bessere Koordination und weniger Über­
schneidungen zwischen den Europäischen Struktur- und Investitionsfonds 

4. Abbau von Bürokratie und einfachere Inanspruchnahme von EU-Investitionen: Vereinfachte 
Buchhaltungsvorschriften sowie gezieltere Berichterstattung und stärkerer Einsatz digitaler 
Technologien beim Informationsmanagement (~e-CohesionM) 

5. Stärkerer Einsatz von spezifischen Finanzinstrumenten, um KMU mehr Unterstatzung und 
besseren Zugang zu Krediten zu gewahren. Inskünftig sollen mehr Darlehen anstelle von 
Finanzierungshilfen gegeben werden. 

24 Europäische Kommission, 2014. 
25 Im Gegensatz dazu sind die Obrigen Fonds der Kohäsionspolitik grundsatzlieh fOr alle EU-Länder bestimmt. 
26 Europäische Kommission, 2013. 



Ergebnisse und Schlussfolgerungen 

3 Zusammenarbeit mit den EU-Partnerländern 

3.1 Die ZweckmAssigkeit der formalen Umsetzungsstrukturen 

Die Umsetzungsstrukturen des Schweizer Erweiterungsbeitrags in den jeweiligen Partnerlandern 
weisen alle ein gemeinsames Set von Grundstrukturelementen auf (vgl. Abbildung 4). Dennoch 
unterscheidet sich die konkrete Ausgestaltung der Organisationsstrukturen und -prozesse in jedem 
Partnerland mehr oder weniger. Dies betrifft einerseits das Vorhandensein eines Boros Erweite­
rungsbeitrag in einzelnen Landern sowie andererseits die Bestimmung der zustandigen Stellen in 
den Partnerlandern und deren Ressourcenbedarf. 27 Zudem wurde die konkrete Ausgestaltung der 
Umsetzungsstrukturen auch an die Höhe der Fördermittel bzw. an die Anzahl der Projekte ange­
passt. Dies betrifft in erster Linie die Frage, ob ein BOro Erweiterungsbeitrag in diesen Landern 
notwendig ist sowie die Anzahl der Mitarbeitenden. Es gibt auch Unterschiede in Bezug auf die 
(Anzahl der) Akteure wie das Beispiel der Slowakei zeigt. Im dortigen Umsetzungssystem wurden 
keine IB vorgesehen. 

Weitere bedeutende Unterschiede sind in Bulgarien und Rumänien anzutreffen, wo die DEZA Ober 
die thematischen Fonds arbeitet. Im Rahmen dieser Fonds kommen Swiss Intermediate Bodies als 
Schweizer Programmtrager bzw. Fondsverwalter zum Einsatz. Deren Aufgabe liegt darin, eine 
erfolgreiche Umsetzung der Programme mit ihren lokalen Partnern gemeinsam zu erwirken. Im 
Gegensatz zur Struktur bei den EU-10 Staaten, welche im weiteren Sinne als "Projektansatz" be­
zeichnet werden kann, kommt der Ansatz in Bulgarien und Rumänien (EU-2) mit den thematischen 
Fonds etwas starker einem "Programmansatz" gleich - ahnlieh den jetzigen Förderprogrammen 
von Norwegen I EWR Staaten oder der EU. 

Die dargelegten Unterschiede in den Umsetzungsstrukturen resultieren aus der Tatsache, dass die 
Schweiz den Partnerlandern diesen Spielraum gewollt gewahrte und lediglich Mindestvorgaben 
definierte. Die Schweiz wollte dadurch den Partnerlandern kein zu enges Korsett auferlegen. Kon­
kret bedeutet dies, dass die Partnerländer die Umsetzungsstrukturen des Erweiterungsbeitrags 
möglichst nahe an die Gegebenheiten des Landes anpassen sollen und können.28 Zudem wird 
dadurch den AnsprOehen an leitende Prinzipien wie demjenigen des "Use of country systems" so­
wie einer ergebnisorientierten Steuerung weitgehend Rechnung getragen. Die Partnerländer 
stehen starker in der Verantwortung, die gewahrten Fördermittel aus dem Erweiterungsbeitrag 
korrekt und effektiv gemass ihren institutionellen politisch-administrativen Systemen und Tradi­
tionen, vorhandenen Kapazitaten und den geforderten Zielsetzungen umzusetzen. Die Schweiz 
erhoffte sich dadurch ebenfalls einen erhöhten Gestaltungsfreiraum, um die ohnehin komplexe 
Umsetzung der Projekte oder Programme nicht nur ordnungsgemass, sondern bei Bedarf auch 
flexibel und situativ angehen zu können. 

27 

28 

So ist in der Regel die National Coordination Unit (NCU) im Finanzministerium angegliedert. ln Ausnahmefällen 
sind sie in anderen Ministerien angesiedelt. Auch die Intermediate Bodies (IB) können entweder eine oder 
mehrere Behörde bzw. Linienministerien oder aber Nichtregierungsorganisationen sein. 
ln diesem Zusammenhang wird vom .Partnerschaftsprinzip" gesprochen. 
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Ein Vergleich der Strukturen mit den Finanzierungsmechanismen von Norwegen I EWR offenbart 
sowohl Gemeinsamkeiten wie auch Unterschiede.29 Zwischen den Förderprogrammen Norwegens/ 
EWR und der EU ahnein sich die Umsetzungsstrukturen, was mitunter auf den grundsatzliehen 
Charakter und Vorgaben der Förderansatze (Partnerschaftlicher Kooperationsansatz und Ergeb­
nisorientierung etc.) sowie auf den Grundsatz einer korrekten Verwendung der Fördermittel zu­
rockgef!lhrt werden kann. Wie bereits erwähnt, weisen die Umsetzungsstrukturen der Finanzie­
rungsmechanismen 2009-2014 eine hohe Ahnliehkeil zu den Umsetzungsstrukturen des Erweite­
rungsbeitrags in Bulgarien und Rumanien auf. Auch sie sehen fOr die Umsetzung der Programme 
den Einsatz einer zusatzliehen Managementebene. Deren Hilfestellung bezieht sich auf die Unter­
statzuns der Programmumsetzung, eine verbesserte Aufsicht und nicht zuletzt auf den Aufbau 
partnerschaftlicher Beziehungen. Einen wesentlichen Unterschied bildet die Tatsache, dass die 
Finanzierungsmechanismen von Norwegen I EWR Ober keine B!lros für die Förderprogramme in 
den Landern selbst vertagen. Die gesamte Administration sowie Steuerung und Überwachung der 
Fortschritte erfolgt zentral Ober das FMO in Brasset unter Mithilfe der Botschaften vor Ort. 

Die EFK kommt zum Schluss, dass die Umsetzungsorganisation des Erweiterungsbeitrags mit der 
nötigen Flexibilitat und gewahrtem Freiraum in den jeweiligen Landern ausgestaltet wurde. Dies 
kann als wesentlicher Vorteil gewertet werden, da dadurch unnötige Strukturbildungen und Ober­
kapazitäten (bspw. Ausstattung aller Partnerländer mit einem B!lro Erweiterungsbeitrag und ent­
sprechende Anzahl von lokalen Angestellten) weitgehend vermieden werden kann. Die Vielfalt der 
Umsetzungssysteme ermöglicht der Schweiz gewisse Vergleiche vorzunehmen sowie und daraus 
positive wie auch negative Erfahrungen abzuleiten. Ein anderer Vorteil ist in der schnellen Reak­
tionsfähigkeit der Büros Erweiterungsbeitrag bei Unklarheiten oder Problemen zu sehen, da die 
Baros in stetem Kontakt zu den lokalen Institutionen stehen und Ober weitgehende Entscheidungs­
und Weisungsbefugnisse verfOgen. Nachteilig wirkt sich aus, dass diese Vor-Ort-Präsenz mit höhe­
ren Kosten verbunden ist (vgl. auch Kapitel 7.1 ). Gernass Angaben von SECO I DEZA war ur­
sprOnglich vorgesehen, dass die Büroleiter nur rund 6 der insgesamt 10 Jahre Laufzeit des Erwei­
terungsbeitrags vor Ort tatig sein warden, da im weiteren Umsetzungsverlauf eine permanente 
Präsenz als nicht notwendig erachtet wurde. Aufgrund der bereits zahlreich eingetretenen Ver­
zögerungen in den ersten Jahren der Umsetzung des Erweiterungsbeitrags und vor dem Hinter­
grund des maximalen Managementkostendachs von 5 Prozent wurden die BOreleiter der Länder 
Tschechien, Ungarn, Slowakei und der Baltischen Staaten neu zu sog. fliegenden BOreleitern 
(.Fiying Heads") umfunktioniert, d.h. die BOreleiter sind mehrheitlich wieder in der Schweiz 
stationiert und reisen jeweils nur bei Bedarf in die Partnerlander. 

Nach Ansicht der EFK liegt eine wesentliche Herausforderung der Umsetzung des Erweiterungs­
beitrags in der Anzahl der involvierten Institutionen und Akteure. Die Einbindung einer Vielzahl von 
Akteuren auf verschiedenen Regierungsstufen (.Multi-Levei-Governance") führt bei den Abwick­
lungsprozessen unweigerlich zu hoher Komplexität. Schnittstellenprobleme, gegenseitigen Abhän­
gigkeiten und lange Durchlaufzeiten sind häufig die Folgen (vgl. dazu nachfolgendes Kapitel3.2). 
Das Prinzip des nuse of country systems" fördert aber die Installation eines landesspezifischen 
Systems zur Abwicklung des Erweiterungsbeitrags. SECO und DEZA betonen in diesem Zu­
sammenhang, dass diese Umsetzungsstrukturen des Erweiterungsbeitrags auch das bevorzugte 
Umsetzungsmodell bei den anderen, bereits langer im Einsatz stehenden Förderprogrammen der 

29 ln Bezug auf die Umsetzungsstrukturen der EU-Förderprogramme liegen keine Informationen vor. 



EU sowie von Norwegen I EWR darstellen. Es war demzufolge naheliegend, dass ein ähnliches 
Modell auch beim Erweiterungsbeitrag zum Einsatz gekommen ist. 

Eine abschliessende Bewertung der Rollen und Aufgaben der Umsetzungsstrukturen sowie der 
involvierten Akteure kann zum gegenwartigen Zeitpunkt nicht vorgenommen werden. Die EFK ist 
der Ansicht. dass zu einem spateren Zeitpunkt eine umfassende Bilanzierung der unterschied­
lichen Umsetzungssysteme vorgenommen werden sollte. Die Erkenntnisse daraus sollten in die 
Konzeption eines möglichen neuen Erweiterungsbeitrags mit einfliessen. 

3.2 Die Herausforderungen internationaler Kooperationen 

Die Umsetzung des Erweiterungsbeitrags erfordert eine hohe Kooperationswillen und -tahigkeit 
seitens aller Beteiligten. Kooperationen im internationalen Umfeld neigen in höherem Masse dazu, 
von zahlreichen externen, nicht beeinflussbaren Faktoren abhangig zu sein. Damit die Vorteile 
eines solchen Managementansatzes zur Geltung kommen können, sind effiziente und effektive 
Abstimmungen in zentralen Prozessstrukturen sowie klare Modalitaten der Delegation von Rollen 
und Aufgaben zentral. 

Wie bereits erwahnt, stellen die bestehenden politisch-administrativen Systeme der Partnerlander 
sowie die Multi-Levei-Governance grosse Herausforderungen fOr eine effiziente und effektive Um­
setzung des Erweiterungsbeitrages dar. Der Grundsatz der Schweiz, strategische Entscheide zu 
lenken und dem Partnerland die operative (und zu gewissen Teilen auch die strategische) Umset­
zung zu Oberlassen, erweist sich in der Praxis oftmals als zu komplex und fehleranfällig. Dies zeigt 
sich insbesondere aufgrundvon unklaren Abgrenzungs- und Entscheidungsstrukturen. Diese ver­
ursachen Leerlaufe, Doppelarbeiten und letztlich hohe Durchlaufzeiten und/oder Unterbrechungen 
in den Ablaufen. Das Fehlen an klaren und gemeinsam verstandenen Vorgaben betreffend durch­
gangigen Rollen und Verantwortlichkeiten, gepaart mit unterschiedlichen Erwartungshaltungen, 
fahrt ungewollt zu Irritationen, Missverstandnissen und Verlagerungen bzw. Verteilungen von 
Verantwortlichkeiten. 

ln den Länderabkommen (.Bilateral Framewerk Agreement") sind die grundlegenden Rollen, Auf­
gaben und Verantwortlichkeilen der beteiligten Akteure festgehalten. Der EFK liegen mehrere Bei­
spiele vor, bei welchen diese Vorgaben nicht ohne Probleme umgesetzt werden können. Probleme 
eröffnen sich insbesondere bei Unklarheiten der Prozessablaufe oder bei einer nicht zufrieden­
stellenden AusfOhrung bestimmter Aufgaben. Die nachfolgende Abbildung 12 zeigt schematisch 
zentrale Ablaufe der Abwicklung des Erweiterungsbeitrags unter Angabe potenzieller Problem­
bereiche (.red flags"), welche die EFK aus den Gesprachen mit Beteiligten ermitteln konnte. Diese 
umfassen sowohl die Phase der Projektselektion wie auch verschiedene Prozesse im Zusammen­
hang mit der Projektumsetzung (Projektanderungen, Reporting und Monitaring der Aktivitäten) wie 
auch der Überwachung von Projekten. Wie die Abbildung verdeutlicht. lassen sich keine einzelnen 
Schwachstellen ermitteln und diese variieren auch im Ausmass und in der Häufigkeit des Auf­
tretens in den jeweiligen Partnerlandem. 

I 

43 



I 

44 

Abbildung 12: Schematische Darstellung wesentlicher Abläufe und potenzieller 
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Quelle: SECO, DEZA, Darstellung EFK 

Insbesondere Änderungen in der Projektumsetzung erweist sich häufig als Herausforderung. Ge­
mäss formalen Vorgaben ist die Vergehensweise bei Projektänderungsanträgen in wesentlichen 
Punkten geregelt.30 Die Unklarheit besteht einerseits darin, dass nicht explizit festgehalten ist, wie 
bzw. wem Projektänderungen unterhalb der vereinbarten Schwellenwerte zu melden sind und wer 
letztlich zu entscheiden hat. Im Zuge dessen kOrzenetwa Projektträger die formal definierten Pro­
zesse ab und wenden sich direkt an die Schweizer Seite anstelle sich bei den vorgegebenen 
Stellen zu melden ("Short cuts"). Andererseits liegen die Grande oftmals auch darin, dass einzelne 
zuständige Stellen (insbesondere 18) zu viel Zeit für die Bearbeitung und Entscheid der Gesuche in 
Anspruch nehmen. Diese AbkOrzungen führen bisweilen zu Unstimmigkeiten und in der Folge zu 
höherem Kommunikationsbedarf zwischen den beteiligten Akteuren. Mögliche Folgen sind, dass 
das Schweizer Management sich auf diese Weise mit zahlreichen Entscheidungen auf operativer 
Ebene herumschlagen muss, anstelle sich zentralen strategisch wichtigen Entscheidungen zuzu­
wenden (sog. "Kamineffekr). 

Die nationalen Institutionen bzw. Akteure in den Partnerländern sind Oberwiegend auch für die EU­
Kohäsionspolitik und die Finanzmechanismen von Norwegen und EWR. Aufgrund der stärkeren 
Ausrichtung dieser anderen Förderprogramme auf formale Konformität verbunden mit hohen 

30 Gernäss SECO und DEZA ist klar festgelegt, dass Projektänderungsantrage von den EAs beantragt, von den 
IBs/NCU geprOft und an die Schweiz zur definitiven Genehmigung weitergeleitet werden mossen, sofern diese 
Anderungen Verschiebungen in den Budgetrubriken von mehr als +15 Prozent zur Folge haben. ln den EU-1 0 ist 
fOr jedes Projekt das Datum vereinbart worden, bis zu welchem der Schweiz mit dem Zweck der sinnvollen Ver­
wendung von Restmitteln noch Projektanpassungsgesuche (z. B. Erweiterungen) unterbreitet werden können. 
Die Festregung der entsprechenden Daten erfolgte aufgrundder Natur des Projektes, der geschätzten Grossen­
ordnung der Einsparungen, dem erwarteten Zeitbedarf fOr die Ausschreibung und Vergabe der zusätzlichen Auf­
trage, der geplanten Dauer fOr die Realisierung der Bauten und Installationen resp. Dienstleistungen und der 
Frist fOr die physische Beendigung des Projekts (Ende 2016). 



Sanktionen sind sie bemüht, möglichst genaueVorgaben zu erhalten und diese auch einzuhalten. 
Die buchstabengetreue Umsetzung hat sich im Gedankengut verankert. Der mehr auf Partizipation 
und Kooperation ausgerichtete Ansatz der Schweiz hingegen kann mr die verantwortlichen Stellen 
daher mit einer gewissen Herausforderung und Unsicherheit verbunden sein. 

Das Schweizer Management des Erweiterungsbeitrags hat diese Sachverhalte erkannt und gibt 
Möglichkeiten auf diese Problematiken zu reagieren. So wurden bislang bereits verschiedene 
Informationsseminare in der Schweiz wie auch in den Partnerlandern mit involvierten Akteurs­
gruppen durchgeführt (Regionalseminare, thematische Seminare für National Project I Programme 
Officers etc.). An diesen Anlassen werden aktuelle Problematiken, Lösungsansatze und an­
stehende Meilensteine im Zusammenhang mit dem Erweiterungsbeitrag besprochen. 

Die EFK ist der Ansicht, dass viele dieser Phänomene auch auf den Anspruch an eine hohe ord­
nungs-und rechtmassige Mittelverwendung und Prozess-Compliance zurückgeführt werden kann. 
Es ist verständlich, dass die bilateralen Abkommen zwischen der Schweiz und den Partnerlandern 
sowie die verschiedenen Managementdokumente nicht alle Aspekte bis ins Detail regeln können 
oder sollen. Die EFK ist sich zudem bewusst, dass es das Erfolgsmodell fOr eine effiziente und 
effektive Umsetzung des Erweiterungsbeitrags nicht gibt. Der EFK liegen Informationen vor, dass 
diese Problematik sich nicht allein auf den Schweizer Erweiterungsbeitrag bezieht und daher nicht 
Ausdruck einer falschen Konzeption gewertet werden kann. Auch die Finanzierungsmechanismen 
von Norwegen I EWR weisen vergleichbare Probleme auf. Die EFK ist aber überzeugt, dass Ver­
besserungs- oder zumindest Klärungspotenziale fOr einen reibungsloseren und effizienteren Ablauf 
bestehen. 

Empfehlung 1: Erarbeitung von unterstatzenden Massnahmen zur Optimierung der Prozessablaufe 

(Prioritat 1). 

Die EFK empfiehlt dem SECO I DEZA, bei einem neuen Erweiterungsbeitrag auf der Basis der 
gemachten Erfahrungen aus dem aktuellen Erweiterungsbeitrag und unter Berocksichtigung der 
Erfahrungswerte aus anderen F(Jrderprogrammen, wesentliche Belange der Kooperation weiter zu 
optimieren. Insbesondere sind Rollen, Aufgaben, Kompetenzen, Schnittstellen und Verantwortlich­
keilen zwischen allen Akteuren und in allen Phasen des Erweiterungsbeitrags aufgrund der ge­
machten Erfahrungen anzupassen. Erganzend sind unterstatzende Massnahmen wie zusatzliehe 
Dokumentationen/Leitfaden, Seminare und Schulungen etc. anzubieten, welche m(Jg/iche 
Schwachstellen in den Prozessablaufen behandeln. 

Stellungnahme SECO/DEZA: 

SECO/DEZA sind mit dieser Empfehlung grundsatzlieh einverstanden. Allerdings muss folgendes 
beachtet werden: 1. SECO/DEZA können nur beschrankt darauf Einnuss nehmen, wie auf Seiten 
der Partnerstaaten im Detail die Zusammenarbeit zwischen der National Coordination Unit, den 
Intermediate Bodies, den Executing Agencies und anderen Akteuren geregelt wird. 2. Auch ein 
neuer Erweiterungsbeitrag wird wahrscheinlich in einem relativ unstabilen wirtschaftlichen und 
politischen Umfeld in den Partnerstaaten umgesetzt werden müssen. Um die sich daraus ergeben­
den Risiken zu vermindern, wird als eine weitere Massnahme die Stärkung unserer BOros vor Ort 
zu prüfen sein (Erfahrung aus dem laufenden Erweiterungsbeitrag). 
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Umsetzung bis: Nach dem Entscheid Ober einen neuen Erweiterungsbeitrag ( Konzeptausarbeitung 

und Verhandlungen mit den Partnerstaaten) 

Erlauteru ng 

Die Feststellungen verdeutlichen, dass internationale Kooperationen komplexe Unterfangen 

darstellen. Es ist daher fOr eine effiziente und effektive Umsetzung von zentraler Bedeutung, dass 

alle Beteiligten sich von Beginn an im Klaren sind Ober ihre Rollen, Aufgaben, Kompetenzen und 

Verantwortlichkeiten. Die EFK ist der Ansicht, dass insbesondere das Zusammenspiel NCU -IB I 

SJB- EA aufgrundunklarer Funktions- und Aufgabentrennungen zu ineffizienten Ablaufen fOhren 

kann. Auch das Zusammenspiel BOro Erweiterungsbeitrag - NCU fOhrt mitunter zu unterschied­

lichen Auffassungen bezOglieh der Steuerung und Führung von Projekten und Programmen, da in 

den bilateralen Rahmenabkommen die Rollen, Aufgaben und Kompetenzen der BOres und deren 

Abgrenzung nicht genau beschrieben sind. 

4 Auswahlverfahren der Projekte und Programme 

4.1 Breite Förderung durch den Erweiterungsbeitrag 

Vorrangiges Ziel des Schweizer Erweiterungsbeitrags ist die Selektion und Umsetzung von Pro­

jekten und Programmen in den dafür vorgesehenen Themenbereichen. Die FOlie der Themen­

bereiche Jasst einen grossen Spielraum for die Beantragung von Fördermitteln zu. Dadurch soll 

nebst der Chancengleichheit der Antragstellenden auch die Wahrscheinlichkeit guter und interes­

santer Projekteingaben gesteigert werden. 

Im Vergleich mit anderen Förderprogrammen zeigt sich, dass der Finanzierungsmechanismus von 

Norwegen I EWR 2004-2009 ebenfalls Ober sehr viele und breite Förderbereiche verfügte, was zu 

einer grossenAnzahl von Projekteingaben fflhrte. Mit der Umstellung in der Periode 2009-2014 

wurde versucht, diese Heterogenitat etwas einzugrenzen, was aber gernäss Angaben des FMO bei 

rund 149 Programmen mit insgesamt etwa 2600 Projekten nur bedingt gelang. Auch die EU-Koha­

sionspolitik ist bestrebt, ihre Förderbereiche laufend starker zu konzentrieren. FOr die Förder­

periode 2014-2020 gibt sie nur gerade die zwei Förderbereiche Umwelt sowie transeuropäische 

Verkehrsinfrastrukturen als Grundlage fOr die operationeilen Programme vor. 

Wie verteilen sich die Projekte und Programme nach den jeweiligen 5 Projektzielen des Erweite­

rungsbeitrags? Der grösste Anteil der Förderprojekte verfolgt Ziele im Bereich des Umweltschutzes 

mit etwa 40 Prozent, gefolgt von Förderung des Wirtschaftswachstums/Verbesserung von Arbeits­

bedingungen mit rund 25 Prozent. 15 Prozent aller Projekte entfallen auf den Zielbereich Erhöhung 

der sozialen Sicherheit und 10 Prozent auf die Erhöhung der öffentlichen Sicherheit. Die Stärkung 

der Zivilgesellschaft weist 8 Prozent der Fördermittel auf. Die restlichen Mittel entfallen auf unter­

stotzende Massnahmen. 

Die nachfolgende Abbildung 13 zeigt weiterführend die Verteilung der Projekte nach Höhe der 

Schweizer Budgets fOr die Länder der EU-12 aus, Stand Ende 2014. 



Abbildung 13: Verteilung der Projekte nach Höhe der Schweizer Budgets, EU-12 
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Die Abbildung 13 zeigt, dass die Verteilung der Projekte nach Budgetgrösse pro Partnerland keine 

systematischen Verteilungen aufweisen. Zwar weisen folgerichtig Bulgarien und Rumänien einen 

verhältnismassig grossen Anteil an eher kleineren Projekten auf, was durch den Einsatz von the­

matischen Fonds erklärt. Andererseits weist bspw. Polen mit 29 Prozent den grössten Anteil an 

Projekten mit einem Budget von mehr als 10 Mio. Schweizer Franken auf. Bei rund der Hälfte der 
Partnerländer machen die Projekte mit weniger als 2 Mio. Schweizer Franken Budget Ober die 
Haltte aller Projekte des Landes aus. 

4.2 Das Auswahlverfahren als triger Prozess 

Das zweistufige Projekteingabeverfahren (2-Loop-System) wurde eingeführt, um eine unnötige 

Arbeitsbelastung der Antragstellenden im ersten Durchlauf durch die Eingabe von detaillierten 

Angaben und Formularen zu vermeiden. Erst nach Bestehen der ersten Runde werden von den 

Antragstellenden detaillierte Unterlagen zum Förderprojekt eingefordert. Im Grundsatz hat sich 
dieses Verfahren, welches auch in vergleichbarer Form in anderen Förderprogrammen ange­

wendet wird, bewahrt und wird von verschiedener Seite begrOsst De facto handelt es sich sogar 
um ein 3-stufiges Verfahren, wenn man die Phase der Vorselektion ("Preselection") durch das 

Partnerland miteinbezieht Es ist Aufgabe des Partnerlandes, die entsprechenden Ausschreibun­

gen durchzufahren und potenziell geeignete Projekte für eine Förderung zu ermitteln. Er nach 

Festregung geeigneter Projekte durch das Partnerland werden diese der Schweizer Seite präsen­

tiert und befinden sich so im ersten Loop. Nach Genehmigung durch die Schweiz sind die Antrag­
stellenden dann aufgefordert, detaillierte Angaben zu den Projekten einzureichen. 

Andererseits zeigt sich, dass der Selektionsprozess des Erweiterungsbeitrags verhältnismassig 
komplex und eine insgesamt lange Durchlaufzeit aufweist. So kann es mehrere Jahre dauern von 
der erstmaligen Eingabe eines Gesuchs bis zur definitiven Genehmigung. Beispiele von Heraus­

forderungen des Auswahlverfahrens und dessen Folgen sind: 
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• Antragsteller (bspw. Politische Vertreter einer Gemeinde oder einer Region) werden 
zwischenzeitlich abgewahlt. ln der Folge wird das Projekt nicht mehr mit der gleichen 
Prioritat behandelt oder gar zurückgezogen 

• Beschaffung von veralteten Technologien und Materialienaufgrund voranschreitenden 
Fortschritts (bspw. Solarpanel), Preiserosionen 

• Bedarfnisse andern sich zwischenzeitlich oder verlagern sich durch neue Förder­
programme. Als Folge sind Zielkonflikte durch kontraproduktive Förderungen oder 
Verdrangung von Förderungsbereichen. 

• Projektantrage werden abgewiesen oder zurOckgezogen. Mögliche Reserveprojekte sind 
gegebenenfalls vorhanden, die Bearbeitung der Antrage bindet aber zusatzliehe 
Ressourcen. 

Am 2-stufJQen Auswahlverfahren sind zahlreiche Institutionen beteiligt. Schweizer Institutionen und 
die Institutionen der Partnerländer sind hier stark aufeinander angewiesen fOr eine effektive und 
effiziente ProjektauswahL Jeder Prozessschritt umfasst die PrOfung und Genehmigung von Unter­
lagen. Diese sequenzielle Abfolge von einzelnen Arbeitsschritten verlangsamt den Prozess. 
Schwierigkeiten können Oberdies auftreten durch das Fehlen von Terminen und Fristen. ln 
Kroatien, welches seit 2014 in den Genuss des Erweiterungsbeitrags kommt, muss ein verkürztes 
Selektionsverfahren angewendet werden (vgl. nachstehende Box). 

Verpflichtungsperlode ln Kroatien: nur zwei anstatt fOnf Jahre 

Am 1. Juli 2013 wurde Kroatien als neues Mitgliedsland der EU aufgenommen. Der Beitritt erfolgte 
dabei weitgehend unter denselben Bedingungen wie bei den zwölf Mitgliedstaaten (EU-12), die 
2004 und 2007 der EU beigetreten sind. Am 8. Marz 2013 hat der Bundesrat seine Absicht be­
kundet, die Anstrengungen der EU zum Abbau der wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten in 
der EU mit einem nicht rOckzahlbaren Erweiterungsbeitrag von 45 Millionen Franken zugunsten 
von Kroatien solidarisch zu unterstotzen. 
Die Ausgestaltung der konkreten Zusammenarbeit und die thematischen Förderschwerpunkte 
werden derzeit in einem bilateralen Rahmenabkommen mit Kroatien vereinbart. Gefördert werden 
sollen unter anderem Projekte in den Bereichen Sicherheit, Stabilitat, Umwelt und Infrastruktur 
sowie menschliche und soziale Entwicklung. 
Die Herausforderung dabei stellt die Tatsache dar, dass fOr die endgOitige Verpflichtung der Mittel, 
d.h. die konkrete Auswahl der Programme und Projekte, nur 2 anstelle der Oblichen 5 Jahre zur 
VerfUgung stehen. Die Schweiz wird daher ihr vorgesehenes 2-Loop-System nicht oder nur in 
sehr begrenztem Masse anwenden können, da dieses erfahrungsgemass viel Zeit in Anspruch 
nimmt Gernass deren Angaben werden SECO und DEZA daher angewiesen sein, entweder Pro­
jekte und Programme direkt vorzuschlagen oder aber nur ein 1-Loop-System anzuwenden. Des 
Weiteren ist geplant, in Kroatien einen Fonds zur FOrderung von Minenraumprojekten in kriegs­
versehrten Gebieten Kroatiens zu bilden (siehe Karte). Dieser Fonds soll mit frei gewordenen 
Mitteln im Zuge der Umsetzung des Erweiterungsbeitrags gespiesen werden. 
Es wird sich zeigen, welche Auswirkungen dieses abgekDrzte Verfahren auf die Qualitat der aus­
gewahlten Projekte und Programme wie auch auf die Umsetzung des Erweiterungsbeitrags in 
Kroatien haben. 

Oftmals werden Projekte zwischen der ersten und der zweiten Auswahlstufe abgeändert, sei es 
aufgrund einer Nichterfllllung der Anforderungskriterien oder auf Anraten der Schweizer Seite. 



BegrOndet wird dies mit einer Verbesserung der Qualitat. Gerade bei Bewerbungen aus dezentra­
len Regionen und Gemeinden oder bei wenig erfahrenen Antragstellern fehlt es oftmals an einer 
gewissen Qualitat und Erfahrung in Bezug auf Beantragung von Fördermitteln und im Projekt­
management. Um solche Projekte dennoch fördern zu können, benötigen sie oftmals weiter­
fahrende Unterstatzung oder aber die Projekte mossen abgeändert werden. Die Schweiz bietet 
Hilfe in Form von externen Expertisen an, die die Antragsteller in Anspruch nehmen können. 31 

ErfOIIen die Projekte insbesondere bei Änderungen noch die Bedarfnisse der Partnerlander? Diese 
Frage wird von den meisten Befragten bejaht. da geeignete Projektantrage von den Partnerlandern 
ausgewählt oder in enger Kooperation mit diesen entwickelt werden. Dabei kommt objektiven An­
forderungs- und Bewertungskriterien fOr die Projektselektion eine zentrale Rolle zu. Unterschied­
liche Interessen der Partnerländer und der Schweiz können dazu fOhren, dass Projektideen unter­
schiedlich gewertet werden. 

Die Ergebnisse in Abbildung 14 unterstreichen die vorangegangenen AusfOhrungen, wonach die 
Vorgaben und die Anwendung der Bewertungskriterien zur Beurteilung der Projektantrage gemass 
den Einschätzungen der NPO anscheinend nicht in allen Fallen klar erfolgt sei und unterschiedlich 
ausgelegt wurden. 

Abbildung 14: Beurteilung des Auswahlverfahrens, Stand November 2014 
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Ein Viertel der NPO gab an, dass die Auswahlkriterien fOr Förderprojekte nicht klar definiert und 
korrekt angewendet wurden. Aufgrund der eingeschränkten Fallzahl befragter Personen und be­
troffener Projekte kann die EFK diesen Sachverhalt nicht hinreichend verifizieren oder quantifizie­
ren. Der EFK ist aber bewusst, dass im Rahmen dieser Problematik den vorgesehenen Komitees 
eine zentrale Bedeutung zukommt. Es ist wichtig, dass die Teilnehmenden dieser Institutionen in 

31 ln der Form von fachlicher Expertise oder Unterstatzung beim Förderprozess und Projektmanagement 
Finanziert werden diese durch den .Technical Assistance Fund" und .Project Preparation Facility". 
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ausgewogener Weise ausgewählt werden. Denn nur auf der Basis gleichberechtigter Akteure kann 

ein offener und konstruktiver Dialog stattfinden. Die EFK ist zudem der Ansicht, dass einzelne 

Kriterien fOr die Projektauswahl nicht oder nur unzureichend herangezogen werden. So findet 

bspw. das Kriterium der Kostenwirksamkeit32 von Projekten keine spezielle BerOcksichtigung. 

Etwas mehr als 40 Prozent der befragten NPO sehen das Auswahlverfahren als effizient an, in 

etwa gleich viele verneinen dies. Dieses Ergebnis deckt sich weitgehend mit den ROckmeldungen 

aus den Gesprächen mit den involvierten Personengruppen. 

Empfehlung 2: Straffung des Projekt- I Programmauswahlverfahrens (PrioriUJt 1) 

Die EFK empfiehlt SECO I DEZA im Rahmen einer Erneuerung des Erweiterungsbeitrags das 

Projektauswahlverfahren zu optimieren. Einerseits ist eine Fokussierung der F6rderbereiche sowie 

ein optimales Verht:Jitnis zwischen Projekten und ggf. Programmen anzustreben. Andererseits ist 

systematisch eine Oberbuchung von potenziell geeigneten Projekten und/oder Programmen als die 

zur Vertagung stehenden Mittel vorzunehmen. 

Stellungnahme SECO/DEZA: 

SECO/DEZA sind mit dieser Empfehlung einverstanden. ln den meisten Partnerstaaten des 

Erweiterungsbeitrags EU-10 sowie auch beim Erweiterungsbeitrag Bulgarien und Rumänien haben 

SECO/DEZA eine Überbuchung gemacht. Nur deshalb war es möglich, alle Mittel rechtzeitig zu 

100% zu verpflichten. Zu erwähnen ist, dass die Überbuchung sowohl fOr den Partnerstaat als 

auch fOr die Schweiz mit zum Teil erheblichen Kosten (u.a. zusätzliche Projektdokumentationen 

und Profungen) verbunden ist, weshalb ihre Grösse auch in Zukunft sowohl themenspezifisch als 

auch nach Risiko- und Kostengesichtspunkten festgelegt werden muss. 

Umsetzung bis: Nach dem Entscheid Ober einen neuen Erweiterungsbeitrag ( Konzeptausarbeitung 

und Verhandlungen mit den Partnerstaaten) 

Erläuterung 

Die Förderbereiche sowie Anzahl, Umfang und Inhalte der jeweiligen Projekte und Programme sind 

bestmöglich zu optimieren. Die EFK stellt fest, dass dieser Weg in jOngster Zeit bspw. in Kroatien 

(Konzentration der Projekte auf den Wassersektor in einer Region) bereits eingeschlagen wurde. 

Die EFK ist aber nicht der Meinung, dass die Förderbereiche zu sehr eingeschränkt oder zu eng 

definiert werden sollen. Es sind diejenigen Themenbereiche prioritär zu fördern, mit welchen die 

Schweiz positive Erfahrungen gesammelt hat und/oder sie sich zukOnftig verstärkt engagieren 

möchte. 

Gernäss den vorliegenden Erfahrungen anderer Förderprogramme und von frOheren EFK-PrOfun­

gen kann auch die Zahl der unterstatzten Projekte optimiert werden. Die EFK verortet das meiste 

Synergiepotenzial in der Förderung durch grössere und integrale Projekte "Less is more (efficient)": 

32 Die Kostenwirksamkeit untersucht die Relation zwischen eingesetzten Mitteln und der daraus resultierenden 
(erwarteten) Leistung bzw. Wirkung. Sie zeigt an, wie sich kostengünstigste Losungen zur Erreichung eines 
bestimmten Leistungs- I Wirkungsniveaus oder Losungen mit der sich das höchste Leistungs- I Wirkungsniveau 
zu bestimmten Mitteln erreichen lassen (bspw. CO:z-Einsparungen pro 100 Franken). Das Kriterium der 
Kostenwirksamkeit kann fOr den Vergleich und die Priorisierung von verschiedenen Projekten (innerhalb eines 
Programms) verwendet werden. 



Sie nutzen einerseits die Vorteile einer effizienteren Umsetzung durch Einsparungen im gesamten 
Projektmanagementzyklus. Der Einsatz von kostspieligen externen Experten kann durch eine 
Fokussierung auf wenige Themenbereiche minimiert werden. Andererseits ergeben sich dadurch 
Aufwandsreduktionen im Bereich Reporting und Controlling. Positive Erfahrungen der Schweiz 
hinsichtlich der bereits bestehenden Partnerschaften sind bei der Selektion von Projekten ebenfalls 
zu berücksichtigen und konsequent zu fördern. Wie bereits erwähnt, eignet sich der Programm­
ansatz eher bei zahlreichen, zumeist kleineren Projekten im gleichen Themenbereich. Bisherige 
Erfahrungen von anderen Förderprogrammen zeigen, dass der Programmansatz tendenziell mit 
höheren Kosten verbunden sein kann. Daher ist der Programmansatz gezielt dort einzusetzen, wo 
Projektansatze weniger erfolgsversprechend erscheinen oder ausschliesslich kleinere Projekte 
gefördert werden sollen. 

Erste Erfahrungen aus den Landern Bulgarien, Rumnänien und der laufende Prozess in Kroatien 
zeigen, dass neben dem bisherigen 2-Loop-System auch andere, • verkürzte" Projektauswahl­
verfahren zu zufriedenstellenden Ergebnissen fOhren können. Im Rahmen einer Erneuerung des 
Erweiterungsbeitrags sollten daher verschiedene Auswahlverfahren eingesetzt werden. Das bis­
herige 2-loop-System eignet sich dort, wo Ausschreibungen zu einer Vielzahl von Projekt­
vorschlagen f!lhren. Andere Verfahren wie direkte Projektbestimmungen sind angebracht, wenn 
Ausschreibungen keine gewünschte Reaktionen auslösen oder wo in beiderseitigem Einverständ­
nis direkte Fördermöglichkeiten ermittelt werden können. Die Partnerländer sind angehalten, im 
Rahmen der Vorselektion von Projekten oder Programmen auch eine Überbuchung der zur Ver­
fügung stehenden Mittel vorzunehmen. Die Bestimmung der Höhe der Überbuchungen sollte auf 
Basis von Erkenntnissen und Erfahrungswerten anderer Förderprogramme sowie in Absprache mit 
den jeweiligen Partnerlandern erfolgen. Mit Vorteil werden Projekte als Reserveprojekte ausge­
wählt, welche nach bestmöglichem Ermessen kurzfristig und rasch umgesetzt werden können. 

5 Die Implementierung von Projekten und Programmen 

5.1 Änderungen in Projekten als Herausforderung mit weitreichenden Folgen 

Wie bereits angesprochen, stellen Änderungen in Projekten generell keine Ausnahme dar und so 
ist auch der Erweiterungsbeitrag nicht vor Änderungen geschützt. Nicht nur wahrend des Projekt­
auswahlverfahrens kann es Anpassungen bei Projektgesuchen kommen, auch die Phase der Um­
setzung geht bei fast allen Projekten mit mehr oder weniger starken Änderungen gegenOber der 
ursprünglichen Planung einher. Ein gewichtiger Grund, welcher im laufenden Erweiterungsbeitrag 
zu vielen Projektänderungen gefOhrt hat, liegt in der Aufwertung des Schweizer Frankens in den 
vergangeneo Jahren. Gernass Schätzungen SECO I DEZA hat sich der Schweizer Franken in­
zwischen um 25 bis 40 Prozent gegenOber den jeweiligen Landeswährungen aufgewertet. Die 
Budgets der genehmigten Projekte sind in den Projektabkommen (d. h. zu Beginn der Projekt­
umsetzung) definitiv festgehalten. Die Schweiz löst Rockerstatlungen von getätigten Auslagen 
seitens der Projektträger auf Basis der periodisch einzureichenden und verifizierten Projektfort­
schrittsberichte aus. Innerhalb dieser Berichte sind die Auslagen in beiden Währungen zu aktuell 
vereinbarten Wechselkursen auszuweisen. Hierbei fOhrte die kontinuierliche Aufwertung, aber auch 

f 

51 



f 

52 

andere GrOnde wie Einsparungen aufgrund günstigerer Beschaffungen, zu einer steten Vergrösse­
rung der Projektbudgets in der entsprechenden Landeswahrung. Die Vorgaben des Erweiterungs­
beitrags sehen in der Regel vor, dass samtliehe gesprochenen Mittel in dasselbe Projekt einzu­
setzen sind. 

Die nachfolgende Abbildung 15 zeigt einerseits eine Schatzung Ober den Anteil Projekte und Pro­
gramme pro Land, bei welchen es aktuell zu Einsparungen gekommen ist. Die Ergebnisse zeigen, 
dass in einzelnen Landern die Oberwiegende Mehrheit oder sogar alle Projekte oder Programme 
Einsparungen aufweisen. Dies ist insofern wenig Oberraschend, als dass die oben genannten 
Wechselkursgewinne alle Projekte und Ländergleichermassen betreffen. Einsparungenaufgrund 
günstigerer Beschaffung betreffen hingegen nur die entsprechenden Projekte mit Beschaffungen. 

Andererseits sind in der Abbildung die Anteile der Projekte und Programme aufgeführt, welche 
gemass befragter NPO zum gegenwartigen Zeitpunkt grössere Verspatungen aufweisen. Dabei 
zeigt sich ein unterschiedliches Bild zwischen den Landem. ln einzelnen Landern weisen bereits 
mehr als die Halfte der Projekte Verspatungen auf, in anderen Landern liegt die Quote tiefer. Die­
ses Ergebnis muss jedoch vor dem Hintergrund des unterschiedlichen Umsetzungsstandes und 
der Projektportfolios in den einzelnen Landern als Momentaufnahme angesehen werden. Die An­
teile dOrften sich im Laufe der Zeit noch andem. Die angegebenen GrOnde fOr Projektverspätungen 
sind vielfältig: Langwierige und komplexe Verfahren der öffentlichen Beschaffung, Änderungen in 
Projekten mit aufwändigen Planungs- und Genehmigungsverfahren, begrenzte Fahigkeit und 
Komplexitat der Projektverwaltung oder Auftauchen von Unregelm;!:!ssigkeiten mit langwierigen 
Oberprofungstatigkeit. 

Abbildung 15: Anteile der Projekte/Programme mit Verspätungen und Einsparungen 

Stand November 2014/Januar 2015* 
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Die verschiedenen Arten von Änderungen in Projekten soll kurz ·am Beispiel von Polen aus dem 
Jahre 2013 verdeutlicht werden (vgl. Abbildung 16). Die meisten Projektänderungen betrafen dort 
Projektverlängerungen und inhaltliche Änderungen. Daneben werden Änderungen des Budgets, 
Projekterweiterungen durch zusätzlich verfOgbaren Mittel oder Änderungen im Projektmanagement 
als weitere GrOnde angefOhrt. 

Abbildung 16: Projektänderungen, Polen 2013 

Quelle: Annual Report 2013, Polen 

Die Projektträger vertagen im Erweiterungsbeitrag Ober die grundlegende Möglichkeit, die zusatz­
lieh verfOgbaren Mittel fOr das Projekt zu nutzen oder nicht. Die zusatzliehen Investitionen können 
sich je nach Projektart, Zeitpunkt und Höhe der Einsparungen als schwierig erweisen. Zum einen 
bedeutet es einen arbeits-und kostenintensiven Zusatzaufwand fOr die Projektbeteiligten, denn 
nebst einer geeigneten Idee braucht es auch ein neues Gesuch. Dieser Antrag muss wiederum 
viele Instanzen bis zur definitiven Genehmigung durchlaufen. Zudem ist die notwendige Ko- bzw. 
Vorfinanzierung sicherzustellen. Dies alles muss unter einem grösseren zeiUichen Druck ge­
schehen als bei der urspronglichen Projektplanung. Besonders kritisch wird es, wenn ein Projekt 
ohnehin schon Verspatungen aufweist. Nicht zuletzt ziehen Erweiterungen in Projekten auch zahl­
reiche Änderungen grundlegender offizieller und vertraglicher Dokumente nach sich, wie bei­
spielsweise dem Project Agreement. Dies wird aber in der Regel in Form von Nachträgen in den 
Anhängen der Abkommen geregelt. Nicht zuletzt bedingen Projekterweiterungen auch eine An­
passung der ursprünglichen Projektziele und deren Messindikatoren. 

Die nachfolgende Abbildung 17 zeigt die ergänzenden Einschätzungen seitens der NPO zur bis­
herigen Fazilitat von Reinvestitionen im Falle zusätzlich verfOgbarer Budgets. Rund die Hälfte der 
NPO gibt an, dies sei eher bis sehr einfach war. 20 Prozent gaben an, dass die Suche nach einer 
geeigneten Projekterweiterung eher kompliziert bis sehr kompliziert verlaufen sei. 30 Prozent be­
urteilten dies als moderat. 
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Abbildung 17: Einschätzung der Fazilität von Reinvestltlonen in bestehende Projekte I 
Programme, Stand November 2014 
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Quelle: Umfrage EFK (N=15), eigene Darstellung 

Wie bereits erwahnt, mossen im Schweizer Erweiterungsbeitrag gemass geltenden Vorgaben 
samtliehe Mittel - mit wenigen Ausnahmen -in das gleiche Projekt oder Programm investiert 
werden. Bei den Finanzierungsmechanismen von Norwegen I EWR besteht hingegen die grund­
legende Möglichkeit, nicht verpflichtete oder frei gewordene Mittel in andere bzw. neue Projekte zu 
investieren. Dies stellt einen wesentlichen Vorteil gegenober den geltenden Regelungen im 
Erweiterungsbeitrag dar. 

Empfehlung 3: Regelung der Modalitaten zur Verwendung von zusatzliehen oder freigewordenen 

F6rdermitteln (Prioritat 1). 

Die EFK empfiehlt SECOIDEZA im Rahmen eines erneuten Erweiterungsbeitrags vorzusehen, die 

Modalitaten der Verwendung von zusatzlieh freigewordenen und verfOgbaren Mittel nach Ablauf 

der Verpflichtungsphase sowohl auf Stufe Land wie auch auf Stufe Projekt oder Programm mit den 

Partnerlandern festzulegen. 

Stellungnahme SECO/DEZA: 

SECO/DEZA sind mit dieser Empfehlung einverstanden. SECO/DEZA haben diese beim Erweite­
rungsbeitrag an Bulgarien und Rumanien bereits teilweise und im Falle des Erweiterungsbeitrags 
an Kroatien vollstandig umgesetzt. Beim Erweiterungsbeitrag Kroatien wird ein schon bestehender 
Entminungsfonds als Auffanggeft:lss fOr die freigewordenen Mittel dienen. Entsprechend könnten 
auch eventuelle Wahrungsgewinne aus einer weiteren Aufwertung des Schweizer Franken bis zum 
Ende des Programms in diesen Fonds transferiert werden. 

Umsetzung bis: Nach dem Entscheid Ober einen neuen Erweiterungsbeitrag (Konzeptausarbeitung 
und Verhandlungen mit den Partnerstaaten) 



Erläuterung 

Die AusfOhrungen zeigen, dass Einsparungen durch gOnstigere Liefer- und Dienstleitungsaufträge 
resp. aufgrundvon Wechselkursgewinnen zu zusätzlich verfOgbaren Projektmitteln fahren. Die 
aktuelle Regelung sieht nur einen Verzicht oder die Weiterverwendung der Mittel im gleichen Pro­
jekt vor. ln vereinzelten Fällen wurden vor dem Ablauf der Verpflichtungsperiode anderweitige 
Regelungen vereinbart. Die vielfältigen Umstände sowie der Zeitpunkt der Einsparungen lassen 
jedoch nicht in jedem Fall eine sinnvolle Verwendung der zusätzlichen Mittel zu. Daher muss im 
Vorfeld auf Basis der Länder- und weiterfahrend der Projektabkommen geklärt sein, wie mit den 
altfälligen Mitteln umzugehen ist. Die ursprüngliche Regelung, dass die Projektträger in einem 
ersten Schritt Ober Verzicht oder Verwendung der zusatzliehen Mittel entscheiden dOrfen, ist bei­
zubehalten. Entsprechend sind auch Regelungen im Falle von Budgetkorzungen vorzusehen. 

5.2 Die Öffentlichkeitsarbeit des Erweiterungsbeitrags und ihre Grenzen 

Die Öffentlichkeitsarbeit stellt ein weiteres Element des Erweiterungsbeitrags dar. Es liegt im 
Interesse der Schweiz, dass ihre Bevölkerung wie auch diejenige der Partnerländer den Erweite­
rungsbeitrag gabOhrend wahrnimmt und dessen Leistungen und Wirkungen einschätzen kann. 
Daher legt auch die Schweiz Wert auf Aktivitäten zur Bekanntmachung der jeweiligen Projekte und 
Programme. Die Partnerländer sind angehalten, entsprechende Aktivitäten zur Förderung der Be­
kanntheit in den jeweiligen Partnerlandern durchzufahren und die Schweiz laufend Ober geplante 
und erfolgte Massnahmen und Aktivitäten im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit zu informieren. 

Wie wird die Öffentlichkeitsarbeit aus Sicht der NPO eingeschätzt? Die nachfolgende Abbildung 18 
zeigt die Ergebnisse zu deren Einschätzungen. Die Grafik links besagt, dass die bisherigen Marke­
tingaktivitäten auf der Stufe Projekte bzw. Programme mehrheitlich als gut oder zumindest aus­
reichend eingeschätzt werden. Knapp ein Drittel der befragten NPO sind nicht dieser Ansicht. 

Etwas skeptischer aussern sich die Befragten hinsichtlich der Frage, ob der Erweiterungsbeitrag 
aufgrunddes aktuellen Marketings bei nationalen Entscheidungstragern genügend bekannt sei 
(rechte Grafik). Zwei Drittel sind der Ansicht, dies sei eher nicht der Fall. 

Abbildung 18: Beurteilung der Öffentlichkeitsarbeit, Stand November 2014 
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Die EFK teilt die Ansicht, dass die Öffentlichkeitsarbeit ein wesentlicher Faktor für den wahrge­
nommenen Erfolg eines jeden Förderprojektes und weiter des gesamten Erweiterungsbeitrags 
darstellt, insbesondere da dies mit zahlreichen Herausforderungen verbunden ist. Interessante 
Adressaten in diesem Bereich sind politische Akteure sowie weite Teile der Bevölkerung des Part­
nerlandes. Bekannt dürfte der Schweizer Erweiterungsbeitrag bei der Bevölkerung in den Regio­
nen sein, wo die Projekte umgesetzt werden, jedoch weniger auf nationaler Ebene. Letzteres hangt 
davon ab, ob entsprechende Kampagnen durch nationale Medien erfolgen. Es bestehen insgesamt 
gesehen keine Publizitatsrichtlinien oder-konzeptefür den Erweiterungsbeitrag. Diesware vermut­
lich auch zu ambitiös, da die Öffentlichkeitsarbeit- insbesondere auf nationaler Ebene -den Part­
nerlandern ohnehin nicht vorgeschrieben werden kann. 

Erschwerend für die Bekanntheil des Erweiterungsbeitrags kommt hinzu, dass das gesamte 
Förderprogramm nicht Ober ein einheitliches Auftreten vertagt, was sich in der Form der ver­
schiedenen Logos zum Erweiterungsbeitrag aussert. Die Abbildung 19 zeigt eine Auswahl von 
Logos in einzelnen Partnertandern. Der Erweiterungsbeitrag wird dort unterschiedlich bezeichnet 
wie ,,Swiss Cooperation Programme", .Swiss Contribution" oder .Supported by the Swiss-{Name 
des Partnerlandes} Granr. Selbst in der Schweiz kursieren mehrere Bezeichnungen für den 
Erweiterungsbeitrag, etwa als Kohasionsmilliarde oder Schweizer Beitrag an die erweiterte EU. 

Abbildung 19: Logos des Schweizer Erweiterungsbeitrags in ausgewählten Partnerländern 
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Gute Öffentlichkeitsarbeit ist aber nicht nur in den jeweiligen Partnerlandern relevant, auch in der 
Schweiz kann sie von Nutzen sein. Für die Schweizer Bevölkerung und Medien werden 
regelmassig Publikationen und Anlasse veranstaltet. 

Für die EFK ist schwierig abzuschatzen, iniwefern eine bessere Bekanntheil des 
Erweiterunsgbeitrags durch die Vielfalt der Logos und Bezeichnungen gebremst wird. Die EFK 
sieht von einer Empfehlung zur Vereinheitlichung des Auftretens ab, da zu bedenken gilt, dass 
Änderungen der aktuellen Logos durch die Einführung eines einheitlichen Auftritts wiederum die 
Bekanntheft des bisherigen Erweiterunsgbeitrags und dessen Kennzeichungen bei Projekten 
(Tafeln, Kleber, Dokumentationsmaterial etc.) schmalem kann. 



6 Eignung der Informations· und Kontrollsysteme 

6.1 Die Angemessenheit des Reporting beim Erweiterungsbeitrag 

Eine korrekte Umsetzung des Erweiterungsbeitrags stellt hohe Anforderungen an die Dokumenta­

tions- und lnformationsbedOrfnisse. Die Projektträgerschatten sind angehalten, regelmassig Ober 

den Stand der Projektumsetzung zu informieren. Je nach Art des Projektes und Phase der Projekt­

umsetzung können mehr oder weniger Aktivitäten anfallen, Ober welche Rechenschaftspflicht be­

steht. 

ROckmeldungen der verschiedenen Anspruchsgruppen vermitteln eine ambivalente Bewertung des 

Reporting. Auf der operativen Stufe, d.h. bei den Intermediate Bodies und den Projektträgern, wird 

das bestehende Reporting Oberwiegend als adäquat eingestuft. Es gibt aber auch Ausnahmen, 

welche sowohl die Frequenz als auch die unklaren inhaltlichen Anforderungen bemängeln. Ein­

zelne Projektträger sind Oberfordert, Informationen in der gewonschten Qualität und Frist zu liefern, 

da dies mit hohem personellen und finanziellen Ressourceneinsatz verbunden ist. Andere wie­

derum sind aus finanziellen GrOnden angewiesen auf eine enge Frequenz, da die Projektfort­

schrittsberichte auch der ROckvergOtung von getätigten Auslagen dienen. 

Vom Einreichen eines Projektfortschrittsberichts inklusive ROckzahlungsantrag bis zur effektiven 

ROckvergOtung der Ausgaben können Monate und in einzelnen Fällen sogar Jahre vergehen. 

Diese langen Zeitspannen können bei den Projektträgern zu Liquiditätsengpassen und auch zu 

Verzögerungen in der Projektumsetzung fOhren. 

Von Seiten der strategischen FOhrungsebene (NCU und BOras Erweiterungsbeitrag) wird das Re­

porting leicht negativer bewertet. Insbesondere die Quantität und Qualität der gelieferten Informa­

tionen zwischen den einzelnen Projekten sei dabei zu heterogen. Kritisiert wird zudem, dass die 

enthaltenen Informationen den Fortschritt eines Projektes nicht genOgend adäquat und nachvoll­

ziehbar abzubilden vermögen. Auch die Ergebnisse der Umfrage bei den NPO stotzendie Er­

kenntnisse der EFK aus den Gesprächen mit den direkt Betroffenen. Abbildung 20 verdeutlicht, 

dass einerseits die vorgegebene Frequenz der Ablieferung von Projektfortschrittsberichten auch 

aus Sicht der NPO differenziert beurteilt wird. Die GrUnde hierfOr wurden oben bereits genannt. 

Abbildung 20: Beurteilung des Reporting, Stand November 2014 
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Die Grafik rechts der Abbildung 20 zeigt eine Beurteilung der Informationsgote der Messung und 

Überwachung von Projektfortschritten. Rund zwei Drittel der befragten NPO sind der Ansicht, dass 

die Projektfortschrittsberichte den Ansproehen an ein Monitaring der Projektfortschritte nicht immer 

genügen. 

Die EFK stellt zudem fest, dass Gliederung und Inhalte der Projektfortschrittsberichte und der 

(Projekt-) Jahresberichte nicht einheitlich sind. Nicht nur der Detaillierungsgrad der Informationen 

in den Berichten unterscheidet sich zwischen Projekten und Partnerlandern, es bestehen auch 

keine einheitlichen und verbindlichen Vorgaben betreffend einzelner lnformationselemente. Es 

gestaltet sich relativ schwierig, ein umfassendes Bild Ober die aktuelle Situation in einem Projekt 

oder in einem Partnerland nur auf Basis dieser Dokumente zu machen. Es wäre zielfOhrender, 

wenn Ober alle Länder hinweg ein Minimum an vergleichbaren Informationen erhoben und weiter­

fUhrende Analysen dadurch einfacher ermöglicht wOrden. Die EFK ist überzeugt, dass nebst den 

bestehenden noch folgende Berichtselemente als verbindliche Bestandteile der Berichterstattung 

definiert werden sollten: 

• jeweiliger Stand der Umsetzung und Angabe des Fortschritts (Änderung gegenober 

Vorberichtsperiode) 

• aktuelle Risiken in Projekten und deren (geplante oder erfolgte) Beseitigung 

• Zusammenstellung erfolgter PrOftätigkeiten und deren Ergebnisse 

• Ermittelte Unregelmässigkeiten und deren (geplante oder erfolgte) Beseitigung bzw. 

eingeleitete Massnahmen 

• Kurze Zusammenfassung der wichtigsten Punkte 

Empfehlung 4: Optimierung des Informationsmanagementsystems (Prioritat 2) 

Die EFK empfiehlt SECOIDEZA, im Rahmen eines erneuten Erweiterungsbeitrags die formalen 
und inhaltlichen Vorgaben rar die Berichterstattung und das Monitaring von Projekten und Pro­
grammen anzupassen bzw. zu erganzen. Aus Effizienzsteigerungsgranden sollte zudem abgekJart 
werden, ob und wie das Informationsmanagementsystem des Erweiterungsbeitrags auf eine 
digitale Basis gestellt werden kann. 

Stellungnahme SECO/DEZA: 

SECO/DEZA sind mit dieser Empfehlung einverstanden. Was das digitale lnformationsmanage­

mentsystem betrifft, sind SECO/DEZA skeptisch. Die technische und organisatorische Machbarkelt 

einer solchen Lösung mussten zuvor sichergestellt werden, was bei mehreren Hundert f\kteuren 

aus vierzehn Ländern nicht einfach sein dUrfte. Die Hauptmangel der Berichterstattung durch die 

Partnerstaaten, die vielfach unbefriedigende Qualität und die oft grossen Verspätungen (v.a. der 

Interim Reports), worden dadurch nicht gelöst. 

Umsetzung bis: Nach dem Entscheid Ober einen neuen Erweiterungsbeitrag (Konzeptausarbeitung 

und Verhandlungen mit den Partnerstaaten) 

Erläuterung 

Einheitliche Vorgaben erleichtern die Datenerhebung, erhöhen den Informationsstand sowie 

generieren eine bessere Nachvollziehbarkeil des Umsetzungsfortschritts. 



• Einheitliche Mindestvorgaben far Projektfortschrittsberichte und Jahresberichte: Weit­
gehend einheitliche Formularvorgaben wurden bereits im aktuellen Erweiterungsbeitrags 
zusammen mit den Partnerlandern vereinbart. Sie weisen kleinere Abweichungen auf. Vor 
dem Hintergrund einer verbesserten Vergleichsbasis sollten die Vorgaben um eine Kurz­
zusammenfassung sowie die Ausweisung der wichtigsten Projektrisiken (Zielerreichung, 
Kosten, Zeit, sonstige Projektrisiken, Unregelmassigkeiten) inkl. Vorschlage oder Angabe 
ergriffener Massnahmen zu deren Bewaltigung erganzt werden. 

• Bereitstellung von Mustervorlagen (ngood practice") betreffend die wichtigsten Reporting­
instrumente (bspw. Projektfortschrittsberichte und Jahresberichte). Antragstellenden wird 
die Arbeit erleichtert, wenn mustergültige Beispiele von ausgefüllten Reportinginstrumen­
ten zur Vertagung stehen. 

Eine digitale Plattform ermöglicht die elektronische Abwicklung entlang des gesamten Förder­
prozesses. Alle im Rahmen der Förderung involvierten Stellen können auf diese Weise effizient 
ihre Daten und Dokumente auf elektronischem Wege Obermitteln, speichern, andern oder abrufen. 
Dies ermöglicht eine Nachverfolgung der wichtigsten Prozessetappen in Echtzeit Weiterer Vorteil 
bietet die Verringerung von nicht notwendigen Medienbrochen. Relevante Entscheidungsschritte 
werden dadurch vereinfacht und beschleunigt. Das digitale Informationsmanagementsystem sollte 
zentral betrieben werden. Die Partnerlander bzw. berechtigten Akteure sollten stufengerecht Zu­
gang zu den jeweiligen Informationen via Webportale haben. Andererseits können verschiedene 
Kennzahlen der Projekte fOr das Monitaring und Controlling standardisiert erhoben werden (vgl. 
Kapitel 6.2). Die Plattform dient auch als Informationssystem fOr die Aufsicht und Kontrolltatigkeiten 
(vgl. Kapitel6.3). Hierbei soll abgeklart werden, ob eine entsprechende IT-Lösung gefunden wer­
den kann, welche die oben gezeigten Spezifitaten berücksichtigt und einfach angewendet werden 
kann. 

Auch die Förderprogramme der EU sowie von Norwegen I EWR setzen für den gegenseitigen ln­
formationsaustausch, zur Dokumentenablage sowie zur Erfassung zentraler Controllingdaten der 
Projekte und deren Umsetzung entsprechende IT-Piattfarmen ein (bzw. entwickeln diese weiter, 
vgl. e-cohesion). Die EFK ist der Ansicht, dass im Falle einer Erneuerung des Erweiterungsbeitrags 
der Einsatz möglicher Lösungen - unter Berücksichtigung der bestehenden Erfahrungen im ln- und 
Ausland- sargfaltig abgeklart werden sollten. 

6.2 Die Schwierigkeit eines umfassenden und zeitgerechten Controlling der 

Projektfortschritte 

Betrachtet man die Entwicklungen der jeweiligen Förderprogramme fOr die neuen EU-Lander so 
kann festgestellt werden, dass alle ein ergebnisorientiertes Management der Programmumsetzung 
anstreben. Die Umsetzung wie auch der Erfolg der Förderungen sollen dabei starker an den er­
zielten Ergebnissen gemessen werden. Grundlage hierfür stellt ein adaquates Monitaring und 
Controlling dar. Entsprechend sind aussagekraftige und messbare Indikatoren erforderlich. 

Bestehende Analysen und ROckmeldungen zeigen, dass ein wirksames Controlling aber nicht ein­
fach zu bewerkstelligen ist. Die EFK stellt fest, dass die Projekte und Programme im Erweiterungs­
beitrag verschiedene Leistungsziele (Output) aufweisen, jedoch nicht in systematischer Weise 
Wirkungsziele (Outcome) oder gesamtgesellschaftliche Auswirkungen (Impact) definiert sind. 
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Die EFK sieht folgende Aspekte als wichtige Grande daflir: 

• Ein wesentlicher Teil der Unterschiede betreffend die Leistungs- und Wirkungsziele ist 
durch die Spezifika eines Projektes gegeben. 

• Auf Stufe der direkten Projektziele bzw. -aktivitaten (Outputs) können in der Regel relativ 
einfach Zielvorgaben erstellt sowie deren Messung durchgefohrt werden. 

• Unmittelbare Wirkungen von Projekten können hingegen erst nach Abschluss oder später 
ermittelt werden. 

• Die Projekte des Erweiterungsbeitrags sind vermutlich zu "kleinM, als dass sie Wirkungen 
auf Obergeordneter, regionaler oder gar (inter-)nationaler Indikatoren (bspw. Abbau 
Disparitaten, Wirtschaftsförderung, Bruttoinlandprodukt, Arbeitslosenquote etc.) entfalten 
können. Schalzungen oder Messungen der makroökonomischen Wirkungen gestalten sich 
aufwändig und sind mit grösseren Unsicherheiten betreffend der Verlassliehkeil der Daten 
verbunden. 

• Staatliche Politiken und weitere nationale und internationale Förderprogramme Oben 
Einfluss auf die Entwicklung der Lander aus, was den Nachweis von isolierten und direkt 
zuordenbaren Projektwirkungen (Attribution) erschwert.33 

• Es kommt im Laufe der Umsetzung von Projekten vielfach zu Änderungen. Je nach 
Ausmass der Änderungen kann dadurch das gesamte Wirkungsgefüge ("LogframeM) 
mitsamt zugehörigen Indikatoren und Zielwerten verandert werden.34 

• Wie zuvor erwahnt, fehlen in der Berichtserstattungen oftmals wesentliche Informationen 
fOr eine gute Aufsicht und Steuerung der Projekte. Zudem erreichen die Projektfortschritts­
berichte die Schweizer Seite in der Regel zu spät. Auf kurzfristig auftauchende Probleme 
oder Änderungswünsche kann nicht adaquat reagiert werden. 

Gernäss Einschatzung der EFK ist vor diesem Hintergrund nur ein eingeschränktes Monitoring und 
Controlling der Projekte und Programme möglich. Die EFK ist der Ansicht, dass das Monitoring und 
Controlling mittels der zuvor genannten Empfehlung 4 unterstatzt werden kann. 

6.3 Hohe Anforderungen an das Aufsichts- und Risikomanagement 

Die Einhaltung der geltenden Vorgaben, Überwachung der Ausgaben sowie die regelkonforme 
Abwicklung der Förderprojekte stellt eine Grundbedingung für eine erfolgreiche Umsetzung des 
gesamten Förderprogramms dar. Der Erweiterungsbeitrag schreibt deshalb eine Reihe von be­
gleitenden Aufsichts- und Kontrolltatigkeiten vor, welche in der geteilten Verantwortung des 
Partnerlandes und der Schweiz liegen. 

Im Rahmen der gefOhrten Gesprache mit involvierten Aufsichtsstellen zeigte sich, dass sich die 
Aufsichtstatigkeit komplex ausgestaltet. Verschiedentlich wurde zurückgemeldet, dass die Aufsicht 
zwischen den verschiedenen beauftragten Stellen einerseits nicht immer klar verteilt sei und der 
Vollzug der Prüfungstatigkeiten zu wenig koordiniert erfolge. Andererseits würde zu viel Wert auf 
die Kontrolle von Fakturierungen gelegt, wahrend andere Bereiche einer ungenügenden Prüfung 

33 

34 

Der EFK vorliegende Studien zeigen. dass selbst bei grossen Projekten im Rahmen der europäischen Struktur-
und Kohäsionsfonds deren Wirkungen nur unzureichend verlässlich erhoben und den Projekten direkt 
zugeordnet werden können. 
Gemäss Rockmeldungen von SECO/DEZA wird derzeit abgeklärt. ab welcher Dimension eine Anpassung der 
Logframes. Zielsetzungen und Indikatoren vorgenommen werden müssen. 



unterliegen oder ganz ausser Acht gelassen werden. Diese ROckmeldungen aus den einzelnen 
Ländern decken sich weitgehend mit den Ergebnissen der EFK-Umfrage bei den NPO (vgl. Abbil­
dung 21). 

Abbildung 21: Effizienz und Komplementarität der Aufsichtstätigkeiten 

Stand November 2014 
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Quelle: Umfrage EFK (N=17), eigene Darstellung 

Ein Drittel der befragten NPO beurteilt die bisherigen Aufsichtstätigkeiten als unzureichend. Als 
wesentliche Hauptgrande hierfor werden Doppelspurigkeiten und fehlende Koordination genannt. 
Hingegen sind 40 Prozent der Ansicht, dass die Aufsichtstätigkeiten zufriedenstellend funktio­
nieren. 

Die EFK ist sich bewusst, dass die gemeldeten Kritiken bezOglieh der Aufsichtstätigkeiten ver­
mutlich eher die Ausnahme als die Regel darstellen. Dennoch ist die EFK der Ansicht, dass eine 
systematisch gut koordinierte Aufsicht zu verbesserten PrOfungsergebnissen fOhrt. 

Verstösse gegen Vorgaben und Bedingungen werden als sogenannte Unregelmässigkeiten (sog. 
"lrregularities") festgehalten. Es ist hierbei wichtig anzumerken, dass das Obliche Verständnis von 
Unregelmassigkeiten samtliehe Handlungen umfasst, welche nicht den geltenden Vorschriften 
entsprechen.35 1nnerhalb der Finanzierungsmechanismen von Norwegen I EWR werden samtliehe 
gemeldeten Unregelmassigkeiten vierteljahrlieh aktualisiert und im Internet veröffentlicht. Gernass 
aktuellsten Publikationen wurden innerhalb der Förderperiode 2004-2009 in den vergangenen 1 0 
Jahren insgesamt 225 Fälle von Verstossen in 184 Projekten registriert. 215 Falle davon konnten 
abgeschlossen werden. ln 164 Fallen wurde ein Verstoss nachgewiesen und in 124 Fallen davon 
wurde eine Sanktion verhängt. ln 7 Fallen davon bestätigte sich ein konkreter Betrugsfall und das 
Projekt wurde gernäss Sanktionsreglement unverzOglich beendet. Vor dem Hintergrund der rund 
1200 Projekte im Förderprogramm bedeutet dies, dass bislang in knapp 10 Prozent aller Projekte 

35 Begrifflich kann zwischen nichtbetrOgensehen und betrOgensehen Unregelmassigkeiten differenziert werden: 
NichtbetrOgensehe Unregelmassigkeiten können etwa die Nichteinhaltung vertraglicher Bestimmungen oder 
Fehler im Rahmen der Rechenschaftspflicht der Projektträger sein. Betrug bezeichnet hingegen eine 
bewussUabsichtlich begangene Unregelmassigkeit und stellt somit eine Straftat dar. 
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Verslösse mit Sanktionsfolgen (d. h. finanzielle Korrekturen) und in weniger als einem Prozent 
Betrugsfälle gefunden werden konnten. Der EFK liegen auch Auszüge von gemeldeten Unregel­
massigkeiten im Schweizer Erweiterungsbeitrag vor. Diese müssen von den NCU in den Jahres­
berichten an die Schweiz rapportiert werden. Gernass Rückmeldungen SECO I DEZA handelt es 
sich in der Oberwiegenden Mehrheit um sog .• nichtbetrogerische" Unregelmassigkeiten. ln diesen 
Fallen verzichtet die Schweiz auf eine Nachverfolgung bzw. Publikation der Falle. Im Rahmen des 
Erweiterungsbeitrags der Schweiz geht man bislang nur von einem möglichen Betrugsfall aus 
(weitere Informationen siehe nachstehende Box). 

Umgang mit Unregelmisslgkelten; Tourismusprojekt in Ungarn 

Ein möglicher Betrugsfall wird derzeit in einem Projekt im Bereich des nachhaltigen Tourismus in 
Ungarn vermutet. Das Projektbudget belauft sich insgesamt auf CHF 1.3 Mio., welches zu 78% 
(1 .05 Mio.) durch die Schweiz finanziertwerden soll. 
Gegenstand des Betrugsfalls war die Unterbreitung von zwei Software-Vertragen zur Zahlung. Die 
gelieferte kostenlose Software, welche keine Zusatzentwicklung erfahren hatte, rechtfertigte die 
bezahlten Betrage (CHF 124'000 und CHF 107'000) durch den Projekttrager nicht. Der mögliche 
Betrug wurde durch den zustandigen IB aufgedeckt und an die Schweiz weitergemeldet 
Das Strafmass, welches in der Folge durch den IB festgelegt und durch die NCU bestatigt wurde, 
belief sich auf einen 100 prozentigen Abzug des Beitrags der Schweiz und des Zentralbudgets. 
Die veruntreuten Gelder wurden aus dem Budget der Projekttragerschaft (Konsortium) vorfinan­
ziert. Al/fällige ROckzahlungen von Schweizer Seite wurden vorerst ausgesetzt. 
Aufgrund der Schwere der geausserten Vorwarfe und der bislang vorliegenden Evidenzen sieht 
sich die Schweiz veranlasst, weiterfOhrende Untersuchungen einzuleiten. Nicht zuletzt möchte die 
Schweiz damit eine klare Signalwirkung an die anderen Länder abgeben. 

Wie sind die Ergebnisse von Aufsichtstatigkeiten zu werten? Es ist zu bedenken, dass die Höhe 
der gemeldeten Vorfalleper se noch keinen verlassliehen Indikator fOr eine effektive Aufsicht dar­
stellt. Wenngleich der Erweiterungsbeitrag wie auch die Förderprogramme Norwegens I EWR 
beide eine Null-Toleranz gegenüber Missbrauch von Fördermitteln fahren, erweisen sich letztere 
formal gesehen als "striktere" Ansatze: Samtliehe Unregelmassigkeiten - ungeachtet deren Inhalt, 
Höhe des Betrags und Schweregrad- sind an das FMO zu melden und werden veröffentlicht. Er­
mittelte Verslösse werden scharfer geahndet und Projekte im nachgewiesenen Falle eines Betrugs 
sofort gestoppt, Zahlungen ausgesetzt oder gar beendet. Die Schweiz verhalt sich in dieser Hin­
sicht etwas zurückhaltender. Gernass SECO I DEZA werden die Unregelmassigkeiten nicht syste­
matisch erfasst oder veröffentlicht. Zudem wurden finanzielle Mindestschwellenwerte vorgegeben, 
ab wann Unregelmassigkeiten zwingend zu melden sind. SECO I DEZA begründen diese Ver­
gehensweise damit, dass es sich in der überwiegenden Mehrheit von Unregelmassigkeiten um 
Bagatellfälle und Unachtsamkeit handelt. Es bleibt offen, ob und inwiefern der striktere Ansatz von 
Norwegen I EWR gegenüber dem Erweiterungsbeitrag auch eine starker praventive Wirkung hat. 

Die EFK kommt zum Schluss, dass das Aufsichts- und Risikomanagement des Erweiterungs­
beitrags im Grundsatz zweckdienlich aufgestellt ist. Der Erweiterungsbeitrag verfügt Ober eine viel­
schichtige Aufsichts- und Kontrollstruktur unter Einbindung verschiedener Institutionen und Mass­
nahmen. Besondere Risikobereiche wie die öffentliche Auftragsvergabe I Beschaffung oder die 
vertragsgernasse Leistungserbringung weisen erhöhte Kontroll- und Prüftatigkeiten auf. Die EFK 



stellt jedoch auch fest, dass es im Rahmen der Aufsichtstatigkeit an einer optimalen Koordination 
und Abgrenzung zwischen den mit der Aufsicht beauftragten Stellen fehlt. So wurden in einzelnen 
Projekten bis vor kurzem noch alle eingereichten Rechnungen von mehreren Stellen geproft, was 
auch einen grossen Ressourcenaufwand bezüglich Zeit und Personal forderte. Hier wurden von 
Seiten der Schweiz inzwischen Gegenmassnahmen eingeleitet und es werden nur noch stich­
probenbasierte Prüfungen von Rechnungen verlangt. Es kann aber vorkommen, dass die Instituti­
onen der Partnerfander dennoch meist ein gründliches Vorgehen bevorzugen (d. h. die vollständige 
PrOfunQ aller Rechnungen), um nicht dem Risiko von Sanktionen ausgesetzt zu sein. Werden Pro­
jekte durch nationale Gelder unterstützt, wird ohnehin eine 100-prozentige Prüfung der Rechnun­
gen verlangt. Folglich lassen sich Anzeichen von Doppelspurigkeiten in der Aufsicht und Kontrolle 
erkennen, da samtriehe Rechnungen von mehreren nachgeordneten Instanzen geprüft werden. 
Der EFK wurde zudem vereinzelt angegeben, dass nicht immer klare Vorgaben oder Planungen 
darober bestünden, wer wann was zu prüfen hat. Die Partnerinstitutionen gehen dann getreu dem 
Motto "Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser" vor. Auch sei den einzelnen Institutionen nicht immer 
ganz klar, wer schon was geprüft hat und zu welchen Ergebnissen mit welchen Folgen diese ge­

kommen sind. 

Empfehlung 5: Entwicklung einer risikobasierten Prüfmatrix zwecks koordinierter Aufsichts- und 
Kontrolltatigkeiten (Prioritat 1) 

Die EFK empfiehlt dem SECO I DEZA im Falle einer Erneuerung des Erweiterungsbeitrags eine 
PrOfmatrix rar eine ganzheitliche Aufsichtstatigkeit zu erstellen. Innerhalb dieser sollten sowohl 
Anzahl, Prüfumfang, Prüfzeitpunkt, ausfahrende Stellen wie auch die Kommunikation der PrOf­
ergebnisse systematisch erfasst werden. Erganzende PrOftatigkeiten wie Visiten vor Ort etc. sollten 
ebenfalls so weit als mOgfich berücksichtigt werden. Die Planung und Aufdatierung erfolgt rollend 
und berücksichtigt in genagender Weise sich andemde Umstande. Auch die Erfassungs- und 
Meldepflicht von Unregelmassigkeiten sollte rar alle Lander gleichennassen ausgestaltet sein. 

Stellungnahme SECO/DEZA: 

SECO/DEZA sind mit dieser Empfehlung einverstanden. 

Umsetzung bis: Nach dem Entscheid Ober einen neuen Erweiterungsbeitrag (Konzeptausarbeitung 
und Verhandlungen mit den Partnerstaaten) 

Erläuterung 

Die vorliegenden Untersuchungsergebnisse zeigen, dass die Prüfungstatigkeiten in Bezug auf den 
Erweiterungsbeitrag umfassend sind, jedoch es in einzelnen Fallen zu Überschneidungen und 
Mehrfachkontrollen ein und desselben Prüfgegenstandes kommen kann. Die EFK ist überzeugt, 
dass durch ein systematisches Vorgehen alle involvierten Prüfsteilen sowie deren Prüfinhalte und 
Prüfzeitpunkte optimal aufeinander abgestimmt werden. Zudem sollten durchgefOhrte Prüfungen 
und die wichtigsten Ergebnisse in den jeweiligen Jahresberichten publiziert werden. Entsprechend 
sind auch Meldungen zu Unregelmassigkeiten zu behandeln. 
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7 Kosten und Nutzen des Erweiterungsbeitrags 

7.1 Limitierte Kosten des Managements 

Die mit der EU getroffenen Vereinbarungen sehen maximal 5 Prozent des gesamten Fördermittel­

betrags als Kostendach fOr das Management des Erweiterungsbeitrags vor. Damit sind alle an­

fallenden Kosten der Zentrale, der Koordinationsbüros und aller Angestellten in den Partnerlandern 

sowie verschiedene im Zusammenhang mit der ProjektdurchfOhrung anfallende Kosten torexterne 

Leistungen wie Beratung und Kontrolle zu decken (vgl. Abbildung 22). Nimmt man Kroatien hinzu, 

betrt:lgt rein rechnerisch die maximale Höhe der Managementkosten rund 65 Mio. Schweizer Fran­

ken (entspricht 5 Prozent von 1,3 Mia. Schweizer Franken). Davon entfallen 50 Mio. Schweizer 

Franken auf die Lander der EU-10 sowie 12,85 Mio. Schweizer Franken auf die Lander der EU-2. 

Mit Stand 15. Januar 2015 (Budgetjahr 2014) zeigen die Buchhaltungsdaten fOr die EU-12-Lander 

in der Abbildung 22, dass 50 Prozent der Managementkosten bei den Löhnen und Dienstreisen der 

Zentrale (DEZA I SECO) anfallen. Weitere rund 40 Prozent werden fOr Personal und Betriebskos­

ten der Büros Erweiterungsbeitrag aufgewendet. 13 resp. 9 Prozent sind fOr sonstige Leistungen 

vorgesehen, der Grossteil dieser Mittel fOr externe Expertenmandate (Backstopper). 

Abbildung 22: Verteilung der Managementkosten OEZA I SECO, EU-10 und EU-2 
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Die Abbildung 23 zeigt den jeweiligen Anteil der Managementkosten tordie EU-1 o und EU-2, 

welcher bis dato ausgeschöpft wurde. Demzufolge wurden fOr die EU-10 nach zwei Dritteln der. 

Laufzeit des Erweiterungsbeitrags rund 75 Prozent der Managementkosten ausgeschöpft. Bei der 

EU-2, wo der Erweiterungsbeitrag noch bis 20191autt, sind es aktuell47 Prozent. 

Gernass Angaben SECO I DEZA wird es möglich sein, dass Kostendach von 5 Prozent bis zum 

Ablauf des Erweiterungsbeitrags in den Jahren 2017 (EU-10) bzw. 2019 (EU-2) einhalten zu 

können. Sie sind sich bewusst, dass dies eine disziplinierte Kostenkontrolle erfordert. Im Falle 

einer möglichen Überschreitung des Kostendachs worden zudem Einsparungen vorgenommen. 

Einsparpotenziale zur Einhaltung des Kostendachs werden einerseits in den Lohnkosten der 



ErweiterungsbOras (Wechsel der Resident heads zu Flying heads) 36 sowie andererseits in den 
Kostentor externe Expertenmandate gesehen. 

Abbildung 23: Auszahlung der Managementkosten (Stand 15.1.2015) 
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Im Zuge von Kosten-Nutzen-Betrachtungen ware es interessant zu erfahren, wie sich die Kosten 
auf einzelne Projekte oder Programme und Lander verteilen. Der finanzielle und personelle Auf­
wand pro Projekt wird aber nicht gesondert ausgewiesen und lasst sich somit nicht quantifizieren 
und zuordnen. Es kann jedoch davon auszugehen werden, dass die meisten unterstatzten Projekte 
dieselben Mindestvorgaben und entsprechenden Formantaten einhalten müssen, bspw. in Bezug 
auf das Monitoring, Reporting sowie Aufsicht und Kontrolle. Dies bedingt einen gewissen Fix­
kostenanteil, welcher nicht zwingend linear mit dem Projektbudget steigen muss. Grössere 
Projekte dürften somit eher Synergieeffekte und letztlich Einsparungspotenzial aufweisen. 

7.2 Vielfältiger Nutzen des Erweiterungsbeitrags 

Der Erweiterungsbeitrag der Schweiz ist so ausgelegt, dass dieser einen vielfaltigen Nutzen stiften 
soll. Der Nutzen kommt in erster Linie den direkt Begünstigten der Förderungen zugute. Inwiefern 
der Erweiterungsbeitrag, aber auch die weiteren Förderprogramme der EU sowie von Norwegen I 
EWR, die gesetzten Obergeordneten Ziele erreichen können und zu einer Verringerung der sozia­
len und wirtschaftlichen Disparitaten auf regionaler Ebene oder innerhalb der EU führen, kann 
unter Berücksichtigung vorliegender Statistiken und Studien bislang in seinem Ausmass nicht 
zweifelsfrei ermittelt werden. 

Gernass SECO I DEZA ist ein weiterer, indirekter Nutzen des Erweiterungsbeitrags im Zugang von 
Schweizer Unternehmen zum erweiterten EU-Markt zu sehen. Gernass ihren Angaben liegen die 
direkten ROckflOsse der Fördergelder aus dem Erweiterungsbeitrag in die Schweiz in Form von 
Auftragen und anderen Ausgaben aktuell bei rund 100 Mio. Schweizer Franken. 

36 
D. h_ der Büroleiter ist nicht mehr permanent vor Ort, sondern in der Schweiz stationiert und nur im Bedarfsfall 
vor Ort. 
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Gernass den Zielsetzungen soll der Erweiterungsbeitrag auch zu verbesserten und nachhaltigen 
Partnerschaften zwischen der Schweiz und den unterstatzten Partnerlandern fOhren. Viele Projekte 
und Programme sind durch verschiedene Formen der Zusammenarbeit und Partnerschaften so 
angelegt, dass sie zum beiderseitigen Austausch von Wissen und Lernen beitragen sollen. Diese 
neu gebildeten, aber zum Teil auch bereits bestehenden Kontakte und Partnerschaften, können 
eine erfolgreiche Umsetzung sichern und darober hinaus, auch zukonftig Partnerschaften fördern. 
Rockmeldungen an die EFK sowie Erkenntnisse aus anderen Förderprogrammen zeigen, dass 
gute Partnerschaften wichtig sind fOr eine erfolgreiche Umsetzung von Projekten. Der einge­
schlagene Weg der Bildung und Festigung von transnationalen Partnerschaften sollte konsequent 
weiterverfolgt werden und auch eine wichtige Zielsetzung eines möglichen neuen Erweiterungs­
beitrags sein. 

8 Antworten auf die Fragestellungen und Fazit 

Nachfolgend wird kurz auf die konkreten Fragen der vorliegenden Untersuchung eingegangen 
sowie ein Fazit gezogen. 

Fragestellung 1: 

Garantiert das Schwelzer Förderprogramm eine hohe Qualität der Projekte? 

Die Ermittlung von geeigneten Projekten und Programmen erfolgt in der Regel durch das Partner­
land selbst. Dadurch soll gewahrleistet werden, dass die Projektantrage dem Bedarf des jeweiligen 
Landes entsprechen. Das anschilessende 2-stufige Auswahlverfahren stellt danach weitgehend 
sicher, dass die eingereichten Antrage auch den formalen Anforderungen und Kriterien fOr eine 
Förderung gemass den getroffenen Vereinbarungen entsprechen. Inhaltlich oder formal weniger 
geeignete Antrage können durch das Partnerland oder der Schweiz entsprechend angepasst 
werden. Der letztendliche Entscheid Ober eine Finanzierung erfolgt durch die Schweiz. Vor dem 
Hintergrund dieser Mechanismen kann mit hoher Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden, 
dass die geförderten Projekte und Programme eine hohe Qualität aufweisen. 

Nachteilig wirkt sich das Selektionsverfahren insbesondere in zeitlicher Hinsicht aus. Aufgrund der 
Vielzahl von Akteuren und Prozessen können von der Beantragung bis zur Genehmigung unter 
Umstanden mehrere Jahre vergehen. Auch ist dadurch nicht sichergestellt, dass die genehmigten 
Projekte letztlich auch fristgerecht umgesetzt werden. Verschiedene Risiken, bspw. aufgrund tech­
nischer, rechtlicher, organisatorischer Verzögerungen oder Projektänderungen zeigen sich erst im 
Verlaufe der Umsetzung. Auch die anderen Förderprogramme der EU und von Norwegen I EWR 
setzen vergleichbare Verfahren ein. 

Fragestellung 2: 

Erfolgt die Umsetzung des Förderprogramms koordiniert, zeitgerecht und effizient? 

Vorbemerkung: Der Erweiterungsbeitrag befindet sich aktuell mitten in der Umsetzungsphase. Die 
nachfolgenden AusfOhrungen sind daher nicht als abschliessend zu betrachten. 

Die Umsetzung des Erweiterungsbeitrags stellt einen umfassenden Multi-Level-Management­
ansatz mit zahlreichen Akteuren dar. Allein diese Tatsache stellt hohe Anforderungen an das 



System mit seinen zahlreichen Prozessen, Schnittstellen und eigener Ablauflogik. Grundlegende 
Vorgaben zur Organisation und Umsetzung des Erweiterungsbeitrags wurden von der Schweiz 
aufgestellt und sind in den jeweiligen Vereinbarungen festgehalten. Die Schweiz verzichtete be­
wusst auf zu strikte Vorgaben, um entsprechende Flexibilitat im Rahmen der Umsetzung zu haben. 
ln der praktischen Umsetzung offenbaren sich dann aber auch Nachteile des flexiblen Systems, 
welche sich in Form von Doppelspurigkeiten, UnterbrOchen und Verzögerungen äussern. Auslöser 
hierfür sind oftmals Missverstandnisse, Unsicherheiten und unterschiedliche Auffassungen sowie 
verschiedene Auslegungen der Delegation von Aufgaben und Funktionen zwischen den Akteuren. 

Ein weiteres Indiz fOr die Komplexität des Systems zeigt sich darin, dass sich zwecks effizienter 
Informationsbeschaffung oder in der Notwendigkeit einer schnellen Entscheidung zeitweise Abkar­
zungen ("short-cuts") im System herausbilden. Dies wiederum hat zur Folge, dass andere Akteure 
nicht oder zu spät darOber informiert werden. 

Erschwerend fOr eine effiziente und zeitgerechte Umsetzung von Projekten wirkte sich auch die 
starke Frankenaufwertung der letzten Jahre aus. Diese ausserordentliche Aufwertung, gepaart mit 
der Verpflichtung einer vollstandigen Mittelverwendung, fllhrte in der Folge zur Notwendigkeit von 
Projektanderungen mit weitreichenden administrativen Folgen (zusätzliche Beantragungs- und 
Genehmigungsverfahren). Ob am Ende der Laufzeit des Erweiterungsbeitrags alle Projekte und 
Programme fristgerecht abgeschlossen und sämtliche Mittel verwendet werden können, ist zum 
heutigen Zeitpunkt noch nicht abschatzbar. 

Fragestellung 3: 
Ist das eingesetzte lnfonnationsmanagementsystem zur Steuerung von Projekten adäquat? 

Der Erweiterungsbeitrag sieht eine ganze Reihe von aufeinander aufbauenden Informationssyste­
men vor. Dadurch soll sichergestellt werden, dass genogend Informationen und Daten zu allen 
Projekten vorliegen um eine ordnungsgernasse Umsetzung und Steuerung zu gewährleisten. Be­
zOglich der Berichterstattung vereinbart die Schweiz mit jedem Partnerland grundlegende Anforde­
rungskriterien, gewährt den zustandigen Institutionen der Partnerländer aber auch einen gewissen 
Handlungsspielraum. Entsprechend haben sich zwischen den Landern und auch zwischen den 
einzelnen Projekten leicht abweichende Formen der Berichterstattung betreffend Qualität und 
Quantitat der Informationen herausgebildet, was zu einem gewissen Grade die Nachvollziehbarkeil 
und Vergleiche von Informationen zwischen Projekten oder Landern erschwert. 

Der Erweiterungsbeitrag sieht weitere Möglichkeiten der Informationsbeschaffung vor, u. a. Ober 
regelmassig stattfindende Sitzungen zwischen verschiedenen Akteuren der Partnerländer und der 
Schweiz oder Projektvisiten vor Ort. 

Projektfortschritte und Zielerreichung werden Ober entsprechende Zielvorgaben und Indikatoren 
OberprOft. Eine Durchsicht ausgewählter Projektunterlagen zeigt, dass die darin ausgewiesenen 
Zielsetzungen sehr offen formuliert sind und eine Mischung aus Projektleistungen (Outputs) und 
Projektwirkungen (Outcomes, Impacts) darstellen. Während direkte Projektleistungen relativ gut 
und genau ermittelt werden können, zeigen sich bei den Wirkungszielen Schwierigkeiten bei der 
Zielwertfestsetzung und bei der Messung. 
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Über die Informationssysteme der Förderprogramme der EU und von Norwegen I EWR liegen der 
EFK nur wenige Informationen vor. Jedoch zeigen Rückmeldungen, dass diese ebenfalls .schwer­
taUige" Informationssysteme aufweisen und sich daher nur in Details unterscheiden dürften. Ein 
wesentlicher Unterschied stellt aber die digitale Eingabe, Speicherung und Verarbeitung der wich­
tigsten Dokumente und Daten in einer Datenbank dar. Dies erleichtert den beteiligten Akteuren den 
jeweils aktuellsten Stand der Bearbeitung von Dokumenten nachzuverfolgen und Daten Ober 
Projekte laufend einzugeben. 

Fragestellung 4: 
Ennögllcht die Aufsicht eine effektive Aufdeckung und Bewältigung von Risiken? 

Die Überwachung der korrekten Mittelverwendung bei der Umsetzung der Projekte erfolgt im 
Erweiterungsbeitrag als geteilte Aufgabe zwischen der Schweiz und den Partnerlandern. Die 
Verantwortung obliegt den Partnerlandern, die Schweiz nimmt sich aber jederzeit das Recht 
heraus, eigene Kontrollen durchzuführen. Die geltenden Vereinbarungen sehen eine Reihe von 
Aufsichtstätigkeiten durch die involvierten Institutionen vor. Wesentliche Risikobereiche bei Pro­
jekten wie etwa die öffentliche Beschaffung sind bekannt und stehen entsprechend im Fokus der 
Prüftatigkeiten. Verbesserungspotenziale weisen die Koordination der Prüfungsaktivitäten wie auch 
die Abgrenzung der PrOfbereiche und Inhalte zwischen den Aufsichtsstellen auf. 

Der Erfolg von Aufsicht und Kontrolle ist schwierig zu beurteilen: Viele aufgedeckte Falle von 
Unregelmassigkeiten sind sicherlich ein Beleg dafür, dass eine gute Aufsicht und Kontrolle wahr­
genommen wird. Andererseits bedeutet die Aufdeckung weniger oder keiner Falle aber nicht, dass 
die Aufsichtstätigkeit ungenügend ist oder es keine Unregelmassigkeiten gibt. 

Fazit 

Die AusfOhrungen zeigen, dass der Schweizer Erweiterungsbeitrag ein komplexes und vielschich­
tiges Unterfangen darstellt. Die Konzipierung und Umsetzung des Schweizer Erweiterungsbeitrags 
offenbart verschiedene Starken und Schwachen. 

Eine wesentliche Starke des Erweiterungsbetrags liegt in dessen flexiblen Aus- und Mitgestaltung 
durch die Partnerlander. Insofern wird er als weniger .bürokratisch" angesehen als vergleichbare 
Förderprogramme. Gleichzeitig birgt dieser Ansatz auch die Gefahr von Missverstandnissen in der 
Auslegung und Umsetzung der gewahrten Handlungsspielraume. Eine Starke ist in der Präsenz 
der Schweiz vor Ort zu sehen. Diese leisten den Partnerlandern bei Problemen oder Unklarheiten 
rasche Hilfestellung. Die Kehrseite der Medaille ist darin zu sehen, dass dadurch mehr Akteure im 
System integriert sind und sich parallele Kommunikations- und Informationsströme bilden können. 
Eine Bilanzierung der Kosten und Nutzen der Swiss Intermediate Bodies als spezifische System­
komponente in Bulgarien und Rumänien kann erst beim Auslaufen des Erweiterungsbeitrags er­
folgen. 

Die grundlegende Ausrichtung der Schweizer Förderung wird vielfach als Starke wahrgenommen: 
Die Fokussierung auf .Nischenbereiche" ermöglicht Projektantrage von Institutionen, welche bei 
anderen Förderprogrammen nicht zum Zuge kommen. Schweizer Know-how, in Form von Exper­
teneinsatzen und Unterstotzungen in der Projektabwicklung, dürften zum Vorteil aller Beteiligten 
sein. 



Wie bereits erwähnt, weist der Erweiterungsbeitrag mit seiner Vielzahl von involvierten Akteuren 
und Prozessen eine gewisse Trägheit auf. Diese schmälert die Effizienz und fUhrt zu hohen Durch­
laufzeiten und Verzögerungen. Eine Optimierung der Prozessablaufe mit klaren Funktions- und 
Aufgabentrennungen kann zu Verbesserungen fahren. Eine Gefahr des Erweiterungsbeitrags be­
steht darin, dass die Umsetzung vieler kleiner Projekte zu hohen Administrativlasten bei den be­
teiligten Projektpartnern und insgesamt zu hohen Managementkosten fahren. Daher sind grund­
sätzlich grössere Projekte vorzuziehen und viele kleine Projekte zu Programmen zusammenzu­
führen. Kleinere Projekte laufen zudem Gefahr, nur eine begrenzte Breitenwirkung zu erzielen und 
die Projekterfolge daher in der Öffentlichkeit nicht genügend wahrgenommen werden. 

Abschliessend zeigt die Abbildung 24 einen Vergleich der verschiedenen Förderprogramme mit 
Fokus auf Kohäsionsbestrebungen in der erweiterten EU. Dargestellt sind ausgewählte, verfOgbare 
Kriterien. 

Abbildung 24: Benchmark Förderprogramme, Stand November 2014 
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Der Wechsel des Förderensatzes im Finanzierungsmechanismus von Norwegen I EWR wurde voll­
zogen, um unter anderem die grosse Zahl von Förderprojekten (ca. 1200 Projekte in der Periode 
2004-2009) effizienter und effektiver verwalten zu können. Die Tabelle zeigt, dass die aktuelle 
Förderprogrammperiode 2009-2014 nun 149 Programme umfasst, welche insgesamt Ober 2600 
Projekte mit einem durchschnittlichen Förderbetrag von 0,62 Mio. Euro beinhalten.37 For diese An­
zahl und mittlere Grösse der Projekte ist ein Programmansatz möglicherweise vorteilhafter. Der 
Anteil der Managementkosten wurde dabei auf 7,5 Prozent (gegenüber 5 Prozent in der Vor­
periode) erhöht, nicht zuletzt auch aufgrunddes Engagements von Donor Programme Partnem zur 
Unterstatzung der lokalen Programmträger. Über den Kohäsionsfonds 2007-2013 der EU lassen 
sich nicht mit Sicherheit verlässliche Angaben finden. Derzeit sind 182 operationeile Programme 
definiert, welche ein durchschnittliches Finanzvolumen von ca. 385 Mio. Euro aufweisen. Der Er­
weiterungsbeitrag umfasst dagegen rund 300 Projekte mit einem durchschnittlichen Förderbetrag 
von rund 3,8 Mio. Schweizer Franken.38 

37 

38 
http;/leeag@nts.o!QIWhat:We::Oq 
Die Spannweite der Projektbudgets reicht von weniger als 50'000 Franken bis hin zu mehr als 50 Mio. Franken. 
Rund ein Viertel aller Projekte weisen ein Budget von unter einer Mio. Franken sowie 10 Prozent ein Budget von 
Ober 10 Mio. Franken auf. Siehe auch Abbildung 13 fOr weitere Informationen. 
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Vereinzelt liegen auch Ergebnisse im Bereich der Aufsicht bzw. Aufdeckung von Unregelmassig­
keiten ("lrregularities") fOr die einzelnen Förderprogramme vor. Innerhalb der Förderperiode 04-09 
im Förderprogramm Norwegens I EWR wurden bislang 225 Fälle von Unregelmassigkeiten ge­
meldet, davon 7 Betrugsfalle. Der Kohäsionsfonds weist mit knapp 700 Fallen eine grosse Anzahl 
gemeldeter Unregelmassigkeiten auf. ln 26 Fallen geht man von Betrug aus. Die exakte Anzahl der 
gemeldeten Falle von lrregularitaten im Erweiterungsbeitrag ist schwierig zu ermitteln, da diese 
nicht systematisch erhoben und zentral erfasst werden. 

Die EFK kommt zum Schluss, dass der heutige Ansatz der Schweiz fOr den aktuellen Erweite­
rungsbeitrag zweckmassig konzipiert wurde, aber in einzelnen Bereichen noch Potenzial for Effi­
zienzsteigerungen besitzt. FOr eine allfällige Erneuerung des Beitrags muss auf Basis strategischer 
Überlegungen zur Anzahl und Grösse der jeweiligen Projekte und Programme der bestmögliche 
Förderansatz ermittelt werden. Sollten in erster Linie viele kleine Projekte wie im Falle der Finan­
zierungsmechanismen von Norwegen I EWR gefördert werden, könnte ein Programmansatz in 
Erwägung gezogen werden. Hierbei ist sicherlich ein Austausch von Erfahrungen mit anderen 
Förderprogrammen sinnvoll, insbesondere mit Bezug auf die damit verbundenen Kosten oder der 
Steuerung und Überwachung der Projekte. Auf der anderen Seite zeigen die Erfahrungen, dass 
insbesondere grossere Projekte nach dem Projektansatz gut abgewickelt werden können. Soll im 
Grundsatz die bisherige Ausrichtung des Erweiterungsbeitrags in einem neuen Beitrag konsequent 
weiterverfolgt werden, erweist sich der aktuelle bzw. ein optimierter Hybridansatz gernäss heuti­
gem Kenntnisstand durchaus als zielfOhrend. 

9 Schlussbesprechung 

Die Schlussbespr~m 29. Januar 2015 und am 2. Februar 2015 statt. Teilgenommen 

haben die Herren-(SECO), - (DEZA), - (DEZA), G. Demaurex 
(EFK), E. Sangra (EFK), M. Koci (EFK) sowie Frau K. Windelf (EFK). 

Im Rahmen der beiden (Teii-)Sitzungen wurden wesentliche Punkte des Berichts besprochen. Sie 
ergab grundsätzliche Übereinstimmung mit den Feststellungen, Beurteilungen und Empfehlungen 
der EFK. 

Die EFK dankt der DEZA, dem SECO sowie allen befragten und beteiligten Personen fOr die ge­
wahrte wertvolle Unterstotzung. Die EFK erinnert daran. dass die Überwachung der Empfehlungs­
umsetzung den Amtsleitungen bzw. den Generalsekretariaten obliegt 

EIDGENÖSSISCHE FINANZKONTROLLE 

Gregoire Demaurex 
Mandatsleiter 

Martin Koci 
Projektleiter 



Anhang 1: Rechtsgrundlagen und parlamentarische Vorstösse 

Rechtsgrundlagen 

Bundesgesetz Ober die Zusammenarbeit mit den Staaten Osteuropas vom 24. März 2006 (SR 

974.1) 

Verordnung Ober die Zusammenarbeit mit den Staaten Osteuropas (SR 97 4.11) 

Botschaft zum Bundesgesetz Ober die Zusammenarbeit mit den Staaten Osteuropas vom 31. Marz 

2004 

Memorandum of Understanding vom 27. Februar 2006 mit der EU inkl. Addenda vom 25. Juni 

2008 und 2. Mai 2014 

Gilt fUr Polen, Ungarn, Tschechische Republik, Litauen, Slowakische Republik, Lettland, 
Estland, Slowenien, Zypern und Malta 

Botschaft Ober den Beitrag der Schweiz zur Verringerung der wirtschaftlichen und sozialen 
Ungleichheiten in der erweiterten EU vom 15. Dezember 2006 

Bundesbeschluss Ober den Beitrag der Schweiz zur Verringerung der wirtschaftlichen und sozialen 
Ungleichheiten in der erweiterten Europäischen Union vom 14. Juni 2007 

Bilaterale Rahmenabkommen mit den 10 Partnerstaaten vom 20. Dezember 2007 

Gilt fUr Bulgarien und Rumänien 

Botschaft Ober den Beitrag der Schweiz zugunsten von Bulgarien und Rumänien zur Verringerung 
der wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten in der erweiterten Europaischen Union vom 5. 
Juni2009 

Bundesbeschluss Ober den Beitrag der Schweiz zugunsten von Bulgarien und Rumänien zur 
Verringerung der wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten in der erweiterten Europaischen 
Union vom 7. Dezember 2009 

Gilt fUr Kroatien 

Botschaft Ober den Beitrag der Schweiz zugunsten von Kroatien zur Verringerung der 
wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten in der erweiterten Europäischen Union vom 28. Mai 
2014 

Parlamentarische Vorslösse 

13.3080 Motion Yvonne Estermann- EU-Kohasionszahlungen Ober Schweizer Unternehmen 

steuern, 01.05.2013 (noch nicht behandelt) 

12.3749- Klarheit schaffen bezOglieh der Verwendung der schweizerischen Kohasionsmilliarde. 

Interpellation eingereicht von Amstutz Adrian, Nationalrat, 20.9.2012 

10.1080- Anfrage Themas Hurter: Kohasionszahlungen ja, Schweizer Lieferungen nein?, 

03.11 .2010 (Erledigt) 
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Anhang 3: Fragen und Unterfragen der Untersuchung 

Hauptfragestellung 1: 
Garantiert das Schwerzer Förderprogramm eine hohe Qualität der Projekte? 

Unterfragen: 

1.1 Stehen die Kriterien zur Auswahl von potenziellen Projekten oder Programmen in Koharenz 

zu den definierten Förderzielen des Erweiterungsbeitrags bzw. der EU-Kohasionspolitik? 

1.2 Sind die Rechte, Pflichten und Kompetenzen zwischen den Akteuren fOr die Wahl und 

Umsetzung von Förderungen klar definiert und geregelt? Werden dabei sowohl mögliche 

Risiken wie auch Bedarfnisse und Besonderheiten der Empfängerländer in genügendem 

Masse berücksichtigt? 

1.3 Erfolgt der Prozess der Projekt- bzw. Programmauswahl effizient und risikominimierend? 

1.4 Worin liegen die wesentlichsten Unterschiede zu vergleichbaren Förderprogrammen 

(hinsichtlich der Prozessstrukturen, Delegation von Kompetenzen etc.)? 

Hauptfragestellung 2: 

Erfolgt die Umsetzung des Förderprogramms koordiniert, zeitgerecht und effizient? 

Unterfragen: 

2.1 Wurden adäquate Strukturen und Prozesse far eine schlanke, kosten- und zeitgerechte 

Umsetzung installiert, sowohl bei Projekten wie auch bei Programmen? Können dabei die 

angestrebten Ziele und Vorgaben mit den jeweils vorgegebenen Ressourcen optimal erreicht 

werden? 

2.2 Inwieweit stehen Kosten und Nutzen des Managements von Förderprojekten und -

programmen in einem vernünftigen Verhaltnis zueinander? 

2.3 Wie werden unerwünschte Folgen und Risiken wie KostenOberschreitungen, 

Doppelspurigkeiten, Verzögerungen sowie Korruption oder Missbrauch in anderen 

Förderprogrammen vermieden? 

Hauptfragestellung 3: 

Ist das eingesetzte Informationsmanagementsystem zur Steuerung von Projekten adäquat? 

Unterfragen: 

3.1 Gewahrt das Monitoring- und Reportingsystem eine lOckenlose und zeitnahe Begleitung und 

Steuerung der Projekte und Programme? 

3.2 Erfasst das Monitoring- und Reportingsystem zentrale Aspekte (und Entwicklungen) for eine 

gute Projektsteuerung (hinsichtlich Fortschritte, Zielerreichung, Kostenkontrolle)? 

3.3 Inwiefern und in welchem Masse werden Abweichungen oder sonstige (unerwartete, 

unerwünschte) Effekte erfasst und wie wird diesen begegnet? 
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3.4 Wie unterscheiden sich die Informationssysteme des EB zu anderen Förderprogrammen? 

Welche Anderungen mit welchen Auswirkungen wurden zwischen den Förderperioden 

vorgenommen? 

Hauptfragestellung 4: 
Ermöglicht die Aufsicht eine effektive Aufdeckung und Bewältigung von Risiken? 

Unterfragen: 

4.1 Deckt das Dispositiv des Risikomanagements des Schweizer Erweiterungsbeitrags alle 

wesentlichen Risikobereiche ab? Wie ist der (aktuelle) Erfolg zu werten? 

4.2 Erfolgen die Kontrollen durch die verschiedenen Akteure in koordinierter Art und Weise? 

Stehen dabei Kosten und Nutzen der Kontrolltatigkeiten in einem vernünftigen Verhaltnis? 

4.3 Wie ist das Risikomanagement bei vergleichbaren Förderprogrammen zu werten und wie 

wird aufgedeckten Risiken begegnet? 



Anhang 4: Abkürzungen, Glossar, Priorisierung der Empfehlungen 

Abkürzungen 

2-Loop System 

BGOst 

DEZA 

EA 

EEA 

EB 

EFRE 

EFTA 

ESF 

EU 

EU-2 

EU-10 

EUR 

EWR 

GUS 

FMO 

FPP 

IB 

KF 

MoU 

NCU 

NGO 

NPO 

PO 

PPF 

2-stufiges Verfahren 

Bundesgesetz Ober die Zusammenarbeit mit den Staaten Osteuropas 

Direktion filr Entwicklung und Zusammenarbeit 

Executing Agency I Projekttrager 

European Economic Area I Europaischer Wirtschaftsraum EWR 

Erweiterungsbeitrag 

Europaischer Fonds fOr regionale Entwicklung 

Europaische Freihandelszone 

Europaischer Sozialfonds 

Europaische Union 

Bulgarien und Rumanien 

Polen, Ungarn, Tschechische Republik, Litauen, Slowakei, Lettland, Estland, 

Slowenien, Zypern und Malta 

Euro 

Europaischer Wirtschaftsraum 

Gemeinschaft unabhangiger Staaten 

Financial Mechanism Office 

Final Project Proposal 

Intermediate Body 

Kohasionsfonds 

Memorandum of Understanding I Absichtserklarung 

National Coordination Unit I Nationale Koordinationseinheit 

Non-Govemmental Organization I Nichtregierungsorganisation 

Non-Profit-Organization 

Project Outline 

Project Preparation Facility 
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SDC Swiss Agency for Development and Cooperation 

SECO State Secretary for Economic Affairs I Staatssekretariat tar Wirtschaft 

SIB Swiss Intermediate Body 

SNB Schweizerische Nationalbank I Swiss National Bank 

TAF Technical Assistance Fund 

Priorisierung der Empfehlungen 

Die EFK beurteilt die Wesentlichkeil der Empfehlungen nach Prioritäten (1 = hoch, 2 = mittel, 3 = 
klein). Sowohl der Faktor Risiko (z. B. Höhe der finanziellen Auswirkung, Wahrscheinlichkeit eines 

Schadeneintrittes usw.) als auch der Faktor Dringlichkeit der Umsetzung (kurzfristig, mittelfristig, 

langfristig) werden berücksichtigt. Dabei bezieht sich die Bewertung auf den konkreten PrOfgegen­

stand (relativ) und nicht auf die Relevanz fOr die Bundesverwaltung insgesamt (absolut). 


